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KONZERNLAGEBERICHT 2015 
 

 

 Im Geschäftsjahr 2015 behandelten wir 765.109 Patienten in unseren Kliniken und Medizinischen 

Versorgungszentren (MVZ) und erwirtschafteten dabei Umsatzerlöse in Höhe von 1.108,2 Mio. €, 

ein EBITDA in Höhe von 154,2 Mio. € sowie einen hieraus folgenden Konzerngewinn von 

87,4 Mio. €. 

 Die projektierten Baumaßnahmen sind im Geschäftsjahr 2015 planmäßig mit dem symbolischen 

ersten Spatenstich für den Campus-Neubau in Bad Neustadt gestartet. Somit ist der Grundstein für 

das Campus-Konzept gelegt. 

 Mit der im vierten Quartal durchgeführten zweiten Tranche unseres Aktienrückkaufprogramms 

erfolgte die Einziehung von 6,5 Mio. Aktien. Damit wurde das Grundkapital der RHÖN-KLINIKUM 

AG um einen Gesamtbetrag von rund 16,3 Mio. € auf 167,4 Mio. € im Wege der vereinfachten Ein-

ziehung gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 2, Abs. 4 und 5 AktG herabgesetzt. 

 Nachdem im Jahr 2014 die Verträge und Vereinbarungen zum Betrieb des Partikeltherapie-

zentrums am Standort des Universitätsklinikums Marburg unterzeichnet worden waren, konnte dort 

Ende Oktober 2015 die Patientenbehandlung aufgenommen werden. 

 
 

1 GRUNDLAGEN DES RHÖN-KLINIKUM KONZERNS 

1.1 Überblick 

Der Konzern ist grundsätzlich einstufig gegliedert. Die einzelnen Klinikgesellschaften sind rechtlich 

selbstständige Kapitalgesellschaften, die ihren Sitz an der jeweiligen Betriebsstätte haben und als 

unmittelbare Tochtergesellschaften der RHÖN-KLINIKUM AG (Konzernobergesellschaft) geführt wer-

den. Die Konzernobergesellschaft hat ihren Sitz in Bad Neustadt a. d. Saale.  

2015 2014 Veränderung

Mio. € Mio. €

Umsatzerlöse 1.108,2 1.510,5 -26,6%

EBITDA 154,2 1.413,6 -89,1%

EBIT 93,1 1.330,9 -93,0%

EBT 90,3 1.248,5 -92,8%

Operativer Cash-Flow 148,2 1.310,3 -88,7%

Konzerngewinn 87,4 1.227,9 -92,9%

Bilanzsumme 1.634,5 1.804,3 -9,4%

Investitionen 87,0 78,5 10,8%

Eigenkapital 1.108,7 1.248,9 -11,2%

Nettoliquidität 356,1 536,1 -33,6%  
 

Bedingt durch die Neustrukturierung unseres Portfolios als Konsequenz aus der Transaktion mit 

Fresenius/Helios sind unsere Geschäfts- und Leistungszahlen mit dem Vorjahr nur eingeschränkt 

vergleichbar.  

Im Vergleich zum Vorjahr haben wir, bedingt durch den Verkauf von Kliniken, Medizinischen Versor-

gungszentren und weiteren verbundenen Beteiligungen an Fresenius/Helios (Erfassung im Jahresab-

schluss 2014 mit überwiegend zwei Monaten Geschäftstätigkeit) – einhergehend mit einem im Vorjahr 

realisierten Ertrag in Höhe von 1.347,3 Mio. € – einen Rückgang des EBITDA um 1.259,4 Mio. € auf 

154,2 Mio. € (Vj. 1.413,6 Mio. €), einen Rückgang des EBIT um 1.237,8 Mio. € auf 93,1 Mio. € 

(Vj. 1.330,9 Mio. €) und einen Rückgang des Konzerngewinns um 1.140,5 Mio. € auf 87,4 Mio. € 

(Vj. 1.227,9 Mio. €) zu verzeichnen.  
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Zum 31. Dezember 2015 haben wir zehn Kliniken mit 5.218 Betten/Plätzen an insgesamt fünf Stand-

orten in unseren Konzernabschluss einbezogen. Im Geschäftsjahr 2015 haben wir in unseren Kliniken 

765.109 (Vj. 1.222.846) Patienten behandelt. Ursächlich für den Rückgang um 457.737 Patienten 

bzw. 37,4 % ist im Wesentlichen der Verkauf von Gesellschaften. Zum Bilanzstichtag waren im Kon-

zern 15.654 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (31. Dezember 2014: 15.602) beschäftigt; der Frauenan-

teil liegt weiter bei rund 75 %. 

Der operative Cash-Flow, ermittelt aus dem Konzerngewinn zuzüglich Abschreibungen und abzüg-

lich/zuzüglich sonstiger nicht operativer Sachverhalte (Saldo Gewinne und Verluste aus Anlagenab-

gängen, Aufwendungen aus der Marktbewertung Derivate), ging gegenüber dem Vergleichszeitraum 

des Vorjahres, hauptsächlich bedingt durch den Verkauf von Gesellschaften in 2014, um 

1.162,1 Mio. € auf 148,2 Mio. € (Vj. 1.310,3 Mio. €) zurück. Die Gesamtinvestitionen beliefen sich auf 

87,0 Mio. € (Vj. 78,5 Mio. €). 

Wir weisen am 31. Dezember 2015 ein Eigenkapital in Höhe von 1.108,7 Mio. € (31. Dezember 2014: 

1.248,9 Mio. €) aus. Der Rückgang des Eigenkapitals gegenüber dem Bilanzstichtag 31. Dezem-

ber 2014 um 140,2 Mio. € resultiert mit 167,0 Mio. € aus dem beschlossenen Aktienrückkauf und der 

damit einhergehenden Kapitalherabsetzung, mit 60,4 Mio. € aus Ausschüttungen an Aktionäre und 

nicht beherrschende Anteile sowie mit 0,2 Mio. € aus der Erfassung von Verlusten aus der Neubewer-

tung von leistungsorientierten Pensionsplänen, denen mit 87,4 Mio. € der Konzerngewinn des Ge-

schäftsjahres 2015 gegenübersteht. Die Eigenkapitalquote ging seit dem letzten Bilanzstichtag von 

69,2 % auf 67,8 % zurück. Ursächlich hierfür sind insbesondere der Mittelabfluss aus dem Aktienrück-

kauf und die damit im Zusammenhang stehende Kapitalherabsetzung im Geschäftsjahr 2015. Die 

Nettofinanzverschuldung – einschließlich der Verbindlichkeiten aus Finance-Lease – ergibt sich zum 

31. Dezember 2015 mit 0,0 Mio. € (31. Dezember 2014: 0,0 Mio. €). Zum 31. Dezember 2015 weisen 

wir eine Nettoliquidität in Höhe von 356,1 Mio. € (31. Dezember 2014: 536,1 Mio. €) aus. 

 

1.2 Zukunft des Konzerns 

Seit dem im Geschäftsjahr 2014 abgeschlossenen Verkauf von 43 Kliniken, Medizinischen Versor-

gungszentren und weiteren verbundenen Beteiligungen konzentrieren wir uns an fünf Standorten auf 

maximalversorgungsnahe Spitzenmedizin mit direkter Verbindung zu Universitäten und Forschungs-

einrichtungen. Unsere Einrichtungen sind durch eine enge Verzahnung von Krankenversorgung, For-

schung und Lehre sowie eine hohe ärztliche und pflegerische Qualität geprägt. 

Die RHÖN-KLINIKUM AG wandelt sich nach dem Verkauf von Gesellschaften an Fresenius/Helios 

zum Anbieter von Spitzenmedizin, der die Veränderungen im Gesundheitswesen nicht nur antizipiert, 

sondern aktiv mitgestaltet. Hierzu zählt in erster Linie das Campus-Konzept, das sich bereits am 

Standort Bad Neustadt in der konkreten Umsetzung befindet und künftig prototypisch auf andere 

Standorte ausgerollt wird. In den nächsten Jahren werden wir unser Angebot mit dem Ziel einer medi-

zinischen und pflegerischen Vollversorgung in ländlichen Regionen weiter ausbauen und nehmen die 

wachsenden Anforderungen einer altersgerechten Gesundheitsversorgung als Herausforderung an.  

Um die strategischen Generalthemen Behandlungsexzellenz, Innovation und Netzwerkmedizin weiter 

zu forcieren, hat der Aufsichtsrat im Geschäftsjahr 2015 einer Erweiterung des Vorstands zugestimmt. 

Seit dem 1. Januar 2016 gehört Herr Prof. Dr. med. Bernd Griewing, Sprecher des Medical Board, 

dem Vorstand als Chief Medical Officer (CMO) an. Zu seinen Schwerpunktaufgaben gehören die Wei-

terentwicklung des Medical Board, die Belange von Hygiene und Patientensicherheit sowie das  

medizinische Prozessmanagement.   

Mit einer starken Konzentration auf spitzenmedizinische Leistungen verbinden sich der Anspruch und 

die Wirklichkeit, die Patienten auf der Basis neuester, wissenschaftlich fundierter Therapieverfahren 

und unter Einsatz modernster Medizintechnologie zu diagnostizieren und zu behandeln. Seit 2014 

wird die unternehmerische Entwicklung der RHÖN-KLINIKUM AG eng durch das Medical Board be-

gleitet. Es hat die Aufgabe, die medizinische Strategie des Unternehmens zu inspirieren, konkrete 

Innovationsprojekte umzusetzen und die medizinische Expertise mit den unternehmerischen Zielen zu 

synchronisieren. Ferner berät und unterstützt das Medical Board den Vorstand und die Geschäftsfüh-
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rungen unserer Kliniken bei der Beurteilung medizinischer Innovationen, neuer Therapieverfahren und 

der Installation komplexer medizinischer Technik.  

Einen Leuchtturm innovativer Spitzenmedizin stellt die Realisierung des Partikeltherapiezentrums am 

Universitätsklinikum Marburg dar. Diese Technologie ermöglicht es, Protonen und Kohlenstoff-Ionen 

durch hochenergetische Beschleunigung zielgenau gegen bestimmte Tumorarten zu richten und damit 

eine praktisch nebenwirkungsfreie Bestrahlung bislang inoperabler und teilweise nicht bestrahlbarer 

Erkrankungsherde durchzuführen. Ende Oktober 2015 wurde die Patientenbehandlung am Marburger 

Ionenstrahl-Therapiezentrum aufgenommen. 

Im Übrigen sind die projektierten Baumaßnahmen im Geschäftsjahr 2015 fortgesetzt worden. Zwi-

schenzeitlich sind ebenso die Vorbereitungen zum Geschäftsbeginn unserer RHÖN Innovations 

GmbH abgeschlossen worden. Die Gesellschaft hat die Aufgabe, sich im stark wachsenden E-Health-

Segment an sogenannten Start-ups zu beteiligen, die ausgewählte medizinische und medizintechni-

sche Anwendungen entwickeln. Über diese Beteiligungsgesellschaft möchten wir unsere führende 

medizintechnologische Marktstellung konsequent ausbauen, die medizinischen Leistungsangebote 

weiter verbessern und damit einen spürbaren Zusatznutzen für unsere Patienten erzielen.  

Ferner hat die Umsetzung des angestrebten Netzwerkverbunds unter Beteiligung der Netzwerkpartner 

Helios und Asklepios weitere deutliche Fortschritte gemacht. Mittelfristig soll das Netzwerk zu einem 

bundesweit trägeroffenen Zusammenschluss qualifizierter Leistungsanbieter ausgebaut werden, der 

den versicherten Patienten im Rahmen einer arbeitgeberfinanzierten Zusatzversicherung zusätzliche 

ambulante und stationäre Leistungen anbietet. Es wird davon ausgegangen, dass die Netzwerkpart-

nerschaft der wirtschaftlichen Entwicklung der RHÖN-KLINIKUM AG spürbare Zusatzimpulse verleiht. 

Unser Selbstverständnis bleibt weiter geprägt von der Maxime, bezahlbare, qualitativ hochwertige 

Medizin für unsere Patienten anzubieten. 

 

Unternehmensleitbild 

Ausgangspunkt unseres Handelns ist das Wohl unserer Patienten, die sich unseren Mitarbeitern in 

unseren Kliniken und Einrichtungen anvertrauen und stets im Mittelpunkt unserer Anstrengungen ste-

hen. Die RHÖN-KLINIKUM AG hat sich deshalb eine verantwortungsvolle und nachhaltige Unterneh-

mensführung zum Ziel gesetzt. Um maximalversorgungsnahe Medizin anbieten zu können, ist es not-

wendig, Mittel für Investitionen zu erwirtschaften. Eine hohe medizinische Qualität einerseits und die 

Wirtschaftlichkeit unserer Einrichtungen andererseits sind aus unserer Sicht zwei Seiten derselben 

Medaille. Ohne ein wirtschaftlich zufriedenstellendes Geschäftsergebnis ist die bestmögliche Behand-

lung unserer Patienten nicht zu gewährleisten. 

In der Regel schafft auch nur der wirtschaftliche Erfolg die Grundlage für gesicherte Arbeit und Be-

schäftigung sowie die notwendigen Investitionen in die bauliche und apparative Infrastruktur. Deshalb 

darf sich das nachhaltige Angebot einer hochwertigen Gesundheitsversorgung nicht nur auf medizini-

sche Aspekte beschränken. Für eine zukunftsfeste und innovative Gesundheitsversorgung sind die 

Berücksichtigung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und die Fokussierung auf die Effizienz der 

Behandlungsprozesse unabdingbar. Wir sind davon überzeugt, dass sich die Erfüllung hoher Quali-

tätsmaßstäbe und ökonomischer Erfolg – vor allem im Zeitablauf und für eine nachhaltige Entwicklung 

– gegenseitig bedingen.  

Die Bereiche Compliance, Corporate Governance, Chancen- und Risikomanagement sowie Qualitäts-

management richten sich nach diesem Leitbild und bilden somit die zentralen Instrumente, mit denen 

wir den Wert der RHÖN-KLINIKUM AG nachhaltig und kontinuierlich steigern und das Vertrauen  

unserer Anleger festigen.  
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Corporate Social Responsibility 

Eine nachhaltige Wertschöpfung und ein langfristiges Engagement sind die Eckpfeiler unseres unter-

nehmerischen Handelns – sowohl als Gesundheitsversorger wie auch als Arbeitgeber und börsenno-

tierte Gesellschaft. 

Neben kontinuierlichem Wachstum und ökonomischem Fortschritt sind auch ökologische und soziale 

Verantwortung entscheidend, um nachhaltig Wert zu schaffen. Für uns hängt erfolgreiche Gesund-

heitsversorgung besonders von förderlichen Umwelt- und Lebensbedingungen ab. Umso mehr Wert 

legen wir auf die faire und ausgewogene Beziehung zu unseren Mitarbeitern. Die zentralen Themen, 

die sich aus unserer unternehmerischen Verantwortung und nachhaltigen Entwicklung ergeben, sind 

deshalb, dem Wohl der Gesellschaft zu nützen, die Umwelt zu schützen und zu schonen sowie unsere 

Mitarbeiter zu fördern und zu binden. 

 

Gesellschaft 

Fürsorge für die Gesundheit der Gesellschaft heißt für uns, soziale Verantwortung zu übernehmen. 

Das höchste Gut jedes Einzelnen ist seine Gesundheit. Sie bestimmt maßgeblich die Lebensqualität. 

Wir setzen uns deshalb für bezahlbare Spitzenmedizin ein, mit der wir breite Bevölkerungsschichten 

erreichen. Um dies auch weiterhin tun zu können, tragen wir dazu bei, dass das deutsche Gesund-

heitssystem auch in Zukunft sozial ausgewogen und leistungsfähig bleibt.  

Um die Versorgung unserer Patienten weiter zu verbessern und gleichzeitig die Produktivität unserer 

Kliniken zu erhöhen, legen wir an unseren Standorten großen Wert auf rationale und effiziente  

Strukturen. Ebenso wichtig wie die Wirtschaftlichkeit sind Innovationen. Diese treiben die RHÖN-

KLINIKUM AG stetig voran. Von unseren Fortschritten soll eine möglichst große Anzahl von Men-

schen profitieren und unsere Patienten sollen direkt an den Erfolgen der modernen Medizinforschung 

teilhaben. Deshalb entwickeln wir spitzenmedizinische Leistungen mit externen Forschungs- und Ent-

wicklungspartnern weiter und finden innovative Lösungen zum Wohl unserer Patienten. Hierfür bauen 

wir in unseren Kliniken auf den Austausch zwischen den einzelnen Kompetenzzentren. 

 

Umwelt 

Ein schonender Umgang mit der Umwelt ist für die RHÖN-KLINIKUM AG von großer Bedeutung. Aus 

unserem unternehmerischen Handeln ergibt sich die Verpflichtung, mit natürlichen Ressourcen ver-

antwortungsvoll umzugehen und die Umwelt zu schützen. Gute Umweltbedingungen sind Vorausset-

zung für das Wohlbefinden und die Gesundheit der Menschen. Somit tragen wir mit unserem Umwelt-

engagement zum Wohlergehen unserer Patienten, aber auch unserer Mitarbeiter und Partner bei. 

Auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten ist ein Energie- und Umweltmanagement, dessen zentra-

le Aufgaben Effizienz und Ressourcenschonung sind, vernünftig. Für uns steht insbesondere ein 

nachhaltiges Energiemanagement im Fokus. Sowohl um Energie zu erzeugen als auch um den Ener-

gieverbrauch zu reduzieren, investieren wir kontinuierlich in innovative Verfahren. Mit der Reduzierung 

der Kosten für den Energieverbrauch erfüllen wir auch unsere Mission der ökonomisch verantwor-

tungsvollen Unternehmensführung. Wenn wir sparsam mit unseren Ressourcen umgehen, stehen uns 

umso mehr Mittel für eine bezahlbare, hochwertige medizinische Versorgung für möglichst viele Men-

schen zur Verfügung. 

Ausführlichere Informationen und Kennzahlen zu unserem Engagement rund um Umwelt und Nach-

haltigkeit finden Sie in unserem Geschäftsbericht im Kapitel „Höchste Ansprüche“. 

 

Mitarbeiter 

Der Erfolg der RHÖN-KLINIKUM AG beruht auf dem Engagement und dem Fachwissen unserer  

Mitarbeiter. Aus diesem Grund legen wir großen Wert auf die ständige Weiterentwicklung unserer 

Organisation sowie auf ein professionelles, vorausschauendes Kompetenzmanagement. Neben der 
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fachlichen Qualifikation zählen für uns aber auch die individuelle Entwicklung und Motivation der Men-

schen, die bei uns beschäftigt sind. 

Durch den beständigen Fortschritt in der Medizin und der Pflege sowie durch die sich permanent ver-

ändernden Rahmenbedingungen sehen wir uns als Unternehmen dazu verpflichtet, auch erfahrenen 

Beschäftigten immer wieder Möglichkeiten zur Weiterentwicklung zu eröffnen. So ist für uns neben der 

professionellen Qualifikation auch die persönliche Entwicklung in beruflicher und privater Hinsicht 

wichtig. Hierzu tragen eine individuelle Karriereförderung, interne Aus- und Weiterbildungsangebote 

sowie vielfältige Fortbildungen bei. 

Ein zentraler Baustein unserer Personalstrategie ist der Wissenstransfer zwischen unseren einzelnen 

Kliniken. Deshalb organisieren wir unsere Fort- und Weiterbildungsangebote dezentral und ermögli-

chen unseren Mitarbeitern so, sich mit ihren Kollegen an anderen Standorten schneller zu vernetzen. 

Beim Schwerpunkt Wissensaustausch setzen wir zudem auf eine enge Verzahnung von Medizin und 

Management. 

Wir setzen uns für eine Balance von Berufs- und Privatleben ein. Dabei stellen wir die Vereinbarkeit 

von Karriere und Familie in den Mittelpunkt. Als attraktiver Arbeitgeber möchten wir unsere Mitarbeiter 

langfristig binden. Deshalb bieten wir unseren Angestellten familienfreundliche Arbeitsbedingungen 

mit individuellen Regelungen. 

Bei unserer Nachwuchsförderung setzen wir unter anderem auf den frühen Kontakt zu Hochschulab-

solventen und jungen Fachkräften, die sich beruflich noch orientieren. 

 

1.3  Ziele und Strategien 

Aktuell konzentrieren wir uns an fünf Standorten auf maximalversorgungsnahe Spitzenmedizin mit 

direkter Verbindung zu Universitäten und Forschungseinrichtungen. Für das Geschäftsjahr 2016 rech-

nen wir mit einem Umsatz zwischen 1,17 Mrd. € und 1,20 Mrd. € sowie mit einem Ergebnis vor  

Zinsen, Steuern und Abschreibungen (EBITDA) zwischen 155 Mio. € und 165 Mio. €. Dies inkludiert 

die Erstkonsolidierung der Kreisklinik Bad Neustadt ab Jahresbeginn. Zudem kommen im laufenden 

Geschäftsjahr wiederum ergebnisseitige Einmaleffekte zum Tragen. Diese positiven und negativen 

Sondereinflüsse bewegen sich im jeweils niedrigen bis mittleren zweistelligen Millionen-Euro-Bereich; 

sie werden über das gesamte Geschäftsjahr 2016 wirksam und kompensieren sich teilweise. Wir wer-

den auch in Zukunft zu den großen Klinikbetreibern in Deutschland gehören.  

Mit einer starken Fokussierung auf spitzenmedizinische Leistungen folgt die RHÖN-KLINIKUM AG 

einem Weg, der auch in anderen Branchen eingeschlagen wird. Mit der Positionierung im medizini-

schen Premium-Segment schaffen wir die Grundlage, unseren Patienten auch künftig mit uneinge-

schränkten Spitzenleistungen helfen zu können.  

Ein Großteil der Bevölkerung lebt in eher ländlich geprägten Regionen außerhalb großer Ballungszen-

tren; auch viele – in der Regel kleinere – Kliniken haben dort ihren Sitz. Eine zentrale unternehmeri-

sche Aufgabe ist daher die erfolgreiche medizinische und wirtschaftliche Weiterentwicklung komplexer 

Versorgungsangebote unter diesen Rahmenbedingungen. Mit der Campus-Konzeption greifen wir das 

Erfordernis der Vernetzung bisher sektoral differenzierter Gesundheitsleistungen auf. In den nächsten 

Jahren werden wir unser Angebot mit dem Ziel einer flächendeckenden medizinischen und pflegeri-

schen Vollversorgung in ländlichen Regionen weiter ausbauen und nehmen die wachsenden Anforde-

rungen einer altersgerechten Gesundheitsversorgung als Herausforderung an. Insbesondere stationä-

re und ambulante Leistungen werden auf dem Gelände eines Hochleistungsklinikums strukturell, 

räumlich und logistisch miteinander verzahnt. Vor diesem Hintergrund macht z. B. auch die am 

1. Januar 2016 übernommene vormalige Kreisklinik Bad Neustadt Sinn. Die Integration dieser Klinik in 

den neu entstehenden RHÖN-KLINIKUM Campus Bad Neustadt erzeugt erhebliche zusätzliche medi-

zinische und unternehmerische Impulse.  

Die projektierten Baumaßnahmen wurden im Jahr 2015 mit dem symbolischen ersten Spatenstich für 

den geplanten Campus-Neubau in Bad Neustadt umgesetzt. Der faktische Neubau der Psychosoma-

tischen Klinik in Bad Neustadt geht seiner planmäßigen Vollendung entgegen. Am Campus-Standort 
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Frankfurt (Oder) wurde ebenso die weitere Entwicklung des Standorts fortgesetzt. Auch für unser Uni-

versitätsklinikum Marburg sehen wir ein enormes Entwicklungspotenzial. Wir arbeiten auch an diesem 

Standort mit Hochdruck an einer adäquaten Umsetzung unserer Campus-Konzeption. Geplant ist ein 

modernes Ambulanz- und Diagnostikzentrum, das die Stärkung von Forschung und Lehre insbeson-

dere im ambulanten Bereich, eine nachhaltige Stärkung der Wirtschaftlichkeit und Investitionskraft 

sowie eine anteilige Steigerung universitärer Spitzenmedizin im Leistungsspektrum des Universitäts-

klinikums zum Ziel hat. 

Einhergehend mit bestmöglicher Pflege und Betreuung ist es unser Ziel, unsere Patienten auf der 

Basis neuester wissenschaftlich fundierter Therapieverfahren und unter Einsatz modernster Medizin-

technologie zu diagnostizieren und zu behandeln.  

Auch vor diesem Hintergrund haben wir im Jahr 2014 unser Medical Board berufen. Es hat die Aufga-

be, die medizinische Strategie der RHÖN-KLINIKUM AG zu inspirieren, konkrete Innovationsprojekte 

umzusetzen und die medizinische Expertise mit den unternehmerischen Zielen zu synchronisieren. 

Ferner berät und unterstützt das Medical Board den Vorstand und die Geschäftsführungen der Klini-

ken bei der Beurteilung medizinischer Innovationen, neuer Therapieverfahren und der Installation 

komplexer medizinischer Technik.  

Ein Beispiel von Innovation stellt die Realisierung unseres Partikeltherapiezentrums zusammen mit 

dem Universitätsklinikum Heidelberg am Standort Marburg dar. Diese Technologie ermöglicht es, 

Protonen und Kohlenstoff-Ionen durch hochenergetische Beschleunigung zielgenau gegen bestimmte 

Tumorarten zu richten und damit eine praktisch nebenwirkungsfreie Bestrahlung bislang inoperabler 

und teilweise unbestrahlbarer Erkrankungsherde durchzuführen. Die Patientenbehandlung am  

Marburger Ionenstrahl-Therapiezentrum wurde Ende Oktober 2015 aufgenommen. Im Übrigen sind 

mittlerweile auch die Vorbereitungen zum Beginn der RHÖN Innovations GmbH abgeschlossen. Die 

Gesellschaft hat die Aufgabe, sich im stark wachsenden E-Health-Segment an sogenannten Start-ups 

zu beteiligen, die ausgewählte medizinische und medizintechnische Anwendungen entwickeln. Über 

diese Beteiligungsgesellschaft wollen wir unsere führende medizintechnologische Marktstellung kon-

sequent weiter ausbauen. Praktisch geht es um die konkrete Verbesserung der medizinischen Leis-

tungsangebote und damit um Zusatznutzen für die Patienten.   

Zu unserer strategischen Neuausrichtung gehört auch das Konzept der Netzwerkmedizin. Das Netz-

werk hat sich unter dem Namen „Wir für Gesundheit“ strukturiert, der vertriebliche Ausbau schreitet 

weiter voran. Mittelfristig soll das Netzwerk zu einem bundesweiten trägeroffenen Zusammenschluss 

qualifizierter Leistungsanbieter ausgebaut werden, die den versicherten Patienten im Rahmen einer 

arbeitgeberfinanzierten Zusatzversicherung zusätzliche ambulante und stationäre Leistungen anbie-

ten.  

Um die strategischen Generalthemen Behandlungsexzellenz, Innovation und Netzwerkmedizin weiter 

zu forcieren, hat der Aufsichtsrat einer Erweiterung des Vorstands zugestimmt. Seit dem 1. Janu-

ar 2016 gehört Prof. Dr. med. Bernd Griewing, Sprecher des Medical Board, dem Vorstand als Chief 

Medical Officer (CMO) an. Zu den Schwerpunktaufgaben gehören die Weiterentwicklung des Medical 

Board, die Belange von Qualität, Hygiene und Patientensicherheit sowie das medizinische Prozess-

management.   

Das Wohl des Patienten – die ethische Grundlage unseres Handelns und gleichzeitig die Basis für 

unseren wirtschaftlichen Erfolg – bleibt auch künftig die Maßgabe. Alle Patienten, die zu uns kommen, 

können sicher sein, jederzeit die beste Behandlung zu erfahren. 

 

1.4 Steuerungssystem 

Für unser Unternehmen haben wir ein Zielsystem entwickelt, das es unserer Meinung nach ermög-

licht, uns kontinuierlich besser zu entwickeln als der Markt und unsere Wettbewerber. Das Zielsystem 

definiert steuerungsrelevante Kennzahlen, wie Umsatzerlöse und EBITDA, sowie Kennzahlen für das 

Wachstum der Leistungen und den Konzerngewinn. 
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Wir sind der Ansicht, dass ein profitables Wachstum unserer Leistungen, unserer Fallzahlen bzw. 

unserer Bewertungsrelationen sowie unserer Umsatzerlöse ein wichtiger Faktor für die Steigerung 

unseres Unternehmenswertes ist.  

Die Bewertungsrelationen sind Kennzahlen zur Abrechnung medizinischer Leistungen in Krankenhäu-

sern. Für jede Gruppe von Patientenfällen (Diagnosis Related Groups, DRG) erhält man in Kombinati-

on mit dem Case-Mix-Index (Größe für die durchschnittliche Fallschwere) die Bewertungsrelation. Die 

Bewertungsrelation ist also ein Maß für den Schweregrad eines medizinischen Falls. Multipliziert man 

die Bewertungsrelation mit dem Basisfallwert, erhält man den Betrag, den ein Kostenträger (Kranken-

kasse) an ein Krankenhaus für einen Behandlungsfall zahlen muss. Für uns ist dieser Leistungsindika-

tor sowohl für die Fallzahlen als auch für die Beurteilung der Qualität aussagekräftig. 

Wir berechnen unser Wachstum der Umsatzerlöse als Wachstumsrate der im Konzernabschluss aus-

gewiesenen Umsatzerlöse. Für Zwecke der Messung und Steuerung werden die Umsatzerlöse grund-

sätzlich um Konsolidierungseffekte bereinigt, um so das organische Wachstum zu ermitteln. 

Das EBITDA beschreibt unsere operative Leistungsfähigkeit vor Abschreibungen und stellt einen 

wichtigen steuerungsrelevanten finanziellen Leistungsindikator dar. Unser Ziel ist es, über das  

Geschäftsjahr hinweg EBITDA-Margen zu erzielen, die entsprechend der Ausrichtung der einzelnen 

Kliniken zu den attraktivsten des Krankenhausmarktes zählen. Diese sind definiert als Quotient aus 

EBITDA und den Umsatzerlösen.  

Ferner wird für die Messung und Steuerung der Ertragskraft auf Konzernebene der Konzerngewinn 

nach Steuern verwendet. Diese Größe hat den bedeutendsten Einfluss auf das für die Kapitalmarkt-

kommunikation verwendete Ergebnis je Aktie.  

Das Ziel des Managements beim Umgang mit Eigenkapital und Fremdkapital ist die strikte Verfolgung 

einer Fristenkongruenz (horizontale Bilanzstruktur) von Mittelherkunft und Mittelverwendung. Langfris-

tig gebundenes Vermögen soll langfristig finanziert sein. Zur langfristigen Mittelherkunft zählen die in 

der Bilanz ausgewiesenen Posten Eigenkapital und langfristige Schulden. Diese Kennzahl soll min-

destens 100 % betragen. Obwohl der Konzern bei einer Personalkostenquote von über 50 % häufig 

der Dienstleistungsbranche zugerechnet wird, ist das Geschäftsmodell langfristig ausgerichtet und 

initial investitionsgetrieben. Die Investitionskosten wollen wir dabei nachhaltig durch mindestens 35 % 

Eigenkapital unterlegen.  

Beim grundsätzlich möglichen Einsatz von Fremdkapital orientieren wir uns zur Risikominimierung an 

nachfolgenden Steuerungsgrößen. Es wird angestrebt, den Quotienten aus Nettofinanzverschuldung 

(diese entspricht den Finanzschulden abzüglich Zahlungsmitteln und Zahlungsmitteläquivalenten) und 

EBITDA auf maximal das 3,5-Fache sowie das Verhältnis des EBITDA zum Nettofinanzergebnis auf 

minimal das 5,0-Fache zu begrenzen.  

Im Rahmen der Liquiditätssteuerung unserer operativen Geschäftstätigkeit analysieren wir die Um-

schlagfaktoren des operativen Nettoumlaufvermögens. Darüber hinaus haben wir Mindestanforderun-

gen festgelegt, die generell berücksichtigt werden müssen, bevor eine Akquisition durchgeführt wird. 

Insbesondere müssen Akquisitionen das Potenzial haben, innerhalb von mindestens drei Jahren nach 

Integration einen positiven Geschäftswertbeitrag zu leisten und einen positiven Cash-Return in Höhe 

von 15 % nach den von uns durchgeführten Investitionen und Modernisierungen innerhalb von drei bis 

fünf Jahren zu erwirtschaften. 

 

1.5 Qualität 

Das Jahr 2015 war gesundheitspolitisch von der Qualitätsoffensive der Regierungskoalition geprägt. 

Es ist erklärter politischer Wille, zukünftig die Qualität der stationären medizinischen Leistungserbrin-

gung zu honorieren und mangelnde Qualität zu sanktionieren. Das neu geschaffene Institut für Quali-

tätssicherung und Transparenz im Gesundheitswesen (IQTIG) soll verbindliche Qualitätsindikatoren 

entwickeln, durch die die Leistungserbringung der deutschen Krankenhäuser mess- und darstellbar 

werden soll. Teile der Vergütung sollen dann an der erbrachten Qualität bemessen werden (Pay-for-

performance) und auch die Zulassung der Kliniken soll zukünftig von deren Qualitätsniveau in der 
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Leistungserbringung abhängen. Bis zur Realisierung im Jahr 2017, gegebenenfalls auch 2018, versu-

chen sich die Krankenhäuser auf diese neue Rahmenbedingung einzustellen.  

Die RHÖN-KLINIKUM AG ist dieser Herausforderung unter anderem mit dem Beitritt der Kliniken des 

Konzerns zur Initiative Qualitätsmedizin (IQM) nachgekommen. Neben dem Internetportal für Qualitäts-

information Qualitätskliniken.de, dessen Gründungsgesellschafter die RHÖN-KLINIKUM AG ist, stellt 

IQM die zweite bedeutende Qualitätsinitiative deutscher Kliniken dar. Die RHÖN-KLINIKUM AG ist der 

erste Klinikkonzern, der an beiden Initiativen aktiv beteiligt ist. Beide Initiativen repräsentieren ge-

meinsam ca. 500 deutsche Krankenhäuser und haben sich im Frühjahr 2015 zur Stiftung Initiative 

Qualitätskliniken (SIQ!) zusammengeschlossen. Die SIQ! setzt in der derzeitigen Qualitätsdiskussion 

maßgebliche Impulse und ist über ihre Geschäftsführung an den wichtigen Konferenzen beteiligt. Im 

Frühjahr 2016 werden die jährlichen Konferenzen von Qualitätskliniken.de und IQM erstmals als ge-

meinsames Qualitätsforum veranstaltet. Hierbei sollen zu den Kernpunkten der zukünftigen Entwick-

lung wichtige Impulse gesetzt werden.  

Die RHÖN-KLINIKUM AG ist bei Qualitätskliniken.de und bei der SIQ! als Gesellschafter in die Gre-

mienarbeit wie in Entscheidungsprozesse fest eingebunden und gestaltet so die Entwicklung dieses 

bedeutsamen gesundheitspolitischen Themenfelds dem eigenen Unternehmensanspruch angemes-

sen aktiv mit.  

Im Konzernbereich Medizin hat die Weiterentwicklung des Qualitätsmanagements einen Schwerpunkt 

dargestellt. Neben den Vorbereitungen und der Umsetzung der Mitgliedschaft bei IQM galt es, eine 

abgestimmte Zusammenarbeit der Qualitätsmanagementbeauftragten in den Kliniken des Konzerns 

und dem Konzernbereich weiterzuentwickeln. Hierzu wurden halbjährliche Treffen aller Beteiligten 

etabliert, an der auch die Leiter der jeweiligen Abteilung Medizincontrolling teilnahmen. Diese interdis-

ziplinäre Zusammenarbeit war deshalb besonders wichtig, weil Qualitätsindikatoren zunehmend aus 

Routinedaten generiert werden und daher die Inhalte der Kodierung auch unter dem Aspekt der Quali-

tät eine zunehmende Bedeutung erhalten.  

Die Qualitätsergebnisse aus den Qualitätsinitiativen IQM und Qualitätskliniken.de sowie der gesetzli-

chen Qualitätssicherung und der Qualitätserhebung der AOK waren im ständigen Fokus des zentralen 

Qualitätsmanagements des Konzernbereichs Medizin und wurden in aggregierter Form in den Gremi-

en der RHÖN-KLINIKUM AG kommuniziert. Für das Jahr 2016 ist eine darauf basierende verfeinerte 

regelmäßige Berichterstattung (Qualitäts-Cockpit) zur Qualität geplant. 

Ein weiteres Augenmerk des Konzernbereichs Medizin galt in Abstimmung mit dem Medical Board der 

Weiterentwicklung der Patientensicherheit. Gefördert aus dem Innovationspool der RHÖN-KLINIKUM 

AG wurde im Universitätsklinikum Marburg an drei exemplarischen Kliniken (Abdominal-Chirurgie, 

Gynäkologie und Kardiologie) ein Risikoaudit unter Einbeziehung der Gesellschaft für Risikoberatung 

aus Detmold durchgeführt. Hierbei wurden wichtige Hinweise auf eine weitere Verbesserung der  

Patientensicherheit gewonnen und in Form von Aktionsplänen in die Umsetzung gebracht. Auf Grund-

lage der gewonnenen Erkenntnisse wird jetzt ein Plan für ein Roll-out innerhalb des UKGM und in den 

übrigen Kliniken des Konzerns erstellt und umgesetzt. Verabredet ist zudem, das konzernumfassende 

Critical Incident Reporting System (CIRS), das Meldesystem für Beinahe-Unfälle, zu überarbeiten und 

weiter zu verbessern. 

Unter inhaltlicher Führung der Krankenhaushygieniker der RHÖN-KLINIKUM AG und der Koordination 

des Konzernbereichs Medizin wurde 2015 das Personalkonzept in der Krankenhaushygiene für die 

Kliniken des Konzerns erarbeitet und im Medical Board verabschiedet. Weiterhin wurden die relevan-

ten Themenfelder der Krankenhaushygiene (Flächendesinfektion, Aufbereitung von Medikalprodukten, 

Screening, Ausbruchsmanagement und Antibiotic Stewardship) diskutiert und abgestimmt. Für 2016 

ist die Verabschiedung eines konzernweiten Standards bei diesen Themen angestrebt.  

Der Bereich Medizincontrolling ist das ökonomische Gegenstück zum Qualitätsmanagement. Medizin-

controller sind interne Berater der Medizin- und Verwaltungsbereiche. Im operativen Medizincontrol-

ling erfassen und dokumentieren Kodierfachkräfte die Leistungen für jeden einzelnen Patienten, ande-

re kontrollieren die Dokumentationen. Damit schaffen sie die Grundlage einer korrekten Leistungsab-

rechnung und eine solide Informationsbasis für die Budgetverhandlungen mit den Kostenträgern.  
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Zur Unterstützung der Kliniken wurde in den vergangenen Jahren ein Berichtswesen etabliert, mithilfe 

dessen Prüfschwerpunkte des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK) sowie Ursa-

chen von Prüfverlusten ermittelt werden können, um anschließend Maßnahmen zur Verbesserung der 

Prozess- und Dokumentationsqualität abzuleiten.  

Für das Jahr 2015 ist mit der Prüfverfahrensvereinbarung für Prüfungen des MDK eine große Heraus-

forderung für die Vertragsparteien entstanden. Grundsätzlich wird weiterhin davon ausgegangen, dass 

hierdurch die Prüfverfahren beschleunigt, umgekehrt jedoch Nach- und Umkodierungen im Prüfverfah-

ren erheblich beeinträchtigt werden und die Anzahl der Sozialgerichtsverfahren mit einem Teil der 

Kostenträger ansteigen wird. 

Ein weiteres Feld des Medizincontrollings ist die Dokumentation und Erfassung hochaufwendiger 

Pflegeleistungen (Pflegekomplexmaßnahmen-Score, PKMS) bei der Patientenversorgung, die 2015 

weiter verbessert und konsolidiert wurde. Die abrechnungsrelevanten Anforderungen zur Pflegedo-

kumentation wurden ohne eine zeitaufwendige Mehrfacherfassung in den Kliniken erfüllt. Hochpflege-

aufwendige Patienten zu identifizieren und die Dokumentation der erbrachten Pflegeleistung zu ver-

bessern, ist das Ziel all unserer Kliniken. Dazu tauschen sich die Experten der Kliniken in konzernin-

ternen Workshops regelmäßig aus. 

Daneben wird die Umstellung auf das pauschalierende Entgeltsystem für psychiatrische und psycho-

somatische Einrichtungen (PEPP) in den psychiatrischen und psychosomatischen Akutkliniken Aus-

wirkungen auf die Ertragslage der jeweiligen Klinik haben. Die Umstellung auf PEPP ist ab dem Jahr 

2017 verpflichtend, allerdings ist die Umstellung bis zum Jahr 2019 budgetneutral. Derzeit passen die 

Kliniken ihre internen Prozesse an diese neuen Herausforderungen an. Die kurzfristigen Auswirkun-

gen auf die Ertragslage schätzen wir als gering ein. Die mittelfristige Einschätzung ist von der Entwick-

lung des PEPP-Systems abhängig. 

 

1.6 Medizinische Forschung und Transfer in die Praxis 

Unsere Kliniken beteiligen sich am kontinuierlichen Transfer von Wissen aus der Forschung in die 

Praxis, um wissenschaftliche Erkenntnisse schneller, besser und gezielter in die Praxis der medizini-

schen Krankenversorgung einzuführen. Denn mit dem demografischen Wandel wächst der Bedarf an 

medizinischem Fortschritt. Als Folge der stetigen Alterung der Gesellschaft wächst die Zahl der Men-

schen, die an Volkskrankheiten wie Krebs, Diabetes, Herz-Kreislauf-, Infektions-, Lungen- und neuro-

degenerativen Erkrankungen leiden. 

Mit einer deutlichen Erhöhung des Forschungsbudgets im Jahr 2015 baute die RHÖN-KLINIKUM AG 

zielgerichtet ihre Wettbewerbsposition bei Behandlungsinnovation und Hochleistungsmedizin weiter 

aus. So werden auch in den kommenden Jahren Projekte finanziert, die sich schwerpunktmäßig mit 

den Themen „Forschung und Innovation“ sowie „Behandlungsexzellenz und Netzwerkmedizin“ be-

schäftigen. Das Forschungs- und Innovationsprogramm umfasst Vorhaben über alle fünf Standorte 

des Konzerns. 

Wir bieten in unseren Kliniken maximalversorgungsnahe Hochleistungsmedizin mit direkter Anbindung 

an die Forschung. Der Einsatz modernster Medizintechnologie auf Basis einer effizienten Transforma-

tion von aktuellen Forschungsergebnissen in die Klinikpraxis ist dazu unerlässlich, ebenso wie eine 

effektive Versorgung und Betreuung unserer Patienten. Wir gehen davon aus, dass wir von diesen 

Forschungsausgaben perspektivisch weitere Wettbewerbsvorteile generieren können und damit auch 

deutlich auf der Erlös- und Wachstumsseite profitieren werden. 

An den fünf Standorten der RHÖN-KLINIKUM AG wird in der Schwerpunkt- und Maximalversorgung 

seit vielen Jahren auf einem hohen Behandlungsniveau gearbeitet. Neben den für Kliniken der Maxi-

malversorgung üblichen Behandlungsangeboten halten wir an einigen der Standorte besondere The-

rapie- und Diagnostikverfahren vor, von denen wir nachfolgend eine kleine Auswahl darstellen: 

 Nach intensiver Planungs- und Bauzeit hat das Marburger Ionenstrahl-Therapiezentrum (MIT) 

im Oktober 2015 erfolgreich den Patientenbetrieb aufgenommen. An zunächst zwei Behand-

lungsplätzen kommt die hochinnovative Partikeltherapie für die Patientenversorgung, klinische 
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Studien und Forschungsarbeiten zum Einsatz. Besonders Patienten, bei denen das Tumor-

wachstum mit herkömmlichen Strahlentherapien nicht gestoppt werden kann, können von der 

neuen Anlage profitieren. 

 Die Marburger Virologen konnten bei der Entwicklung und Überprüfung eines Ebola-Impfstoffs 

einen großen Erfolg verzeichnen. Die Wirksamkeit des maßgeblich in Marburg entwickelten 

Impfstoffs ist in einer klinischen Studie 2015 erfolgreich getestet worden. Angesichts der Ebo-

la-Epidemie in drei westafrikanischen Staaten hatten Marburger Virologen die Studie mit auf 

den Weg gebracht. 

 Das 2013 gegründete Zentrum für unerkannte und seltene Erkrankungen (ZusE) am Universi-

tätsklinikum in Marburg wird von Patienten aus dem gesamten Bundesgebiet stark nachge-

fragt. Allein im Jahr 2015 verzeichneten Prof. Dr. Jürgen Schäfer und sein Team über 4.000 

Anfragen. Das Magazin FOCUS widmete der medizinischen Detektivarbeit in Marburg 2015 

eine Titel-reportage. 

 Im Juni startete in Gießen das deutschlandweit einmalige Modellprojekt mit einer „Interkultu-

rell-medizinischen Ambulanz“ für die besonderen Bedürfnisse von Patienten mit Migrations-

hintergrund. Ziel ist eine interkulturelle Öffnung mit einer angemessenen medizinischen Ver-

sorgung bei gleichzeitiger Berücksichtigung kultureller Besonderheiten. 

 Unter der Leitung der Klinik und Poliklinik für Unfall-, Hand- und Wiederherstellungschirurgie 

versorgt das überregional zertifizierte Trauma-Zentrum am Standort Gießen Patienten aus 

ganz Mittelhessen in den zwei modernsten Schockräumen Deutschlands. Dafür hat der Inten-

sivtransporthubschrauber „Christoph Gießen“ seine Basis in Form eines Luftrettungszentrums 

in der Universitätsstadt und einen zusätzlichen Landeplatz auf dem Dach des Klinikums. 

 In Gießen ziehen im Oktober die ersten Patienten in eine neue Palliativstation ein. Sie bietet 

16 Einzelzimmer mit Zusatzbett für Angehörige, Wohnzimmer, Patientenküche und einen 

Raum der Stille. Hier werden Patienten begleitet, deren Erkrankung nicht mehr heilbar ist, mit 

dem Anspruch, ihnen das höchstmögliche Maß an Lebensqualität und Selbstständigkeit zu 

erhalten. Ziel ist es, diese Patienten so weit zu stabilisieren, dass sie in ihre häusliche Umge-

bung zurückkehren können. 

 Neben dem modernen PET/CT (Positronen-Emissions-Tomografie/Computertomografie) ver-

fügt die Zentralklinik in Bad Berka jetzt über einen 3-Tesla-MRT (Magnetresonanztomografen) 

mit hochfokussiertem Ultraschall. Damit sind einerseits qualitativ hochwertige diagnostische 

Untersuchungen möglich. Andererseits besteht die Möglichkeit, neue Krebstherapien anzubie-

ten, die derzeit gemeinsam mit dem Hersteller weiterentwickelt werden. 

 Drei Fachkliniken am RHÖN-KLINIKUM Campus Bad Neustadt können sich seit dem 

1. Januar 2015 in die Reihe der Lehrkrankenhäuser einreihen. Die Kliniken für Neurologie, 

Psychosomatik und Kardiochirurgie haben die Anerkennung als Akademisches Lehrkranken-

haus der Philipps-Universität Marburg erhalten. Die erste Medizinstudentin für das sogenann-

te praktische Jahr empfing die Neurologische Klinik Bad Neustadt im September 2015. 

 Der Fachbereich Radiologie am Campus in Bad Neustadt nahm in enger Kooperation mit dem 

Fachbereich Kardiologie einen hochmodernen Computertomografen in Betrieb. Mit dieser 

neuen, weiterentwickelten Schnittbilddiagnostik stehen den Fachbereichen Radiologie und 

Kardiologie neue Möglichkeiten für die Diagnostik kardiovaskulärer Krankheiten zur Verfü-

gung. Gerade die Wiedergabequalität bei schwierigen Rahmenbedingungen (Herzrhythmus-

störungen) bewährt sich in der alltäglichen Routine für die kardiovaskulären Fächer in beson-

derem Maße. 

 Im Mai 2015 startete in der Neurologischen Klinik Bad Neustadt ein zweijähriges Projekt, um 

die Versorgung der Schlaganfallpatienten in der Region zu verbessern. Ziel ist es, während 

der stationären und poststationären Versorgung die Schlaganfallpatienten und deren Angehö-

rige durch individuelle Informationen und einen persönlichen Ansprechpartner (Stroke Mana-
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ger) zu unterstützen. Durch regelmäßige Telefonate und persönliche Treffen zwischen Stroke 

Manager und Patient werden dem Patienten Veranstaltungen, Kontakte und Neuigkeiten 

(Selbsthilfegruppen, Klinikveranstaltungen) mitgeteilt, die für ihn wichtig sind.  

Diese Forschungsprojekte sind nur einige von unzähligen Studien- und Forschungsprojekten. Die 

Maßnahmen und Aktivitäten helfen uns, die moderne medizinische Forschung unseren Patienten 

schnell verfügbar zu machen und diese damit noch besser behandeln und heilen zu können. Weitere 

konkrete Beispiele zur medizinischen Forschung und Entwicklung im RHÖN-KLINIKUM Konzern fin-

den Sie in unserem Geschäftsbericht.  

 

1.7 Compliance 

„Tue nichts, was du nicht willst, dass es dir angetan werde, und unterlasse nichts, was du wünschst, 

dass es dir getan würde.“ 

Dieses Unternehmensprinzip gilt seit jeher für den gesamten RHÖN-KLINIKUM Konzern, sowohl in 

der Patientenversorgung als auch in der Verwaltung und im Bereich des Managements. An dieser 

Leitlinie richten wir unser gesamtes Handeln aus. Sie ist Verpflichtung in jeder Phase unserer Ent-

scheidungsprozesse. Nach unseren Vorstellungen sind sowohl die gesetzlichen Vorschriften als auch 

unsere eigenen, noch strengeren ethischen Maßstäbe und Vorgaben, stets einzuhalten. Diese Rege-

lungen bestehen in Form von Konzernbetriebsvereinbarungen, Richtlinien und Handlungsempfehlun-

gen, die jedermann in die Lage versetzen, unsere Unternehmensziele im Einklang mit unseren Wert-

vorstellungen zu verfolgen. 

Um unseren Wahlspruch in der täglichen Praxis umsetzen zu können, haben wir in allen Bereichen 

eine Vielzahl von Instrumenten und Möglichkeiten geschaffen. Im Bereich Personal wird sichergestellt, 

dass jeder Arbeitsvertrag, ob individuell oder kollektivrechtlich, auf unseren Leitsatz Bezug nimmt. Das 

Qualitätsmanagement füllt unser Unternehmensprinzip mit dem notwendigen Leben. Die Interne Revi-

sion prüft Vorgänge auch auf ihre Rechtmäßigkeit. Die Stabsstelle Compliance unterstützt alle Abtei-

lungen und Standorte bei der Umsetzung unseres Unternehmensprinzips, unserer internen Regeln 

und der gesetzlichen Anforderungen. 

Unser Compliance-Management-System ist nicht statisch ausgerichtet. Daher überprüfen wir regel-

mäßig anhand interner und externer Vorgänge die Wirksamkeit und Aktualität unseres Systems und 

passen unsere Regelwerke stetig an die neuesten Gegebenheiten an. Ziel ist die Vermeidung zukünf-

tiger Compliance-Verstöße durch rechtzeitiges Erkennen und Abwenden von Risiken. Hierfür werden 

mögliche Compliance-Vorfälle untersucht, kritische Arbeitsabläufe auditiert, Workflows geschaffen, die 

ein regelkonformes Arbeiten sicherstellen; zudem werden Mitarbeiter über einzuhaltende Regeln in-

formiert. Darüber hinaus wurde mit den „Aktuellen Entwicklungen der Stabsstelle Compliance“ ein 

nicht periodisch erscheinendes Mitteilungsblatt installiert, um das Management über aktuelle Compli-

ance-Risiken zu informieren. Im Geschäftsjahr fanden an jedem Standort mindestens zwei Compli-

ance-Schulungen statt; auch in der Zukunft wird die Stabsstelle Compliance ein wesentliches Augen-

merk auf die Schulung der Mitarbeiter legen. Die Informationspolitik hat bei der RHÖN-KLINIKUM AG 

einen sehr hohen Stellenwert, sei es im Rahmen von internen Fortbildungsmaßnahmen oder in der 

Gremienarbeit, z. B. der Arbeitnehmer- oder Auszubildendenvertretung.  

Über die gesetzlich geforderten Grundlagen von Compliance hinaus besteht im Konzern der RHÖN-

KLINIKUM AG an jedem Standort ein Compliance-Management-System, das vom Management bis 

zum einzelnen Mitarbeiter jeden integriert. Die konzernweit bindende Geschäftsordnung Compliance 

besitzt Gültigkeit für jeden Mitarbeiter. Sie betraut verschiedene Stellen aller Hierarchien mit verschie-

denen Aufgaben und Funktionen der Compliance, vorwiegend mit internen Beratungs- und Informa-

tionsfunktionen, aber auch mit der Umsetzung von Präventions- oder Schutzmaßnahmen. Im Rahmen 

ihrer compliance-bezogenen Aufgaben werden die Organe der einzelnen Gesellschaften von den 

Compliance-Beauftragten vor Ort, aber auch von der konzernweiten Stabsstelle Compliance unter-

stützt. Wegen der hohen Bedeutung von Compliance für die RHÖN-KLINIKUM AG ist die Stabsstelle 

Compliance beim Vorstandsvorsitzenden angesiedelt. Zudem tagt vierteljährlich ein eigener Aus-

schuss des Aufsichtsrats für Compliance und Kommunikation, dem die Überwachung des Compli-
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ance-Managementsystems obliegt. Um eine Abstimmung zwischen Risikomanagement, Interner Re-

vision und Compliance sicherzustellen, tagt außerdem regelmäßig ein Compliance-Komitee. 

 

1.8 Corporate Governance 

Gezeichnetes Kapital 

Nach unserem im abgelaufenen Geschäftsjahr durchgeführten Aktienrückkaufprogramm entfällt das 

im Konzernabschluss ausgewiesene gezeichnete Kapital der RHÖN-KLINIKUM AG vollständig auf 

66.962.470 stimmberechtigte, auf den Inhaber lautende Stammaktien (Stückaktien) mit einem rechne-

rischen Anteil am Grundkapital von je 2,50 €. Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertra-

gung von Aktien betreffen – auch wenn sie sich aus Vereinbarungen von Gesellschaftern ergeben 

können –, bestehen nicht bzw. sind uns nicht bekannt. Keine unserer Aktien ist mit Sonderrechten 

ausgestattet, die ihrem Inhaber besondere Kontrollbefugnisse verleihen. Mitarbeiter, die Aktien halten, 

üben ihr Stimmrecht frei aus. Die Aktionäre können ihre Stimmrechte bei der Hauptversammlung 

selbst ausüben oder Stimmrechtsvertreter bestellen. Die direkten und indirekten Beteiligungen am 

Kapital gemäß § 21 ff. WpHG haben wir detailliert in unserem Anhang angegeben. 

 

Konzernabschluss, Kommunikation mit Aktionären und Analysten 

Der Konzernabschluss wird nach den Grundsätzen der in der Europäischen Union anzuwendenden 

International Financial Reporting Standards (IFRS) und unter Anwendung von § 315a Handelsgesetz-

buch (HGB) aufgestellt und sowohl nach nationalen als auch nach internationalen Prüfungsstandards 

geprüft. Der Halbjahresabschluss wird auf freiwilliger Basis nach den gleichen vorgenannten Grund-

sätzen einer prüferischen Durchsicht unterzogen. Bei der Auftragsvergabe an Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaften wird auf die erforderliche Unabhängigkeit der beauftragten Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft geachtet. Den Prüfungsauftrag für den Jahres- sowie für den Halbjahresabschluss des Kon-

zerns und für die Prüfung der Konzernobergesellschaft erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschus-

ses nach pflichtgemäßer Prüfung gemäß der Beschlussfassung in der Hauptversammlung.  

Unseren Konzernabschluss veröffentlichen wir im April des neuen Geschäftsjahres. Die Ordentliche 

Hauptversammlung findet üblicherweise in den ersten sechs Monaten des folgenden Geschäftsjahres 

statt. Unsere Prognosen für die Geschäftsjahre geben wir gemäß den Anforderungen bekannt. Eine 

Vielzahl von Analystengesprächen und Investorenkontaktgesprächen werden durchgeführt. Über die 

Geschäftsentwicklung berichten wir vier Mal im Jahr im Rahmen von telefonischen Analystenkonfe-

renzen. Über alle sonstigen wesentlichen wiederkehrenden Termine informieren wir unsere Aktionäre, 

Aktionärsvereinigungen, Analysten und die Medien durch unseren Finanzkalender, der im Geschäfts-

bericht und im Internet auf unserer Homepage veröffentlicht ist.  

 

Organe der Gesellschaft 

Vorstand und Aufsichtsrat sind nach deutschem Aktienrecht konstituiert. Danach leitet der Vorstand 

die Gesellschaft und führt die Geschäfte; der Aufsichtsrat berät den Vorstand und überwacht dessen 

Geschäftsführung. Die Ernennung und Abberufung der Mitglieder von Aufsichtsrat und Vorstand ent-

spricht den aktienrechtlichen Bestimmungen (Aufsichtsrat: § 101 ff. AktG; Vorstand: § 84 AktG) und 

den Regelungen des Mitbestimmungsgesetzes (MitbestG).  

Der Aufsichtsrat der RHÖN-KLINIKUM AG ist nach den Vorgaben des Mitbestimmungsgesetzes pari-

tätisch mit aktuell 16 Vertretern der Anteilseigner und der Arbeitnehmer besetzt und trat im Jahr 2015 

zu vier ordentlichen Sitzungen sowie einer konstituierenden Sitzung (2014: vier ordentliche Sitzungen) 

zusammen. In der Hauptversammlung am 10. Juni 2015 wurde turnusgemäß ein neuer Aufsichtsrat 

gewählt. In diesem Zusammenhang wurde die Anzahl der Mitglieder von 20 Personen auf 16 Perso-

nen satzungsgemäß angepasst. Die Amtsperiode eines Mitglieds beträgt fünf Jahre. Die Altersgrenze 

beträgt 75 Jahre. Der Aufsichtsrat entscheidet regelmäßig im Plenum bzw. in den zuständigen Fach-

ausschüssen, denen ein Beschlussrecht zusteht, in Einzelfällen auch im Umlaufverfahren.  
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Der Aufsichtsrat hat insgesamt sieben Ausschüsse konstituiert. Es bestehen als beschließende Aus-

schüsse der Vermittlungsausschuss, der Personalausschuss, der Prüfungsausschuss und der Investi-

tions-, Strategie- und Finanzausschuss und der Ausschuss für Compliance und Kommunikation. Mit 

Beratungs-, Überwachungs- bzw. Vorschlagskompetenz sind der Nominierungsausschuss zur Wahl 

von Aufsichtsratsmitgliedern der Anteilseignervertreter im Aufsichtsrat durch die Hauptversammlung 

und der Medizininnovations- und Qualitätsausschuss zur Weiterentwicklung und Absicherung der 

medizinischen Qualität ausgestattet. 

Für die Tätigkeit des Vorstands und des Aufsichtsrats sowie für die Zusammenarbeit beider Organe 

bestehen Geschäftsordnungen.  

Der Vorstand der RHÖN-KLINIKUM AG wurde im Geschäftsjahr 2015 vom Vorsitzenden und bei des-

sen Abwesenheit vom ständigen Vertreter des Vorsitzenden geleitet. Zur Zusammensetzung des Vor-

stands wird auf den Konzernanhang verwiesen. Der Vorstand leitet die Gesellschaft und führt die Ge-

schäfte in gemeinschaftlicher Verantwortung nach Maßgabe einer Geschäftsordnung. Die Aufgaben-

bereiche der einzelnen Vorstandsmitglieder ergeben sich aus operativen bzw. funktionalen Zuständig-

keiten. Dem Vorstandsvorsitzenden obliegen die Unternehmenspolitik und die grundsätzliche strategi-

sche Ausrichtung des Konzerns. Für den Vorstand wurde eine Altersgrenze von 65 Jahren beschlos-

sen. 

 

Organvergütungen 

Die Vergütung für Aufsichtsrat und Vorstand ist in der Satzung der Gesellschaft bzw. durch Be-

schlussfassung des Aufsichtsrats nach Vorbereitung durch den Personalausschuss festgelegt. Für 

den Vorstand besteht die Vergütung für das Geschäftsjahr 2015 aus festen und variablen Bestandtei-

len, für den Aufsichtsrat nur aus erfolgsunabhängigen Vergütungsbestandteilen. Die Vergütung des 

Aufsichtsrats ist leistungsbezogen und orientiert sich am Zeitaufwand, an den Aufgaben und an der 

funktional übernommenen Verantwortung der Aufsichtsratsmitglieder. Den variablen Vergütungsbe-

standteilen des Geschäftsjahres 2015 für den Vorstand liegt eine vom Konzerngewinn abgeleitete 

Bemessungsgrundlage zugrunde. Darüber hinaus werden Vorständen Sachbezüge (z. B. Dienstwa-

gen, Versicherungen) und eine bedingte Altersvorsorgeleistung in Höhe von bis zu 1,5 Jahresgehäl-

tern gewährt. Die Vergütung für die Vorstandsmitglieder beinhaltet sowohl kurzfristige als auch lang-

fristige Anreizwirkungen. Im Geschäftsjahr 2014 wurde den in diesem Geschäftsjahr amtierenden 

Vorständen eine langfristige aktienkursbasierte Vergütung (Aktienoptionen) gewährt, die an eine lang-

fristige Entwicklung der RHÖN-KLINIKUM AG Aktie gekoppelt ist. Erhält ein Vorstandsmitglied bei 

vorzeitiger Beendigung der Vorstandstätigkeit ohne wichtigen Grund eine Abfindung, so darf die 

Summe dieser Leistung einschließlich der Nebenleistungen den Wert von zwei Jahresvergütungen 

nicht überschreiten und nicht mehr als die Restlaufzeit des Anstellungsvertrags vergüten. Für den 

Vorstand und Aufsichtsrat bestehen Vergütungssysteme, die Höhe und Struktur der jeweiligen Ein-

kommen festlegen.  

Den Vorstandsmitgliedern wird im Geschäftsjahr eine Jahresgesamtvergütung (Summe aus Grund-

gehalt und Tantieme) von mindestens 450 Tsd. € garantiert. Die Obergrenze (Cap) für die Jahresge-

samtvergütung ist grundsätzlich auf 900 Tsd. € festgelegt, kann jedoch für den Vorstandsvorsitzenden 

bis zum 2,5-Fachen und für seinen ständigen Vertreter und den Finanzvorstand bis zum 2-Fachen 

dieses Betrages festgesetzt werden. 

Die Gesamtbezüge (ohne Versorgungsaufwand) der im Geschäftsjahr 2015 amtierenden Mitglieder 

des Vorstands beliefen sich auf 4,2 Mio. € (Vj. 11,1 Mio. €). Von diesem Betrag entfielen 0,8 Mio. € 

(Vj. 0,8 Mio. €) auf erfolgsunabhängige Komponenten und 3,4 Mio. € (Vj. 10,3 Mio. €) auf variable 

Bestandteile. Die Rückstellung für Ansprüche auf Altersvorsorgeleistungen der Mitglieder des Vor-

stands beträgt 1,4 Mio. € (Vj. 0,8 Mio. €). Zum Bilanzstichtag nicht mehr amtierende Vorstände bzw. 

deren Hinterbliebene erhielten im Geschäftsjahr 2015 keine Vergütung. 

Die Bezüge der aktiven Mitglieder des Aufsichtsrats betrugen 2,2 Mio. € (Vj. 2,6 Mio. €). Der Gesamt-

betrag im Jahr 2015 entfiel vollständig auf fixe Vergütungsbestandteile.  
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Zu weiteren Einzelheiten, insbesondere zu den individualisierten Vergütungen für den Aufsichtsrat und 

den Vorstand, wird auf den Vergütungsbericht als Teilbericht zum Corporate Governance Bericht so-

wie auf den Konzernanhang verwiesen. 

 

Aktienbesitz von Organmitgliedern 

Die Mitglieder von Aufsichtsrat und Vorstand und die ihnen nahe stehenden Personen hielten gemäß 

§ 15a Wertpapierhandelsgesetz (WpHG) zum 31. Dezember 2015 zusammen rund 32 % am Grund-

kapital. Auf den Aufsichtsrat und die ihm nahe stehenden Personen entfallen hiervon rund 32 % der 

ausgegebenen Aktien. Die Mitglieder des Vorstands und die ihnen nahe stehenden Personen halten 

keine Anteile am Grundkapital.  

Weiterhin legen wir alle meldepflichtigen Transaktionen von Mitgliedern des Vorstands und des Auf-

sichtsrats nach § 15a WpHG offen.  

 

Verträge mit Kontrollwechselklausel 

Die Unternehmenskaufverträge der von uns akquirierten Kliniken sowie verschiedene Verträge über 

Finanzinstrumente sehen Regelungen vor, wonach unter der Bedingung eines Kontrollwechsels infol-

ge eines Übernahmeangebots, z. B. einer Rückübertragung der Gesellschaftsanteile, die Anleihen- 

und Kreditgeber eine sofortige Rückzahlung verlangen können. Darüber hinaus bestehen keine Ver-

einbarungen, woraus Vorstand oder Arbeitnehmer im Falle einer Unternehmensübernahme Ansprü-

che auf Entschädigung ableiten können. 

 

1.9 Erklärung zur Unternehmensführung und Entsprechenserklärung 
zum Corporate Governance Kodex 

Erklärung zur Unternehmensführung 

Die Erklärung zur Unternehmensführung (§ 289a HGB) enthält neben der Entsprechenserklärung von 

Vorstand und Aufsichtsrat nach § 161 AktG auch Angaben zu Unternehmensführungspraktiken. Da-

rüber hinaus werden die Arbeitsweise von Vorstand und Aufsichtsrat sowie die eingerichteten Gremi-

en beschrieben. Im Übrigen enthält die Erklärung zur Unternehmensführung Angaben, ob die Gesell-

schaft bei der Besetzung des Aufsichtsrats mit Frauen und Männern jeweils Mindestanteile eingehal-

ten hat, und wenn nicht, Angaben zu den Gründen. 

Zu näheren Einzelheiten verweisen wir auf unsere Website, auf der die Erklärung zur Unternehmens-

führung unter www.rhoen-klinikum-ag.com öffentlich zugänglich ist. 

 

Entsprechenserklärung zum Corporate Governance Kodex 

Wir verstehen unter Corporate Governance die verantwortungsbewusste, auf langfristige Wertschöp-

fung und Steigerung des Unternehmenswertes ausgerichtete Unternehmensführung und -kontrolle. 

Gute Corporate Governance ist die Grundlage der Entscheidungs- und Kontrollprozesse von Auf-

sichtsrat und Vorstand. Zusammen mit einer transparenten, rechtlich einwandfreien und ethisch be-

gründeten Unternehmenskultur bildet die Corporate Governance die Voraussetzung für den Erhalt und 

die Stärkung des Vertrauens, das uns Patienten, Mitarbeiter, Aktionäre und Geschäftspartner entge-

genbringen, sowie für eine beständige Wertschöpfung in unseren Unternehmungen. 

Aufsichtsrat und Vorstand der RHÖN-KLINIKUM AG haben sich im Geschäftsjahr 2015 turnusgemäß 

eingehend mit dem Corporate Governance Kodex, seiner Entwicklung und seinen Änderungen sowie 

seiner Entsprechung bei der RHÖN-KLINIKUM AG und ihren Tochtergesellschaften befasst und aus-

führlich beraten. Als Ergebnis dieser Beratungen wurde am 5. November 2015 gemäß Ziff. 3.10 des 

Deutschen Corporate Governance Kodex in der Fassung vom 5. Mai 2015 eine von Vorstand und 

Aufsichtsrat der RHÖN-KLINIKUM AG gemeinsam getragene, aktualisierte Entsprechenserklärung 
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nach § 161 AktG abgegeben, die auf unserer Internetseite veröffentlicht ist. Danach wird dem Deut-

schen Corporate Governance Kodex mit folgenden Ausnahmen vollumfänglich entsprochen:  

 Ziff. 4.2.2 (Relation zwischen Vorstandsvergütung und Vergütung des oberen Führungskreises 

und der Gesamtbelegschaft) 

 Ziff. 4.2.3 (Versorgungszusagen) 

 Ziff. 5.4.1 (Benennung konkreter Ziele zur Zusammensetzung des Aufsichtsrats)  

 Ziff. 5.4.6 (Erfolgsorientierte Vergütung des Aufsichtsrats); ab dem Jahr 2015 erfolgt keine er-

folgsorientierte Vergütung des Aufsichtsrats mehr 

 Ziff. 7.1.2 (Frist zur Zugänglichmachung des Konzernabschlusses) 

Von den nicht obligatorischen Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance Kodex beachten 

wir die meisten.  

 

2 WIRTSCHAFTSBERICHT 

2.1 Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Im Jahr 2015 hat die Entwicklung der Konjunktur ein stetiges und solides Wirtschaftswachstum ge-

zeigt. Laut ersten Zahlen des Statistischen Bundesamts wuchs das reale Bruttoinlandsprodukt um 

1,7 % und lag damit im Jahr 2015 über dem durchschnittlichen Wirtschaftswachstum der letzten zehn 

Jahre (1,3 %). Die deutsche Wirtschaft setzt damit ihr deutliches Wachstum aus dem Jahr 2014 

(1,6 %) fort, nachdem im Jahr 2013 nur eine Steigerung von 0,3 % zu verzeichnen war. Im europäi-

schen Vergleich liegt Deutschland beim Wirtschaftswachstum im Jahr 2015 im Mittelfeld. 

Zu dem Anstieg haben vor allem der hohe private Konsum und die staatlichen Ausgaben beigetragen. 

Die privaten Konsumausgaben wuchsen um 1,9 %, die staatlichen sogar um 2,8 %. Gründe für den 

Anstieg bei den Verbrauchern waren die steigende Beschäftigung sowie niedrige Zinsen und gesun-

kene Energiepreise. Im Jahr 2015 gab es erstmals mehr als 43 Mio. Beschäftigte. Die Exporte stan-

den mit einem Wachstum von 5,4 % den Importen mit einem Plus von 5,7 % gegenüber. Der daraus 

resultierende Außenbeitrag leistete einen vergleichsweise geringen Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt. 

Auf der Entstehungsseite nahm die Wirtschaftsleistung sowohl im produzierenden Gewerbe ohne 

Baugewerbe als auch in nahezu allen Dienstleistungsbereichen zu. 

Die Prognosen für das Jahr 2016 fallen durchwachsen aus. Einige Experten beurteilen das Bruttoin-

landsprodukt im Jahr 2015 als bescheiden, wenn man den Hintergrund der guten konjunkturellen Vo-

raussetzungen betrachtet. Sie rechnen deshalb für das Jahr 2016 nur mit einem Wirtschaftswachstum 

von knapp über 1 %. Als Risiken gelten im besonderen Maße internationale Krisen, wie etwa im Na-

hen Osten, und die Konjunkturabkühlung in China. Optimisten gehen hingegen von einem Wachstum 

von über 2 % aus. Als wichtige Treiber gelten günstige Ölpreise sowie niedrige Zinsen. 

 

2.2 Branchenspezifische Rahmenbedingungen 

Im Jahr 2014 standen in Deutschland laut Statistischem Bundesamt in 1.980 (2013: 1.996) Kranken-

häusern rund 500.700 (2013: ca. 500.700) stationäre Betten zur Verfügung. Der Anteil der öffentlichen 

Krankenhäuser sank seit Einführung der bundeseinheitlichen Krankenhausstatistik im Jahr 1991 von 

46,0 % auf 29,7 %. Mit 35,2 % blieb der Anteil der freigemeinnützigen Krankenhäuser im Jahr 2014 

fast unverändert. Mit einem Anteil von 35,1 % war im Jahr 2014 jedes dritte Haus in privater Träger-

schaft. Die Aufteilung der Betten hat sich im Vergleich zum Jahr 2013 kaum verändert. Nahezu jedes 

zweite Bett (48 %) stand in einem öffentlichen Krankenhaus. In privaten Häusern befanden sich 

18,2 % der Betten, was rund einem Sechstel entspricht. 

Laut dem Krankenhaus Rating Report 2015 hat sich die Insolvenzwahrscheinlichkeit der Krankenhäu-

ser in Deutschland im Jahr 2013 zum vierten Mal in Folge verschlechtert. Jedes sechste Haus war 

von der Insolvenz bedroht. Gleichzeitig hatte sich die Ertrags- und Investitionslage leicht verbessert. 

Fast jedes dritte Krankenhaus schrieb rote Zahlen (30 % der Krankenhäuser wiesen in 2013 einen 
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Jahresverlust auf jeweiliger Konzernebene aus; 2012 waren dies 33 %) und beinahe jedes zweite 

kann nicht ausreichend investieren (volle Investitionsfähigkeit 2013: 56 %, 2012: 48 %). Dennoch fin-

den nur wenige Marktaustritte statt. Auffällig ist, dass die Lage in ostdeutschen Bundesländern weiter-

hin besser ist als im Westen Deutschlands. So betrug die Insolvenzwahrscheinlichkeit westdeutscher, 

öffentlich-rechtlicher Kliniken 35,9 %. Die Wahrscheinlichkeit bei öffentlich-rechtlichen Krankenhäu-

sern in Ostdeutschland lag hingegen nur bei 1,7 %. 

Durch den demografischen Wandel ist die Nachfrage nach Krankenhausleistungen auch im Jahr 2015 

weiter gestiegen. Diese wurden den Kliniken allerdings nicht vollständig vergütet, da für nachgefragte 

und erbrachte Mehrleistungen – unabhängig davon, ob vereinbart oder nicht vereinbart – nach den 

bekannten gesetzlichen Bestimmungen Preisabschläge hinzunehmen waren. Der wachsenden Nach-

frage steht eine abnehmende Zahl von Beitragszahlern in der Solidargemeinschaft gegenüber. Dies 

führt zu einem enormen Kostendruck im Gesundheitswesen, insbesondere im Krankenhaussektor. 

Vor diesem Hintergrund werden die gestiegenen Krankenhausleistungen immer seltener adäquat 

vergütet. 

Durch den demografischen Wandel wird das Krankenhauspersonal immer knapper und teurer. Der 

Fachkräftemangel wird sich demnach in den nächsten Jahren noch weiter verstärken. Besonders in 

der Gesundheitsbranche wird ein Engpass erwartet, da der steigende Bedarf an Fachkräften einer 

steigenden Nachfrage gegenübersteht, die durch die Alterung der Gesellschaft noch hinzukommt. 

Am 1. Januar 2016 trat das Krankenhausstrukturgesetz (KHSG) in Kraft, das Ende des Jahres 2015 

erlassen wurde. Es soll die Finanzierung der Krankenhäuser wesentlich von deren Qualität abhängig 

machen. Mit dem KHSG werden maßgebliche Regelungen für die Krankenhausfinanzierung umge-

setzt. Die grundlegenden Umstellungen in der Finanzierungssystematik werden ab dem 1. Janu- 

ar 2017 in Kraft treten. So wird, neben anderen Änderungen, der sogenannte Mehrleistungsabschlag 

mittelfristig durch einen ähnlich strukturierten Fixkostendegressionsabschlag ersetzt. Von den sich 

unmittelbar auswirkenden Neuregelungen sind vor allem die Budgetvereinbarungen für das Jahr 2016 

betroffen. 

2.3 Geschäftsverlauf 

2.3.1 Gesamtaussage zur wirtschaftlichen Lage 

Bedingt durch den Verkauf von Gesellschaften im Geschäftsjahr 2014, einhergehend mit einem im 

Vorjahr erfassten Ergebnis aus der Veräußerung in Höhe von 1.347,3 Mio. €, haben wir im Geschäfts-

jahr 2015 einen Rückgang des EBITDA um 1.259,4 Mio. €, einen Rückgang des EBIT um 

1.237,8 Mio. € und einen Rückgang des Konzerngewinns um 1.140,5 Mio. € zu verzeichnen. Aufgrund 

der Neustrukturierung des Portfolios als Konsequenz aus der Transaktion mit Fresenius/Helios sind 

unsere Geschäfts- und Leistungszahlen mit dem Vorjahr nur eingeschränkt vergleichbar. Unsere 

Kennzahlen haben sich über die einzelnen Quartale des Geschäftsjahres 2015 positiv und planmäßig 

entwickelt.  

Im Hinblick auf die Preisentwicklung zeichnet sich der Krankenhaussektor durch sein reguliertes Ver-

gütungssystem aus. Die Schere zwischen Mehrleistungen der Krankenhäuser und steigenden Kosten 

aufgrund kontinuierlich hoher Material-, Sach- und Personalkosten bei gleichzeitig gedeckelten Ent-

lohnungen auf der Leistungserbringungsseite geht weiter auf. 

Wir konzentrieren uns an fünf Standorten weiter auf maximalversorgungsnahe Spitzenmedizin mit 

direkter Verbindung zu Universitäten und Forschungseinrichtungen. Mit der Positionierung im medizi-

nischen Premium-Segment schaffen wir die Grundlage, unseren Patienten auch künftig mit uneinge-

schränkten Spitzenleistungen helfen zu können. Zugleich haben wir den Anspruch, weiterhin ein 

maßgeblicher konzeptioneller Impulsgeber der deutschen Gesundheitswirtschaft zu sein.   
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2.3.2 Leistungsentwicklung 

Gegenüber dem Vorjahr haben sich folgende Veränderungen der Bettenkapazitäten ergeben: 

Kliniken Betten

Stand am 01.01.2015 10 5.227

Kapazitätsveränderung - -9

Stand am 31.12.2015 10 5.218

 
 
Zum 31. Dezember 2015 haben wir zehn Kliniken mit 5.218 Betten/Plätzen an insgesamt fünf Stand-

orten in vier Bundesländern in unseren Konzernabschluss einbezogen. Seit dem 31. Dezember 2014 

ergaben sich mit per Saldo neun Betten/Plätzen lediglich geringfügige Planbettenänderungen bei un-

seren akutstationären Kapazitäten gemäß den jeweiligen Bedarfsplanungen in den einzelnen Bundes-

ländern.  

Die Kapazitätsveränderung gegenüber dem 31. Dezember 2014 entfällt mit -21 Betten/Plätzen bzw.  

-0,4 % auf unsere stationären Kapazitäten und mit +12 Betten/Plätzen bzw. +9,0 % auf unsere teilsta-

tionären und tagesklinischen Kapazitäten: 

2015 2014 Absolut %

Stationäre Kapazitäten

Akutkliniken 4.432 4.435 -3 -0,1

Rehabilitationskliniken und sonstige 

stationäre Kapazitäten 641 659 -18 -2,7

5.073 5.094 -21 -0,4

Teilstationäre und tagesklinische 

Kapazitäten 145 133 12 9,0

Insgesamt 5.218 5.227 -9 -0,2

VeränderungPlanbetten/Plätze

 

Im Geschäftsjahr 2015 haben wir unsere ambulanten Kapazitäten um 7,00 Facharztsitze erweitert. 

Zum 31. Dezember 2015 betreiben wir sieben Medizinische Versorgungszentren (MVZ) mit insgesamt 

36,75 Facharztsitzen:  

MVZ
Facharzt-

sitze

Stand am 01.01.2015* 7 29,75

Erweiterungen 

Verschiedene Standorte - 7,00

Stand am 31.12.2015 7 36,75

* einschließlich M VZ Bad Neustadt.
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Die Patientenzahlen in unseren Kliniken und MVZ entwickelten sich wie folgt: 

Januar bis Dezember 2015 2014

absolut %

Stationär und teilstationär

behandelte Patienten in unseren

Akutkliniken 203.548 330.771 -127.223 -38,5

Rehabilitationskliniken und sonstigen 

Einrichtungen 5.812 6.798 -986 -14,5

209.360 337.569 -128.209 -38,0

Ambulant behandelte Patienten 

in unseren Akutkliniken 445.509 583.015 -137.506 -23,6

in unseren MVZ 110.240 302.262 -192.022 -63,5

Gesamt 765.109 1.222.846 -457.737 -37,4

      Abweichung

 
Im Geschäftsjahr 2015 haben wir in unseren Kliniken und MVZ 765.109 (Vj. 1.222.846) Patienten 

behandelt. Der Rückgang von 457.737 Patienten bzw. 37,4 % gegenüber dem Vorjahr resultiert aus 

dem Verkauf von Gesellschaften im Geschäftsjahr 2014. Der Rückgang entfällt mit 28,0 % auf statio-

när und teilstationär behandelte Patienten und mit 72,0 % auf ambulant behandelte Patienten.  

Die Fallerlöse im stationären und ambulanten Bereich stellen sich wie folgt dar: 

Januar bis Dezember 2015 2014

Fallerlös

im stationären Bereich (€) 4.887 4.140

im ambulanten Bereich (€) 153 128

 
 

2.3.3 Ertragslage 

Aus rechentechnischen Gründen können in den nachstehenden Tabellen Rundungsdifferenzen in 

Höhe von + einer Einheit (€, % usw.) auftreten. Soweit nachfolgend Angaben zu einzelnen Gesell-

schaften gemacht werden, handelt es sich um Werte vor Konsolidierung. 

Seit dem im Jahr 2014 abgeschlossenen Verkauf eines Großteils unserer Kliniken an Freseni-

us/Helios und der Neuausrichtung des Portfolios bzw. der Strategie konzentrieren wir uns an fünf 

Standorten auf maximalversorgungsnahe Spitzenmedizin mit direkter Verbindung zu Universitäten 

und Forschungseinrichtungen.  

Durch den demografischen Wandel ist die Nachfrage nach Krankenhausleistungen auch im  

Geschäftsjahr 2015 weiter gestiegen. Diese wurden den Kliniken allerdings nicht vollständig ver- 

gütet, da für nachgefragte und erbrachte Mehrleistungen, unabhängig ob vereinbart oder nicht verein-

bart, nach den bekannten gesetzlichen Bestimmungen Preisabschläge hinzunehmen waren. Der 

wachsenden Nachfrage stand dabei eine abnehmende Zahl von Beitragszahlern in der Solidarge-

meinschaft gegenüber. Dies führte auch im Geschäftsjahr 2015 zu einem enormen Kostendruck. Die 

seit einigen Jahren im Krankenhaussektor auseinander gehende Erlös- und Kostenschere wirkt sich 

dabei weiter operativ belastend aus. Wir als RHÖN-KLINIKUM Konzern sind es jedoch gewohnt, den 

fortwährenden regulatorischen und marktseitigen Herausforderungen im Gesundheitswesen effektiv 

zu begegnen.  
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Die wirtschaftliche Entwicklung des Konzerns stellt sich wie folgt dar: 

Januar bis Dezember 2015 2014

Mio. € Mio. € Mio. € %

Ertrag

Umsatzerlöse 1.108,2 1.510,5 -402,3 -26,6

Sonstige Erträge 179,8 157,7 22,1 14,0

Gesamt 1.288,0 1.668,2 -380,2 -22,8

Aufwand

Materialaufwand 321,8 425,1 -103,3 -24,3

Personalaufwand 695,7 963,9 -268,2 -27,8

Sonstiger Aufwand 116,3 212,9 -96,6 -45,4

Gesamt 1.133,8 1.601,9 -468,1 -29,2

Erfolg aus Entkonsolidierung von 

Tochtergesellschaften  - 1.347,3 -1.347,3 -100,0

EBITDA 154,2 1.413,6 -1.259,4 -89,1

Abschreibungen und Wertminderungen 61,1 82,7 -21,6 -26,1

EBIT 93,1 1.330,9 -1.237,8 -93,0

Finanzergebnis 2,8 82,4 -79,6 -96,6

EBT 90,3 1.248,5 -1.158,2 -92,8

Ertragsteuern 2,9 20,6 -17,7 -85,9

Konzerngewinn 87,4 1.227,9 -1.140,5 -92,9

Veränderung

 

Bedingt durch den Verkauf von Gesellschaften überwiegend Ende Februar 2014 haben wir im  

Vergleich zum Geschäftsjahr 2014 in unseren Akut- und Rehabilitationskliniken sowie Medizinischen 

Versorgungszentren bei 

 einem Rückgang des Erlöses (Umsatzerlöse, Sonstige Erträge) um 380,2 Mio. € bzw. 22,8 % auf 

1.288,0 Mio. € sowie 

 einem Rückgang des Aufwands (Materialaufwand, Personalaufwand, Sonstiger Aufwand) um 

468,1 Mio. € bzw. 29,2 % auf 1.133,8 Mio. €   

einen Rückgang des EBITDA um 1.259,4 Mio. € auf 154,2 Mio. €, einen Rückgang des EBIT um 

1.237,8 Mio. € auf 93,1 Mio. € und einen Rückgang des Konzerngewinns um 1.140,5 Mio. € auf 

87,4 Mio. € zu verzeichnen. 

2015 2014

% %

EBITDA-Marge 13,9 93,6

EBIT-Marge 8,4 88,1

EBT-Marge 8,1 82,7

Umsatzrentabilität 7,9 81,3

Eigenkapitalrentabilität (nach Steuern) 7,4 84,2  
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Unsere Quoten, bezogen auf die Umsatzerlöse, entwickelten sich wie folgt: 

2015 2014

% %

Materialquote 29,0 28,1

Personalquote 62,8 63,8

Sonstige Aufwandsquote 10,5 14,1

Abschreibungsquote 5,5 5,5

Finanzergebnisquote 0,3 5,4

Steueraufwandsquote 0,2 1,4

 

Der Materialaufwand ist gegenüber dem Vorjahr um 103,3 Mio. € bzw. 24,3 % auf 321,8 Mio. € 

(Vj. 425,1 Mio. €) im Wesentlichen bedingt durch den im Vorjahr erfolgten Verkauf von Gesellschaften 

zurückgegangen. Die Materialquote stieg bedingt durch die Verwendung material- und sachkostenin-

tensiver Artikel in unseren spitzenmedizinischen Einrichtungen von 28,1 % auf 29,0 % an. 

Die Personalaufwendungen und die sonstigen Aufwendungen sind im Vergleich zum Vorjahr ebenso 

im Wesentlichen bedingt durch den Verkauf von Gesellschaften rückläufig. Während die Personalauf-

wendungen um 268,2 Mio. € bzw. 27,8 % zurückgegangen sind, haben wir bei den sonstigen Aufwen-

dungen einen Rückgang um 96,6 Mio. € bzw. 45,4 % zu verzeichnen. Die Personalquote ging von 

63,8 % auf 62,8 % und die sonstige Aufwandsquote von 14,1 % auf 10,5 % zurück. Die gesetzlichen 

Sozialabgaben einschließlich der Aufwendungen für Altersvorsorge betrugen 17,6 % (Vj. 19,3 %) der 

Löhne und Gehälter. Die gesetzlichen Sozialabgaben einschließlich der Aufwendungen für Altersver-

sorgung beinhalten Erstattungen der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder für Vorjahre.  

Aus dem Verkauf von Kliniken, medizinischen Versorgungszentren und weiteren verbundenen Beteili-

gungen wurde im Geschäftsjahr 2014 ein Ergebnis in Höhe von 1.347,3 Mio. € realisiert. 

Die Abschreibungen und Wertminderungen sind im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 21,6 Mio. € 

bzw. 26,1 % auf 61,1 Mio. € zurückgegangen. Ursächlich für den Rückgang ist im Wesentlichen die 

mit 16,2 Mio. € im zweiten Quartal 2014 erfasste vollständige Wertminderung des Gebäudes der PTZ 

GmbH. Diese Wertminderung stand im Zusammenhang mit der Realisierung der Partikeltherapieanla-

ge am Universitätsklinikum Marburg und vertraglichen Eckpunkten zum Kauf und Betrieb der Anlage.  

Das Nettofinanzergebnis hat sich gegenüber dem Vergleichszeitraum des Vorjahres um 79,6 Mio. € 

bzw. 96,6 % verbessert. Der Rückgang des negativen Nettofinanzergebnisses resultiert im Wesentli-

chen aus der Rückführung von Finanzschulden und damit einhergehenden, im Vorjahr erfassten, Vor-

fälligkeitsentschädigungen. Im Übrigen waren im Finanzergebnis des Vorjahres Aufzinsungsbeträge 

aus der Kapitalherabsetzung und einem langfristigen Darlehen an die Marburger Ionenstrahl-

Therapie-Betriebsgesellschaft des Universitätsklinikums Heidelberg aufwandserhöhend erfasst.  

Gegenüber dem Vergleichszeitraum des Vorjahres ist der Ertragsteueraufwand bei einer unverän-

derten Tarifbesteuerung, bedingt durch den Verkauf von Gesellschaften, um 17,7 Mio. € auf 2,9 Mio. € 

(Vj. 20,6 Mio. €) zurückgegangen.  

Der Konzerngewinn ist um 1.140,5 Mio. € auf 87,4 Mio. € (Vj. 1.227,9 Mio. €) gesunken. Auf nicht 

beherrschende Anteile entfallende Gewinnanteile sind im Vergleich zur Vorjahresperiode transakti-

onsbedingt um 0,2 Mio. € auf 2,0 Mio. € zurückgegangen. 

Die RHÖN-KLINIKUM AG blickt auf ein erfolgreiches Geschäftsjahr 2015 – das erste vollständige 

Geschäftsjahr mit neu strukturiertem Portfolio – zurück. Die im Konzernlagebericht 2014 angegebene 

Prognose des Umsatzes für das Jahr 2015 in der Größenordnung zwischen 1,08 Mrd. € und 

1,12 Mrd. € haben wir im Ist mit 1,11 Mrd. € erreicht. Das im Konzernlagebericht 2014 prognostizierte 

EBITDA für das Geschäftsjahr 2015 zwischen 145 Mio. € und 155 Mio. € haben wir im Ist mit 

154,2 Mio. € ebenso erfüllt.  

Der auf die Aktionäre der RHÖN-KLINIKUM AG für das Geschäftsjahr 2015 entfallende Gewinnanteil 

ist gegenüber dem Vorjahr überwiegend bedingt durch den im Geschäftsjahr 2014 erfassten Ertrag 
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aus dem Verkauf von Gesellschaften auf 85,4 Mio. € (Vj. 1.225,7 Mio. €) zurückgegangen. Dies ent-

spricht einem Ergebnis je Aktie gemäß IAS 33 von 1,19 € (Vj. 9,36 €).  

Das Gesamtergebnis (Summe Konzerngewinn und sonstiges Ergebnis) des Geschäftsjahres 2015 

beträgt 87,3 Mio. € (Vj. 1.248,5 Mio. €). Während im Vorjahr positive Veränderungen der Finanzin-

strumente mit 20,9 Mio. € (nach Steuern) unmittelbar im Eigenkapital verrechnet wurden, waren im 

Geschäftsjahr 2015 keine Veränderungen der Finanzinstrumente unmittelbar beim Eigenkapital zu 

erfassen, da diese, bedingt durch die Rückführung des jeweiligen Grundgeschäfts im Geschäftsjahr 

2014, aufgelöst wurden. Im Übrigen waren Verluste aus der Neubewertung von leistungsorientierten 

Pensionsplänen in Höhe von 0,2 Mio. € nach Steuern (Vj. 0,3 Mio. € nach Steuern) ebenfalls unmittel-

bar beim Eigenkapital zu erfassen. 

 

2.3.4 Vermögens- und Finanzlage 

Mio. € % Mio. € %

AKTIVA

Langfristiges Vermögen 893,2 54,6 846,5 46,9

Kurzfristiges Vermögen 741,3 45,4 957,8 53,1

1.634,5 100,0 1.804,3 100,0

PASSIVA

Eigenkapital 1.108,7 67,8 1.248,9 69,2

Langfristiges Fremdkapital 36,5 2,2 178,2 9,9

Kurzfristiges Fremdkapital 489,3 30,0 377,2 20,9

1.634,5 100,0 1.804,3 100,0

31.12.2015 31.12.2014

 

Die Bilanzsumme ist im Vergleich zum Vorjahr um 169,8 Mio. € bzw. 9,4 % auf 1.634,5 Mio. € 

(Vj. 1.804,3 Mio. €) zurückgegangen. Dieser Rückgang resultiert im Wesentlichen aus der Kapitalher-

absetzung im Zusammenhang mit dem Aktienrückkauf im Geschäftsjahr 2015.  

Die Eigenkapitalquote ging seit dem letzten Bilanzstichtag von 69,2 % auf 67,8 % zurück. Ursächlich 

hierfür sind der Rückgang der Bilanzsumme bedingt durch den Mittelabfluss aus dem Aktienrückkauf 

und die damit im Zusammenhang stehende Kapitalherabsetzung im Jahr 2015. Wir weisen nunmehr 

ein Eigenkapital in Höhe von 1.108,7 Mio. € (Vj. 1.248,9 Mio. €) aus. Der Rückgang des Eigenkapitals 

gegenüber dem Bilanzstichtag 31. Dezember 2014 um 140,2 Mio. € resultiert mit 167,0 Mio. € aus 

dem beschlossenen Aktienrückkauf und der damit einhergehenden Kapitalherabsetzung, mit 

60,4 Mio. € aus Ausschüttungen an Aktionäre und nicht beherrschende Anteile sowie mit 0,2 Mio. € 

aus der Erfassung von Verlusten aus der Neubewertung von leistungsorientierten Pensionsplänen, 

denen mit 87,4 Mio. € der Konzerngewinn des Geschäftsjahres 2015 gegenübersteht.  

Das langfristige Vermögen ist rechnerisch zu 128,2 % (Vj. 168,6 %) vollständig fristenkongruent durch 

Eigenkapital und langfristige Schulden finanziert. Der Rückgang resultiert aus der Kapitalherabset-

zung im Jahr 2015.  

Die Nettofinanzverschuldung – einschließlich der Verbindlichkeiten aus Finance-Lease – beträgt zum 

31. Dezember 2015 0,0 Mio. € (31. Dezember 2014: 0,0 Mio. €). Zum 31. Dezember 2015 weisen wir   
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eine Nettoliquidität in Höhe von 356,1 Mio. € (31. Dezember 2014: 536,1 Mio. €) aus. Die Nettoliquidi-

tät ermittelt sich wie folgt: 

31.12.2015 31.12.2014

Mio. € Mio. €

Zahlungsmittel (kurzfristig) 143,3 695,4

Festgelder (kurzfristig) 345,0  -

Festgelder (langfristig) 30,0 -

Zahlungsmittel, Festgelder 518,3 695,4

Finanzschulden (kurzfristig) 147,6 4,5

Finanzschulden (langfristig) 10,0 152,9

Verbindlichkeiten Finance-Lease 4,6 1,9

Finanzverbindlichkeiten 162,2 159,3

Nettoliquidität 356,1 536,1  
 

Die Herkunft und Verwendung unserer liquiden Mittel ist nachstehender Übersicht zu entnehmen: 

Januar bis Dezember 2015 2014

Mio. € Mio. €

Mittelzufluss (+)/-abfluss (-) aus laufender Geschäftstätigkeit 70,2 49,2

Mittelzufluss (+)/-abfluss (-) aus Investitionstätigkeit -394,7 2.865,1

Mittelzufluss (+)/-abfluss (-) aus Finanzierungstätigkeit -227,5 -2.335,8

Veränderung des Finanzmittelfonds -552,0 578,5

Finanzmittelfonds am 01.01. 695,3 116,8

Finanzmittelfonds am 31.12. 143,3 695,3  
 

Im Geschäftsjahr 2015 betrug der Mittelzufluss aus laufender Geschäftstätigkeit 70,2 Mio. € 

(Vj. 49,2 Mio. €). Der Anstieg resultiert insbesondere aus dem Verkauf von Gesellschaften im Vorjahr, 

der den Mittelzufluss aus laufender Geschäftstätigkeit negativ beeinflusste. 

Der Mittelzufluss aus Investitionstätigkeit im Vorjahr ist geprägt durch den Erlös aus dem Verkauf der 

Gesellschaften an Fresenius/Helios und den Mittelabfluss aus dem Aufbau der Partikeltherapieanlage 

in Marburg. Im Geschäftsjahr 2015 wurden, bedingt durch das niedrige Zinsumfeld, erstmals Fest-

geldanlagen in Höhe von 375,0 Mio. € getätigt.  

Im Zusammenhang mit dem Verkauf von Gesellschaften erfolgte im Geschäftsjahr 2014 die Rückfüh-

rung der Finanzschulden in Höhe von 0,6 Mrd. €, die Ablösezahlungen für Finanzschulden in Höhe 

von 0,1 Mrd. € und der auf der Hauptversammlung beschlossene Aktienrückkauf in Höhe von 

1,6 Mrd. €. Im Jahr 2015 wurde ein weiterer Aktienrückkauf in Höhe von 0,2 Mrd. € getätigt.  

Das Finanzmanagement des RHÖN-KLINIKUM Konzerns ist im Wesentlichen zentral organisiert und 

umfasst die Funktionen Kapitalbeschaffung, Kapitalanlage, konzerninternes Liquiditätsmanagement 

sowie Finanzabwicklung. Die in diesem Zusammenhang implementierten Prozesse tragen den fun-

damentalen Grundsätzen des Vieraugenprinzips, der Funktionstrennung sowie der Transparenz 

Rechnung. Wir haben das Finanzmanagement als Dienstleister innerhalb unseres Geschäftsmodells 

etabliert.  

Unser Finanzmanagement bewegt sich in dem konkurrierenden Zielsystem von Liquidität, Risikomini-

mierung, Rentabilität und Flexibilität.  

Oberste Priorität hat dabei die Liquiditätssicherung mit dem Ziel, eine fristenkongruente und auf den 

Planungs- bzw. Projekthorizont des Unternehmens abgestimmte Laufzeitfixierung zu realisieren. Zur 

Liquiditätssicherung stehen die internen Cash-Flows zur Verfügung. Geldanlagen werden extrem kon-

servativ disponiert.  
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Der operative Cash-Flow, ermittelt aus dem Konzerngewinn zuzüglich Abschreibungen und abzüg-

lich/zuzüglich sonstiger nicht operativer Sachverhalte (Saldo Gewinne und Verluste aus Anlagenab-

gängen, Aufwendungen aus der Marktbewertung Derivate), ging gegenüber dem Vergleichszeitraum 

des Vorjahres hauptsächlich bedingt durch den Verkauf von Gesellschaften um 1.162,1 Mio. € auf 

148,2 Mio. € (Vj. 1.310,3 Mio. €) zurück. 

Zum Bilanzstichtag verfügen wir über kurzfristig verfügbare Geldanlagen sowie über freie Kreditlinien 

von zusammen rund 517,1 Mio. €. 

 

2.3.5 Investitionen 

Die Gesamtinvestitionen im Geschäftsjahr 2015 von 87,0 Mio. € (Vj. 78,5 Mio. €) gliedern sich wie 

folgt auf: 

Einsatz von 

Fördermitteln

Einsatz von 

Eigenmitteln
Insgesamt

Mio. € Mio. € Mio. €

Laufende Investitionen 17,6 68,0 85,6

Übernahmen 0,0 1,4 1,4

Insgesamt 17,6 69,4 87,0

 
Im Geschäftsjahr 2015 haben wir in immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen und als  

Finanzinvestitionen gehaltene Immobilien insgesamt 87,0 Mio. € (Vj. 78,5 Mio. €) investiert. Von die-

sen Investitionen betreffen 17,6 Mio. € (Vj. 24,2 Mio. €) nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz 

(KHG) geförderte Anlagegüter, wobei die Fördermittel anschaffungskostenmindernd berücksichtigt 

werden.  

Im Konzernabschluss weisen wir Nettoinvestitionen in Höhe von 69,4 Mio. € (Vj. 54,3 Mio. €) aus. Von 

den Nettoinvestitionen entfallen 68,0 Mio. € (Vj. 53,9 Mio. €) auf laufende Investitionen des Geschäfts-

jahres und 1,4 Mio. € (Vj. 0,4 Mio. €) auf Anlagegüter bzw. Facharztsitze, die im Rahmen von Über-

nahmen zugingen. 

Unsere laufenden eigenmittelfinanzierten Investitionen im Geschäftsjahr 2015 verteilen sich auf fol-

gende Standorte: 

Mio. €

Bad Neustadt a. d. Saale 31,3

Gießen, Marburg 25,2

Bad Berka 9,3

Frankfurt (Oder) 2,2

Gesamt 68,0

 
 
Aus abgeschlossenen Unternehmenskaufverträgen bestehen zum Bilanzstichtag keine Investitions-

verpflichtungen.  
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2.3.6 Mitarbeiter 

Am 31. Dezember 2015 waren im Konzern 15.654 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (31. Dezember 

2014: 15.602) beschäftigt:  

Anzahl

Stand am 31.12.2014 15.602

Personalveränderungen in Klinikgesellschaften -56

Personalveränderungen in MVZ-Gesellschaften 65

Personalveränderungen in Servicegesellschaften 43

Stand am 31.12.2015 15.654

 
Der Anteil ärztlicher Mitarbeiter belief sich stichtagsbezogen auf 15,8 % (Vj. 15,5 %), der Anteil der 

pflegerischen und medizinischen Fachkräfte auf 55,6 % (Vj. 55,5 %). Im Jahresdurchschnitt haben wir 

bei den Vollkräften einen Rückgang von 28,2 % zu verzeichnen. Der Frauenanteil liegt wie im Vorjahr 

bei rund 75 %.  

 

3 NACHTRAGSBERICHT 

Mit Kaufvertrag vom 31. Juli 2015 hat die RHÖN-Kreisklinik Bad Neustadt GmbH im Rahmen eines 

Asset Deals die Kreisklinik Bad Neustadt unter aufschiebenden Bedingungen zum 1. Januar 2016 

erworben. Die Kreisklinik Bad Neustadt a. d. Saale ist ein Haus der Grund- und Regelversorgung mit 

insgesamt 225 Betten und acht Palliativplätzen sowie einer Krankenpflegeschule. Die Kreisklinik hat 

die Fachrichtungen Chirurgie, Innere Medizin, Gynäkologie und Geburtshilfe, Hals-, Nasen-, Ohren-

heilkunde sowie Hämodialyse und beschäftigt rund 420 Vollkräfte. Über den Erwerb wurde in unseren 

Zwischenberichten 2015 bereits berichtet. Die aufschiebenden Bedingungen sind mittlerweile erfüllt, 

so dass die Kreisklinik zum 1. Januar 2016 in den Konzernabschluss einbezogen wird.  

Um die strategischen Generalthemen Behandlungsexzellenz, Innovation und Netzwerkmedizin weiter 

zu forcieren, hat der Aufsichtsrat im Geschäftsjahr 2015 einer Erweiterung des Vorstands zugestimmt. 

Seit dem 1. Januar 2016 gehört Herr Prof. Dr. med. Bernd Griewing, Sprecher des Medical Board, 

dem Vorstand als Chief Medical Officer (CMO) an. Zu seinen Schwerpunktaufgaben gehören die Wei-

terentwicklung des Medical Board, die Belange von Hygiene und Patientensicherheit sowie das medi-

zinische Prozessmanagement. In diesem Zusammenhang wurde die Aufgabenverteilung im Vorstand 

neu geregelt. 

 

4 PROGNOSEBERICHT 

4.1 Strategische Zielsetzung 

Unsere hohen Investitionen bilden die Basis für eine nachhaltige, effiziente und damit auch bezahlba-

re klinische spitzenmedizinische Versorgung. Wir sind und bleiben einer der großen Klinikbetreiber in 

Deutschland, bei denen hohe Investitionen aus den Überschüssen der Kliniken finanziert werden. In 

den kommenden Jahren werden wir unser Angebot mit dem Ziel einer flächendeckenden medizini-

schen und pflegerischen Vollversorgung in ländlichen Regionen weiter ausbauen.  

Mit unserer Campus-Konzeption werden auf dem Gelände eines Hochleistungsklinikums strukturell, 

räumlich und logistisch stationäre und ambulante Leistungen miteinander verzahnt. Im vergangenen 

Geschäftsjahr haben wir an unseren Campus-Standorten Bad Neustadt und Frankfurt (Oder) mit den 

Baumaßnahmen begonnen. An den übrigen Standorten arbeiten wir mit Hochdruck an einer adäqua-

ten Umsetzung unserer Campus-Konzeption. So befindet sich beispielsweise am Standort Marburg 

ein modernes Ambulanz- und Diagnostikzentrum, das die Stärkung von Forschung und Lehre insbe-

sondere im ambulanten Bereich, eine nachhaltige Stärkung der Wirtschaftlichkeit und Investitionskraft 

sowie eine Steigerung universitärer Spitzenmedizin im Leistungsspektrum des Universitätsklinikums 
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zum Ziel hat. Mit der Positionierung im medizinischen Premium-Segment schaffen wir die Grundlage, 

unseren Patienten auch künftig mit uneingeschränkten Spitzenleistungen helfen zu können. Aus-

gangspunkt unseres Handelns ist das Wohl unserer Patienten, die sich unseren Mitarbeitern in unse-

ren Kliniken und Einrichtungen anvertrauen und stets im Mittelpunkt unserer Anstrengungen stehen. 

Unsere finanzielle Leistungsfähigkeit ist die Voraussetzung, um künftig durch medizinische Innovatio-

nen organisch und – bei entsprechender Opportunität – auch akquisitorisch zu wachsen. Auch künftig 

wird ein qualifiziertes internes und externes Wachstum der bestimmende Faktor für die Entwicklung 

des Konzerns sein. Aufgrund der gesetzlichen Rahmenbedingungen im Gesundheitswesen ist inter-

nes Umsatzwachstum nur in Grenzen möglich. Bei der Übernahme von Einrichtungen setzen wir wei-

ter auf unsere Doppelstrategie „Kompetenz und Verlässlichkeit“ sowie „Qualität vor Quantität“. 

Wir werden in unserem Konzern konsequent den Wissensaustausch zwischen unseren Einrichtungen 

und Standorten weiter fördern. Neueste wissenschaftliche Erkenntnisse, die Eingang in Diagnose- und 

Therapieverfahren gefunden haben, sollen schnellstmöglich allen unseren Kliniken zugänglich ge-

macht werden.  

 

4.2 Konjunktur und rechtliche Rahmenbedingungen 

Die Prognosen für die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland fallen für das Jahr 2016 durchwach-

sen aus. Experten rechnen mit einem Wirtschaftswachstum von knapp über 1 %. Als Risiken werden 

im besonderen Maße internationale Krisen und die Konjunkturabkühlung in China gesehen. Optimis-

ten gehen hingegen von einem Wachstum von über 2 % aus. Als wichtige Treiber werden günstige 

Ölpreise, niedrige Zinsen und der schwache Euro, der deutsche Exporte günstiger macht, genannt.   

Wir erwarten auch bedingt durch den weiteren demografischen Wandel in der Bevölkerung für das 

laufende Jahr 2016 und die kommenden Jahre eine steigende Nachfrage nach Krankenhausleistun-

gen. Der wachsenden Nachfrage steht eine abnehmende Zahl von Beitragszahlern in der Solidarge-

meinschaft gegenüber. Dies wird weiterhin zu einem enormen Kostendruck im Gesundheitswesen, 

insbesondere im Krankenhaussektor, führen. 

Diese steigende Nachfrage nach Krankenhausleistungen wird den Kliniken nicht vollständig vergütet, 

da für nachgefragte und erbrachte Mehrleistungen – unabhängig davon, ob vereinbart oder nicht ver-

einbart – nach den bekannten gesetzlichen Bestimmungen Preisabschläge hinzunehmen sind. Die 

Krankenhäuser müssen im Geschäftsjahr 2016 weiter den sogenannten „Mehrleistungsabschlag“ von 

25 % für die mit den Krankenkassen vereinbarten Mehrleistungen hinnehmen. Für nicht vereinbarte 

Mehrleistungen sehen die gesetzlichen Regelungen Abschläge von zusätzlich 65 % vor. Bei Preis-

steigerungen am oberen Ende der ursprünglich angenommenen 2,0 % bis 3,0 % für Personalkosten 

und einer in den landesweiten Basisfallwerten enthaltenen gekappten Preissteigerungsrate ergeben 

sich weitere Ergebnisbelastungen, die entsprechend kompensiert werden müssen. 

Am 1. Januar 2016 trat das Krankenhausstrukturgesetz (KHSG) in Kraft, das Ende 2015 erlassen 

wurde. Es soll die Finanzierung der Krankenhäuser wesentlich von deren Qualität abhängig machen. 

Mit dem KHSG werden maßgebliche Regelungen für die Krankenhausfinanzierung umgesetzt. Die 

grundlegenden Umstellungen in der Finanzierungssystematik werden ab dem 1. Januar 2017 in Kraft 

treten. So wird neben anderen Änderungen der sogenannte Mehrleistungsabschlag mittelfristig durch 

einen ähnlich strukturierten Fixkostendegressionsabschlag ersetzt. Im Übrigen wird der bisherige Ver-

sorgungszuschlag ab 2017 durch einen Pflegezuschlag ersetzt. Ab dem Jahr 2018 soll zudem die 

Qualität der medizinischen Dienstleistung stärker in der Bemessung einer leistungsabhängigen Vergü-

tung berücksichtigt werden. Derzeit lässt sich noch nicht ermessen, welche Auswirkungen dieses Vor-

haben auf einzelne Einrichtungen haben wird.      

Unabhängig von der im Personalbereich vorherrschenden Tarifschere ist die Beschaffung von qualifi-

ziertem Spitzenpersonal im Ärztlichen Dienst sowie in der Pflege aufgrund von Fachkräftemangel und 

der demografischen Entwicklung weiterhin eine für die Zukunft zu bewältigende Aufgabe. Wir begeg-

nen dieser und dem vermehrt von Arbeitnehmern zum Ausdruck gebrachten Wunsch nach einer bes-
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seren Vereinbarkeit von Beruf und Familie mit gezielten Konzepten zur Verbesserung der Attraktivität 

als Arbeitgeber im Gesundheitswesen. 

Für die Gesundheitslandschaft in Deutschland und besonders die Krankenhäuser müssen künftig 

weitere Effizienzpotenziale zur Verfügung stehen bzw. sie müssen in der Lage sein, diese durch ge-

eignete investive Maßnahmen zu heben. Ist dies nicht der Fall, wird der bestehende Ergebnis- und 

Margendruck weiter anhalten. 

Damit wird sich die selektive Entwicklung auf der Leistungserbringerseite fortsetzen und verschärfen. 

Aus unserer Sicht werden nur diejenigen Krankenhäuser nachhaltig und unabhängig am Markt beste-

hen können, die in der Lage sind, ihr Leistungsportfolio kontinuierlich auszuweiten und gleichzeitig 

ihre Prozessqualität rund um den Patienten zu verbessern. Wir überprüfen und optimieren kontinuier-

lich unsere Prozesse und Strategien.  

Darauf aufbauend werden wir konzernweit auf die gesundheitspolitischen Herausforderungen reagie-

ren. Trotz aller Belastungen sieht sich die RHÖN-KLINIKUM AG durch die fortgeschrittene Neuaus-

richtung gut positioniert. Wir sind sicher, dass wir unseren stabilen und zukunftssicheren Wachstums-

kurs fortsetzen werden, und sehen uns auch für die kommenden Jahre sehr gut aufgestellt. 

 

4.3 Prognose 

Im Geschäftsjahr 2016 gehen wir für den RHÖN-KLINIKUM Konzern von etwa 5.400 Betten in elf 

Kliniken an fünf Standorten in vier Bundesländern aus. Unsere Prognose werden wir mit rund 16.000 

Mitarbeitern erreichen. Damit gehören wir zu den größten Klinikbetreibern in Deutschland.    

 

Wir rechnen für 2016 mit einem Umsatz zwischen 1,17 Mrd. € und 1,20 Mrd. € sowie mit einem  

Ergebnis vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen (EBITDA) zwischen 155 Mio. € und 165 Mio. €. 

Dies inkludiert die Erstkonsolidierung der Kreisklinik Bad Neustadt ab Jahresbeginn. Zudem kommen 

im laufenden Geschäftsjahr wiederum ergebnisseitige Einmaleffekte zum Tragen. Diese positiven und 

negativen Sondereinflüsse bewegen sich im jeweils niedrigen bis mittleren zweistelligen Millionen-

Euro-Bereich; sie werden über das gesamte Geschäftsjahr 2016 wirksam und kompensieren sich 

teilweise. 

Unser Ausblick steht natürlich unter dem Vorbehalt etwaiger regulatorischer Eingriffe mit Auswirkun-

gen auf die Vergütungsstruktur im kommenden Jahr. 

 

5 CHANCEN- UND RISIKOBERICHT 

Ein gelebtes Chancen- und Risikomanagement prägt eine wertorientierte und nachhaltige Unterneh-

mensführung. Den Umgang mit Chancen und Risiken und deren wirksame Steuerung sehen wir als 

eine Hauptaufgabe an, die im Konzern der RHÖN-KLINIKUM AG fest in der Führungskultur verankert 

ist. Die Ziele unserer wertorientierten Unternehmensstrategie sind, die Unternehmensressourcen vor 

verlustträchtigen Risiken zu schützen und neue Chancen zu identifizieren sowie die Interessen unse-

rer Aktionäre und anderer Kapitalmarktteilnehmer zu wahren. 

Unser unternehmerisches Handeln steht stets in direktem Zusammenhang mit verschiedenen Chan-

cen und Risiken. Die Herausforderung liegt für uns darin, in angemessener Weise mit diesen umzu-

gehen – denn nur ein Unternehmen, das seine wesentlichen Risiken rechtzeitig erkennt und ihnen 

systematisch begegnet, ist gleichzeitig in der Lage, sich bietende Chancen zu erkennen und unter-

nehmerisch verantwortlich zu nutzen. Als Gesundheitsdienstleister setzen wir uns zudem mit einer 

äußerst komplexen Risikolandschaft auseinander. Faktoren wie die ordnungspolitischen und gesetzli-

chen Rahmenbedingungen, der zunehmende Kosten-, Wettbewerbs- und Konsolidierungsdruck in-

nerhalb der Branche oder die steigenden Ansprüche der Patienten eröffnen nicht nur Chancen, son-

dern bergen auch Risiken. Wir als Gesundheitsdienstleister betrachten die Gefährdung von Leben und 
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Gesundheit unserer Patienten stets als größtes Risiko, denn im medizinischen und pflegerischen Be-

reich können selbst kleinste Fehler verheerende Auswirkungen haben. Deshalb genießen Maßnah-

men, die diese Risiken vermeiden, bei uns höchste Priorität, und es gilt, Chancen und Risiken perma-

nent gegeneinander abzuwägen; denn insbesondere unsere Patienten sind darauf angewiesen, dass 

wir Chancen und Risiken adäquat handhaben. 

 

5.1  Risikobericht 

5.1.1 Risikomanagementsystem 

Der Vorstand der RHÖN-KLINIKUM AG hat ein konzernweites Risikomanagementsystem implemen-

tiert, mit dem das Ziel verfolgt wird, drohende Risiken frühzeitig zu erkennen und ihnen im Rahmen 

eines systematischen Prozesses zielgerichtet zu begegnen. Unser Risikomanagementsystem trägt 

der gesetzlich vorgeschriebenen Früherkennung von bestandsgefährdenden Risiken in vollem Um-

fang Rechnung und übersteigt die Anforderungen nach § 91 Abs. 2 AktG. Dem in der Unternehmens-

zentrale implementierten Risikomanagement obliegt die Aufgabe, das Risikomanagementsystem kon-

tinuierlich in Richtung Best Practice weiterzuentwickeln und bei Bedarf neuen Erkenntnissen und An-

forderungen anzupassen. Gleichzeitig bietet das Risikomanagement die Möglichkeit, Chancen zu 

melden. Unserem Risikomanagementsystem liegen eine Konzernrisikorichtlinie sowie weitere erläu-

ternde Dokumente zugrunde. In der Konzernrisikorichtlinie sind sowohl die Grundsätze des Risikoma-

nagements als auch die konzernweit einheitlichen verbindlichen Vorgaben für den Risikomanage-

mentprozess und die entsprechenden Aufgaben und Verantwortlichkeiten beschrieben. Der eigentli-

che Risikomanagementprozess wird über eine eigene Softwarelösung dokumentiert. Indem wir das 

Risikomanagementsystem regelmäßig überprüfen, bewerten und den sich permanent ändernden 

Rahmenbedingungen anpassen, sichern wir seine Akzeptanz im Unternehmen. Die Interne Revision 

wird anlassbezogen vom Vorstand mit der prozessunabhängigen Prüfung von Sachverhalten beauf-

tragt. In diesem Zusammenhang überwacht sie auch die Funktionsfähigkeit des Risikomanagements 

und die korrekte Anwendung der entsprechenden Vorgaben in Teilbereichen oder Gesellschaften der 

RHÖN-KLINIKUM AG. 

Grundsätze unseres Risikomanagements 

 Jeder ist verantwortlich 

Jeder Mitarbeiter ist persönlich verpflichtet, aktiv Schäden von unseren Patienten, unseren  

Geschäftspartnern und dem Unternehmen abzuwenden. 

 Nicht alle Risiken sind vermeidbar, aber jedes Risiko ist steuerbar 

Risiken lassen sich zwar nicht immer vermeiden, aber durch eine frühzeitige Identifikation steu-

ern. Möglichkeiten der Risikosteuerung bilden die Risikovermeidung, die Risikoverminderung, die 

Risikoüberwälzung oder die Risikoakzeptanz. Um eine effiziente Risikobewältigung zu gewähr-

leisten und Rückschlüsse auf die Gesamtrisikolage zuzulassen, werden Risiken systematisch 

bewertet und dokumentiert. Die Gefährdung von Leben und Gesundheit unserer Patienten sehen 

wir dabei immer als hohes und als unser größtes Risiko an. 

 Risikomanagement – wir wollen immer besser werden 

Die Basis unseres Risikomanagements bilden präventiv festgelegte Verfahren, klar definierte 

Strukturen und das Verantwortungsbewusstsein des Einzelnen. Um die Abläufe regelmäßig zu 

optimieren und die Einhaltung der Vorgaben zu kontrollieren, muss jedes Unternehmen im Kon-

zern seine Risiken kontinuierlich überprüfen, bewerten und den sich ändernden Bedingungen an-

passen. Akut auftretende Risiken, die den Bestand eines Unternehmens gefährden können, sind 

wie bisher auch direkt und schnellstmöglich dem Vorstandsvorsitzenden zu melden. 

Unser Risikomanagementprozess 

Mit unserem Risikomanagement erfassen, bewerten und steuern wir Risiken, die die Verwirklichung 

der Ziele und Chancen des Unternehmens gefährden können. Es fasst alle geplanten Aktivitäten und 

organisatorischen Regelungen im Unternehmen zusammen, die darauf ausgerichtet sind, relevante 
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Risiken zu handhaben. Hierdurch sollen die Risiken beherrschbar gemacht werden. Dabei bezieht 

sich unser Risikomanagement nicht nur auf finanzielle Risiken, sondern auf Risiken aller Art im Unter-

nehmen. 

Wir verstehen Risikomanagement als einen kontinuierlichen Prozess, der in die Phasen Risikoidentifi-

kation, Risikoanalyse und -bewertung, Risikosteuerung und -bewältigung, Risikoüberwachung und 

Risikokommunikation unterteilt ist. 

Die Risikoidentifikation beinhaltet die systematische und strukturierte Erfassung der relevanten Risi-

ken der RHÖN-KLINIKUM AG und ihrer Tochterunternehmen. Dabei werden die relevanten Risiken 

identifiziert – eine Aufgabe, für die schon im Vorfeld Verantwortlichkeiten bestimmt werden – und im 

Risikomanagementsystem erfasst. Die Risikokategorien sind in einem Risikoatlas dargestellt und nach 

diesem werden die Risiken untersucht. Es ist zu beachten, dass die Kategorien im Risikoatlas zentral 

festgelegt werden, während die Risikoidentifikation dezentral erfolgt. Letztere ist aufgrund der sich 

ständig ändernden Verhältnisse und Anforderungen eine kontinuierliche Aufgabe. Risikoidentifikation 

und Chancenerkennung sind deshalb bei uns in die geschäftsüblichen Arbeitsabläufe integriert, denn 

nur Chancen und Risiken, die wir kennen, können wir auch steuern.  

Relevante Risiken werden von den jeweiligen Verantwortlichen analysiert und bewertet. Bei der Risi-

koanalyse und -bewertung wird die Wahrscheinlichkeit des Auftretens und der möglichen monetären 

Auswirkung des Risikos (Schadenshöhe) unter Erläuterung der Bewertungsannahmen (Bruttobewer-

tung) hergeleitet.  

Die Risikosteuerung und -bewältigung umfasst die Aufgabe, zu analysieren, mit welchen Maßnahmen 

Risiken gesteuert werden können. Hierzu sind für jedes identifizierte Risiko geeignete Maßnahmen mit 

dem zu erwartenden Maßnahmeneffekt zu hinterlegen. 

Möglichkeiten der Risikosteuerung und -bewältigung sind die Risikovermeidung, die Risikoverminde-

rung, die Risikoüberwälzung oder die Risikoakzeptanz. Primäres Ziel der Risikosteuerung ist die Risi-

kominimierung und, wenn möglich, die Risikovermeidung, wobei stets auch die damit verbundenen 

Chancen zu berücksichtigen sind. Aus den zu erwartenden Maßnahmeneffekten können die Wirk-

samkeit der Maßnahmen und die Notwendigkeit weiterer Maßnahmen bestimmt werden. Dabei sind 

die in Betracht gezogenen Maßnahmen unter Kosten-Nutzen-Gesichtspunkten abzuwägen und so zu 

wählen, dass hierdurch die zu erwartende Eintrittswahrscheinlichkeit bzw. Schadenshöhe in die unter-

nehmenseigenen Grenzen der Risikotoleranz gelenkt wird. 

Im Rahmen der Risikoüberwachung werden die Umsetzung eingeleiteter Maßnahmen und deren 

Auswirkungen geprüft. Die Ergebnisse des Risikomanagementprozesses werden zu den festgelegten 

Terminen zur Verfügung gestellt. Durch eine zeitnahe, offene interne und externe Risikokommunikati-

on schaffen wir Vertrauen und die Basis für Selbstkritik und kontinuierliches Lernen. 

 

5.1.2 Risikoauswertung 

Unter Risiken verstehen wir Ereignisse und mögliche Entwicklungen innerhalb und außerhalb der 

RHÖN-KLINIKUM AG, die sich negativ auf die Erreichung der gesetzten Unternehmensziele, die künf-

tige Aufgabenerfüllung sowie die Qualität und Reputation der RHÖN-KLINIKUM AG und ihrer Toch-

tergesellschaften auswirken können. 

Nicht alle Risiken sind gleich zu gewichten. Um eine effiziente Risikobewältigung zu gewährleisten, 

wird eine systematische Bewertung der identifizierten Risiken durchgeführt. Im Rahmen der Risikobe-

wertung werden die Eintrittswahrscheinlichkeit und die mögliche monetäre Auswirkung des Risikos 

ermittelt, wobei auch bereits bestehende und geplante Maßnahmen Berücksichtigung finden. Zur 

Klassifizierung von Eintrittswahrscheinlichkeit und Auswirkung wird eine Risikomatrix eingesetzt, auf-

geteilt in die drei Stufen niedrig, mittel und hoch. Risiken, deren Eintrittswahrscheinlichkeit und Aus-

wirkung hoch sind, stufen wir als bestandsgefährdend ein. Eine mittlere Eintrittswahrscheinlichkeit 

klassifizieren wir ab einem Wert von über 30 %, eine hohe ab einem Wert von über 70 %. Generell 

sind alle Risiken, unabhängig vom Risikobetrag, zu melden. 
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Konzernweit wurden 33 relevante Risiken identifiziert, dabei wurden 28 Risiken mit einer niedrigen 

Eintrittswahrscheinlichkeit und fünf Risiken mit einer mittleren Eintrittswahrscheinlichkeit eingestuft. 

Der Gesamt-Risikoerwartungswert beträgt rund 4 Mio. €. Dem stehen leistungswirtschaftliche Entwick-

lungen sowie Kosteneinsparpotenziale gegenüber, so dass diese Risiken ergebnisneutral behandelt 

werden können und die Planung nicht wesentlich beeinflussen. Die RHÖN-KLINIKUM AG unterliegt 

dabei wie jedes andere Unternehmen Unsicherheitsfaktoren aus verschiedenen Risikoquellen. Nach-

stehende Risikofelder wurden kategorisiert und haben Einfluss auf die allgemeine Geschäftsentwick-

lung sowie auf die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage: 

Umfeld- und Branchenrisiken 

Als Gesundheitsdienstleister waren wir auch im letzten Jahr unter den bekannten, weitgehend unver-

änderten Rahmenbedingungen tätig. Sie werden durch starke gesundheitspolitische Regulationsein-

flüsse geprägt. Ende des Jahres 2015 wurde das Krankenhausstrukturgesetz (KHSG) erlassen, das 

am 1. Januar 2016 in Kraft trat. Mit dem KHSG werden maßgebliche Regelungen für die Kranken-

hausfinanzierung umgesetzt. Es soll die Finanzierung der Krankenhäuser wesentlich von deren Quali-

tät abhängig machen. Unter anderem wird der sogenannte Mehrleistungsabschlag mittelfristig durch 

einen ähnlich strukturierten Fixkostendegressionsabschlag ersetzt und der sogenannte Versorgungs-

zuschlag ab 2017 in einen Pflegezuschlag gewandelt. Die grundlegenden Umstellungen in der Finan-

zierungssystematik werden ab dem 1. Januar 2017 in Kraft treten. Von den sich unmittelbar auswir-

kenden Neuregelungen sind vor allem die Budgetvereinbarungen für das Jahr 2016 betroffen.  

Zudem prägen nach wie vor zwei weitere Entwicklungen unsere Branche. So nimmt die Nachfrage 

nach medizinischen, insbesondere auch spitzenmedizinischen Leistungen weiter zu. Demgegenüber 

wird die Vergütung der erbrachten Leistungen nicht angemessen angepasst. Mit der Neuregelung des 

KHSG im Hinblick auf die einschlägigen Qualitäts- und Mindestmengenstandards und der Konzentra-

tion auf hochwertige und vergleichsweise ausreichend vergütete medizinische Versorgungsleistungen 

sehen wir uns für die Zukunft gut aufgestellt. 

Bei künftigen Unternehmenstransaktionen entstehen generell rechtliche Risiken – insbesondere im 

kartellrechtlichen Bereich. Entscheidungen des Kartellamts haben damit auch Einfluss auf einen im 

Gesundheitsbereich tätigen Konzern. Daraus resultierende Risiken werden von uns bei Bedarf über-

wacht und bewertet. Risiken, die eventuell aus bestehenden Unternehmenskaufverträgen entstehen, 

werden regelmäßig überwacht und bewertet. 

Unsere Gesellschaften unterliegen den branchenüblichen steuerlichen Risiken. 

Von den Entwicklungen der Binnenkonjunktur sind wir nur mittelbar betroffen, da die Gesundheitsaus-

gaben vom Beitragsaufkommen der Versicherten und damit von der Lage am Arbeitsmarkt beeinflusst 

werden. Da wir ausschließlich auf dem inländischen Gesundheitsmarkt tätig sind, berühren uns au-

ßenwirtschaftliche Faktoren kaum. 

Uns betreffende Umfeld- und Branchenrisiken werden als sehr niedrig eingestuft. 

Leistungswirtschaftliche Risiken 

Durch die staatliche Krankenhausbedarfsplanung verfügen alle Plankrankenhäuser in Deutschland 

faktisch über einen staatlich regulierten Gebietsschutz. Klassische Markt- und Absatzrisiken bestehen 

nur dort, wo Standortschließungen durch Planfortschreibungen festgelegt werden bzw. die Qualität 

Auswirkung

hoch

mittel

niedrig 28 5

niedrig mittel hoch

Eintrittswahrscheinlichkeit
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eines Krankenhauses durch einweisende Ärzte oder durch Patienten deutlich schlechter eingeschätzt 

wird als für benachbarte Kliniken. In letzterem Fall können Patientenwanderbewegungen ausgelöst 

werden.  

Leistungsschwankungen in unseren Einrichtungen, Leistungsverschiebungen vom stationären in den 

ambulanten Bereich, aber auch in benachbarte Fremdeinrichtungen sowie die regulierte Preissetzung 

können zu Umsatzeinbußen und Kostensteigerungen und damit zu Ergebnisbeeinträchtigungen füh-

ren. Durch regelmäßige Zeit- und Betriebsvergleiche bezüglich Leistung, Umsatz und Ergebnis sowie 

ausgewählter betriebswirtschaftlicher Kennzahlen und anderer Indikatoren ist es uns möglich, uner-

wünschte Entwicklungen frühzeitig zu erkennen. Wo es angebracht und notwendig ist, können wir 

korrigierend eingreifen und steuern ein überschaubares niedriges Risikopotenzial. 

Betriebsrisiken 

Der medizinische Fortschritt und der Anspruch, Patienten als Ganzes und nicht partikulär zu diagnos-

tizieren und zu therapieren, erfordern eine Organisation von immer stärker interdisziplinär-

arbeitsteiligen Prozessen. Kooperation ist dabei nicht nur im Krankenhaus nötig, sondern auch zwi-

schen der ambulanten und stationären Versorgung. Störungen im Prozessablauf bergen Risiken für 

den Patienten und die Klinik. Wir legen allerhöchsten Wert darauf, diese Risiken zu minimieren, indem 

wir Behandlungsqualität mit qualifizierten und geschulten Mitarbeitern durch leitliniengerechtes Vorge-

hen in betriebssicheren und hygienegerechten Krankenhausgebäuden sicherstellen. Die permanente 

Überwachung aller Aufbau- und Ablauforganisationen bei der Behandlung von Patienten sowie die 

konsequente Ausrichtung aller Anstrengungen auf die Bedürfnisse unserer Patienten erzeugen ein 

Höchstmaß an Behandlungsqualität und begrenzen bestehende Betriebsrisiken. 

Neben den typischen klinischen Risikobereichen im Umfeld der Patientensicherheit (Hygiene, Pflege 

und medizinische Versorgung) werden in den Kliniken, wie in den Vorjahren auch, Risiken bei der 

Benutzung von medizintechnischen Geräten, in der IT-Entwicklung und beim Brandschutz gesehen. 

Diese Risiken werden weiterhin als niedrig bewertet, was vor allem auf die bestehenden Maßnahmen-

kataloge zurückzuführen ist. Für nicht abwendbare Risiken besteht ein angemessener und regelmäßig 

aktualisierter Versicherungsschutz. 

Beschaffungsrisiken 

In Zeiten des wachsenden wirtschaftlichen Drucks auf die Unternehmen der Gesundheitswirtschaft 

gewinnen – neben dem optimalen Einsatz von Sachmitteln – die Qualifikation und Motivation der Mit-

arbeiter zunehmend an Bedeutung.  

Krankenhäuser weisen üblicherweise Personalkostenquoten zwischen 50 % und 70 % aus. Daraus 

ergibt sich eine beträchtliche Abhängigkeit von tariflichen Entwicklungen. Ferner ist der Erfolg von 

Einrichtungen im Gesundheitswesen nur gewährleistet, wenn man im erforderlichen Umfang ausrei-

chend qualifiziertes Personal jederzeit rekrutieren kann, um die gesteckten Wachstumsziele zu errei-

chen. Dabei sind regionale Unterschiede in den einzelnen Häusern zu erkennen, denen wir mit indivi-

duellen Maßnahmen begegnen. 

Deshalb ist es für uns von zentraler Bedeutung, sicherzustellen, dass wir Fachkräfte von uns über-

zeugen und an unser Unternehmen binden können. Durch den Auf- und Ausbau strukturierter Rekru-

tierungs- und Qualifizierungskonzepte für den ärztlichen Dienst, die Pflege und die Gesundheitsberufe 

sowie für unsere Führungskräfte sehen wir aber Möglichkeiten, dem gegenwärtigen Personalmangel 

effizient entgegenzuwirken, und stufen die Personalrisiken als vergleichsweise niedrig ein. 

Für die Materialbeschaffung im Bereich medizinischer Einrichtungen und Ausstattungen sowie beim 

medizinischen Bedarf sind wir auf Fremdanbieter angewiesen. Aus diesen Geschäftsbeziehungen 

können Risiken, beispielsweise ausgelöst durch Lieferschwierigkeiten und Qualitätsprobleme, entste-

hen. Konzernweit stellen wir durch kontinuierliche Markt- und Produktbeobachtung sicher, dass sich 

die Abhängigkeit von einzelnen Lieferanten, Produkten und Dienstleistern in engen Grenzen hält, und 

stufen Risiken aus diesem Bereich ebenfalls als niedrig ein. 
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Finanzwirtschaftliche Risiken 

Wir sind ausschließlich in Deutschland tätig, unterliegen also keinen Transaktions- und Währungsrisi-

ken. 

Im Konzern bestehen zum 31. Dezember 2015 Finanzschulden in Höhe von 157,6 Mio. €. Finanzie-

rungs- und Liquiditätsrisiken sehen wir derzeit keine. 

Wertpapiere, ausgenommen 24.000 Stück eigene Aktien, werden im Konzern der RHÖN-KLINIKUM 

AG nicht gehalten. Entsprechende Bonitäts- und Kursrisiken bestehen ebenfalls nicht. 

Gesamteinschätzung 

Im Rahmen der Risikoinventur für das Geschäftsjahr 2015 wurden uns keine bestandsgefährdenden 

Risiken gemeldet. Die Grundsätze des gesetzlich vorgeschriebenen Systems zur Früherkennung von 

bestandsgefährdenden Risiken wurden im Berichtsjahr analog zu den Vorjahren fortgeführt. 

Die Überprüfung der Risikolage im Konzern und in den Einzelgesellschaften der RHÖN-KLINIKUM 

AG hat für das Geschäftsjahr 2015 als Gesamteinschätzung ergeben, dass bestandsgefährdende 

Risiken weder für die Einzelgesellschaften noch für den Konzern der RHÖN-KLINIKUM AG bestehen 

und weiterhin auch keine entwicklungsbeeinträchtigenden Sachverhalte gesehen werden. Die Risi-

koeinschätzung der einzelnen Gesellschaften sowie die Gesamtrisikolage im Konzern werden weiter-

hin als niedrig eingestuft. 

 

5.2 Chancenbericht 

Analog zum Risikobegriff verstehen wir unter Chancen Ereignisse und mögliche Entwicklungen inner-

halb und außerhalb der RHÖN-KLINIKUM AG, die sich positiv auf die Erreichung der gesetzten  

Unternehmensziele, die künftige Aufgabenerfüllung sowie die Qualität und Reputation der RHÖN-

KLINIKUM AG auswirken können. Im Rahmen des Risikomanagements besteht die Möglichkeit, auch 

Chancen zu melden. 

Um Chancen wahrnehmen zu können, müssen manchmal mögliche Risiken bewusst in Kauf genom-

men werden. So setzt z. B. jeder medizinische Eingriff den Patienten einer Gefahr aus, verschafft ihm 

aber gleichzeitig die Chance auf Heilung. 

Wir sind kontinuierlich bestrebt, unsere Prozesse und Strategien zu kontrollieren und zu optimieren. 

Unsere Aktivitäten zur Standortoptimierung durch Überprüfung des Leistungsportfolios und Identifizie-

rung von Leistungspotenzialen haben wir im Geschäftsjahr 2015 fortgesetzt.  

Mit einem Gesamtvolumen des Forschungsbudgets von rund 4 Mio. € im Jahr 2016 wollen wir unsere 

Wettbewerbsposition bei Behandlungsinnovation und Hochleistungsmedizin weiter ausbauen. Es wer-

den Projekte finanziert, die sich schwerpunktmäßig mit Forschung und Innovation sowie mit Behand-

lungsexzellenz und Netzwerkmedizin beschäftigen. 

Gefördert aus dem Innovationspool der RHÖN-KLINIKUM AG wurden im Jahr 2015 Risikoaudits in 

einzelnen Kliniken durchgeführt. Hierbei wurden wichtige Hinweise auf eine weitere Verbesserung der 

Patientensicherheit gewonnen und in Form von Aktionsplänen in die konzernweite Umsetzung ge-

bracht.  

Auf der letzten Hauptversammlung wurde unser Aufsichtsrat für fünf weitere Jahre neu gewählt; ab 

Januar 2016 arbeiten wir in einem erweiterten Vorstand zusammen. Wir sind somit gut aufgestellt, um 

auch in Zukunft weiter erfolgreich zu sein.  

Entscheidend dazu beitragen wird auch das Konzept der Netzwerkmedizin „Wir für Gesundheit“. Der 

Fokus wird dabei auf medizinischen Innovationen liegen, die dem Kerngeschäft der RHÖN-KLINIKUM 

AG entsprechen und der Weiterentwicklung der ambulant-stationären Gesundheitsversorgung im 
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ländlichen Raum dienen. Praktisch geht es um die konkrete Verbesserung der medizinischen Leis-

tungsangebote und damit um einen spürbaren Zusatznutzen für unsere Patienten.  

Mit unserer Campus-Konzeption werden wir in den nächsten Jahren unser Angebot mit dem Ziel einer 

flächendeckenden medizinischen und pflegerischen Vollversorgung in ländlichen Regionen weiter 

ausbauen. Damit nehmen wir auch die wachsenden Anforderungen einer altersgerechten Gesund-

heitsversorgung als Herausforderung, aber auch als Chance an.  

Als Gesamteinschätzung sehen wir unseren Konzern mit einem Umsatz von rund 1,1 Mrd. €, den wir 

mit rund 16.000 Mitarbeitern in elf Kliniken an fünf Standorten künftig erzielen wollen, sehr gut aufge-

stellt. Wir gehören auch in Zukunft zu den großen Klinikbetreibern in Deutschland als ein leistungs-

starker, homogener Verbund mit einer konsequenten Ausrichtung auf Spitzen- und Spezialmedizin. 

 

6 Berichterstattung gemäß § 315 Abs. 2 Nr. 5 HGB über interne 

Kontroll- und Risikomanagementsysteme im Hinblick auf den 

Rechnungslegungsprozess 

Im RHÖN-KLINIKUM Konzern besteht das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem aus 

dem internen Steuerungs- und dem internen Überwachungssystem, das die Erstellung der Jahresab-

schlüsse für den Konzern der RHÖN-KLINIKUM AG und die RHÖN-KLINIKUM AG selbst und ihre 

Tochtergesellschaften sicherstellt. Das Risikomanagementsystem als Bestandteil des internen Kon-

trollsystems ist mit Bezug auf die Rechnungslegung auch auf das Risiko der Falschaussage in der 

Buchführung sowie in der externen Berichterstattung ausgerichtet. 

Das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem in unserem Konzern umfasst alle Grundsät-

ze, Verfahren und Maßnahmen zur Sicherung der Wirksamkeit, Wirtschaftlichkeit und Ordnungsmä-

ßigkeit der Rechnungslegung sowie zur Sicherung der Einhaltung der maßgeblichen rechtlichen Vor-

schriften. 

Der Konzernrechnungslegungsprozess ist so organisiert, dass für jede der Tochtergesellschaften zu 

jedem Stichtag – d. h. monatlich, vierteljährlich und jährlich – auf Basis einer konzernweit einheitlichen 

Bilanzierungsrichtlinie und eines konzernweit einheitlichen Buchhaltungsprogramms ein handelsrecht-

licher Abschluss in konzerneigenen Rechenzentren erstellt wird. Aus diesen Abschlüssen wird für 

jedes Quartal ein Konzernabschluss nach International Financial Reporting Standards (IFRS) abgelei-

tet. Die Abschlussdaten der Tochtergesellschaften werden mittels zertifizierter Konsolidierungssoft-

ware nach der Kapitalkonsolidierung und einer Konsolidierung von Aufwendungen und Erträgen, For-

derungen und Verbindlichkeiten sowie Eliminierung etwaiger Zwischengewinne zu einem Konzernab-

schluss zusammengefasst. IFRS-relevante Umbewertungen bzw. Umgliederungen werden auf Kon-

zernebene nach einheitlichen Bilanzierungs- und Bewertungsverfahren durchgeführt. 

Die Abschlüsse werden zeitnah nach Ablauf des jeweiligen Stichtags an das Konzernrechnungswesen 

gemeldet, erstellt und veröffentlicht. Zusammen mit der Abteilung Controlling und fallweise auch mit 

der Abteilung Interne Revision werden die Abschlüsse analysiert, plausibilisiert und bewertet.  

Sowohl für die Erstellung der Einzelabschlüsse nach HGB als auch für die Erstellung des Konzernab-

schlusses nach den gültigen IFRS gibt es zur Vereinheitlichung der Bilanzierung entsprechend um-

fangreiche Bilanzierungsvorgaben und -richtlinien, deren Einhaltung stringent überwacht wird. Sowohl 

bei den Einzelgesellschaften als auch im Konzern bestehen klare Verantwortlichkeiten für die Erstel-

lung der Jahresabschlüsse. Die dabei zur Anwendung kommenden fallweise präventiven oder nach-

gelagerten bzw. manuellen oder automatisierten Kontrollen tragen den Grundsätzen der Funktions-

trennung Rechnung.  
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Die Quartalsabschlüsse, der Halbjahresfinanzbericht sowie der Jahresabschluss werden dem Prü-

fungsausschuss des Aufsichtsrats zur Prüfung vorgelegt. Die Prüfungsergebnisse des Prüfungsaus-

schusses werden dokumentiert. Darüber hinaus beauftragt der Prüfungsausschuss regelmäßig auch 

den Abschlussprüfer mit der Durchführung einer rechnungslegungsbezogenen Schwerpunktprüfung. 

Soweit sich aus den Prüfungen des Prüfungsausschusses sowie des Abschlussprüfers Verbesserun-

gen des Konzernrechnungslegungsprozesses ableiten lassen, werden diese unverzüglich etabliert. 

 
 

Bad Neustadt a. d. Saale, den 19. Februar 2016 

 

Der Vorstand 

 

Prof. Dr. Bernd Griewing  Martin Menger     Jens-Peter Neumann           Dr. Dr. Martin Siebert 
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RHÖN-KLINIKUM Aktiengesellschaft, Bad Neustadt a. d. Saale

Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom
1. Januar bis 31. Dezember 2015

Anhang 2015 2014
T€ T€

Umsatzerlöse 6.1 1.108.189 1.510.519
Sonstige Erträge 6.2 179.781 157.757

1.287.970 1.668.276
Materialaufwand 6.3 321.831 425.106
Personalaufwand 6.4 695.716 963.937
Abschreibungen und Wertminderungen 6.5 61.023 82.792
Sonstige Aufwendungen 6.6 116.262 212.880

1.194.832 1.684.715
Erfolg aus Entkonsolidierung von Tochtergesellschaften 4 0 1.347.289
Operatives Ergebnis 93.138 1.330.850
Finanzierungserträge 6.8 4.059 6.386
Finanzierungsaufwendungen 6.8 6.909 88.770
Finanzergebnis (netto) 6.8 -2.850 -82.384
Ergebnis vor Steuern 90.288 1.248.466
Ertragsteuern 6.9 2.845 20.588
Konzerngewinn 87.443 1.227.878
davon entfallend auf

Nicht beherrschende Anteile 6.10 2.062 2.167
Aktionäre der RHÖN-KLINIKUM AG 85.381 1.225.711

Ergebnis je Aktie in EUR
unverwässert 6.11 1,19 9,36
verwässert 6.11 1,19 9,36

Konzern-Gesamtergebnisrechnung für die Zeit vom 
1. Januar bis 31. Dezember 2015

Anhang 2015 2014

Konzerngewinn 87.443 1.227.878
davon entfallend auf

Nicht beherrschende Anteile 6.10 2.062 2.167
Aktionäre der RHÖN-KLINIKUM AG 85.381 1.225.711
Veränderung des beizulegenden Zeitwerts von zu Sicherungszwecken
eingesetzten Derivaten 0 24.786

Ertragsteuern 0 -3.922

Sonstiges Ergebnis (Cash-Flow Hedges), das anschließend in die
Gewinn- und Verlustrechnung umgegliedert wird, wenn bestimmte
Bedingungen erfüllt sind

0 20.864

Neubewertung von leistungsorientierten Pensionsplänen -219 -332

Ertragsteuern 35 52

Sonstiges Ergebnis (Neubewertung von Pensionsplänen), das
anschließend nicht in die Gewinn- und Verlustrechnung umgegliedert
wird

-184 -280

Sonstiges Ergebnis* -184 20.584
davon entfallend auf

Nicht beherrschende Anteile 0 0
Aktionäre der RHÖN-KLINIKUM AG -184 20.584

Gesamtergebnis 87.259 1.248.462
davon entfallend auf

Nicht beherrschende Anteile 2.062 2.167
Aktionäre der RHÖN-KLINIKUM AG 85.197 1.246.295
* Summe der im Eigenkapital erfolgsneutral erfassten Wertänderungen.
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RHÖN-KLINIKUM Aktiengesellschaft, Bad Neustadt a. d. Saale

Konzernbilanz zum 31. Dezember 2015

Aktiva
Anhang 31.12.2015 31.12.2014

T€ T€
Langfristige Vermögenswerte
Geschäftswerte und sonstige immaterielle Vermögenswerte 7.1 166.478 163.736
Sachanlagen 7.2 668.481 663.205
Als Finanzinvestition gehaltene Immobilien 10.3.3 2.913 3.054
Ertragsteueransprüche 7.3 2.383 4.576
Latente Steuerforderungen 7.4 2.484 0
Sonstige finanzielle Vermögenswerte 7.6 50.096 11.675
Sonstige Vermögenswerte 7.7 326 267

893.161 846.513
Kurzfristige Vermögenswerte
Vorräte 7.8 23.080 21.830
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 7.9 175.655 169.681
Sonstige finanzielle Vermögenswerte 7.10 372.844 56.385
Sonstige Vermögenswerte 7.11 21.051 8.905
Laufende Ertragsteueransprüche 7.12 5.377 5.607
Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 7.13 143.320 695.390

741.327 957.798

1.634.488 1.804.311
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Passiva
Anhang 31.12.2015 31.12.2014

T€ T€
Eigenkapital
Gezeichnetes Kapital 7.14 167.406 183.705
Kapitalrücklage 574.168 557.869
Sonstige Rücklagen 346.466 487.045
Eigene Anteile -76 -76
Aktionären der RHÖN-KLINIKUM AG zurechenbares Eigenkapital 1.087.964 1.228.543
Nicht beherrschende Anteile am Eigenkapital 20.749 20.381

1.108.713 1.248.924
Langfristige Schulden
Finanzschulden 7.15 10.000 152.881
Latente Steuerverbindlichkeiten 7.4 0 770
Rückstellungen für Leistungen nach Beendigung des
Arbeitsverhältnisses 7.16 1.372 814
Sonstige finanzielle Verbindlichkeiten 7.19 18.262 17.310
Sonstige Verbindlichkeiten 7.20 6.815 6.406

36.449 178.181
Kurzfristige Schulden
Finanzschulden 7.15 147.630 4.540
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 7.18 95.301 89.598
Laufende Ertragsteuerverbindlichkeiten 7.21 1.263 2.325
Sonstige Rückstellungen 7.17 143.040 176.620
Sonstige finanzielle Verbindlichkeiten 7.19 21.921 24.926
Sonstige Verbindlichkeiten 7.20 80.171 79.197

489.326 377.206
1.634.488 1.804.311
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RHÖN-KLINIKUM Aktiengesellschaft, Bad Neustadt a. d. Saale

Eigenkapitalveränderungsrechnung

Gezeichnetes
Kapital

Kapital-
rücklage

Gewinnrück-
lagen

T€ T€ T€
Stand 31.12.2013/01.01.2014 345.580 395.994 924.323
Eigenkapital Transaktionen mit Anteilseignern

Aktienrückkauf und Kapitalherabsetzung -161.875 161.875 -1.628.157
Dividendenausschüttungen - - -34.552

Gesamtergebnis - - 1.225.431
Sonstige Veränderungen

Veränderungen des Konsolidierungskreises - - -
Stand 31.12.2014 183.705 557.869 487.045
Stand 31.12.2014/01.01.2015 183.705 557.869 487.045
Eigenkapital Transaktionen mit Anteilseignern

Aktienrückkauf und Kapitalherabsetzung -16.299 16.299 -167.010
Dividendenausschüttungen - - -58.766

Gesamtergebnis - - 85.197
Sonstige Veränderungen

Veränderungen des Konsolidierungskreises - - -
Stand 31.12.2015 167.406 574.168 346.466
 1) Einschließlich des sonstigen Ergebnisses (OCI).
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Cashflow-
Hedges (OCI)

Eigene
Anteile

Aktionären der RHÖN-
KLINIKUM AG
zurechenbares

Eigenkapital

Nicht
beherrschende 

Eigenkapital

Anteile am
Eigenkapital 1)

T€ T€ T€ T€ T€
-20.864 -76 1.644.957 21.730 1.666.687

- - -1.628.157 - -1.628.157
- - -34.552 -1.000 -35.552

20.864 - 1.246.295 2.167 1.248.462

- - - -2.516 -2.516
- -76 1.228.543 20.381 1.248.924
- -76 1.228.543 20.381 1.248.924

- - -167.010 - -167.010
- - -58.766 -1.694 -60.460
- - 85.197 2.062 87.259

- - - - -
- -76 1.087.964 20.749 1.108.713
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RHÖN-KLINIKUM Aktiengesellschaft, Bad Neustadt a. d. Saale

Kapitalflussrechnung

Anhang 2015 2014
Mio € Mio €

Ergebnis vor Ertragsteuern 90,3 1.248,5
Erfolg aus Entkonsolidierungen von Tochtergesellschaften - -1.347,3

90,3 -98,8
Finanzergebnis (netto) 6.8 2,9 82,2
Abschreibungen und Wertminderungen sowie Ergebnisse aus dem Abgang
von Vermögenswerten 6.5 52,4 82,3
Nicht zahlungswirksame Bewertungen derivativer Finanzinstrumente 7.22 - 0,1

145,6 65,8
Veränderung des Netto-Umlaufvermögens
Veränderung der Vorräte 7.8 -1,3 0,3
Veränderung der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 7.9 -6,0 -10,0
Veränderung der sonstigen finanziellen Vermögenswerte
und sonstigen Vermögenswerte 7.10 f. -20,6 -24,7
Veränderung der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 7.18 -2,1 12,3
Veränderung übrige Nettoschulden /
Sonstige nicht zahlungswirksame Vorgänge 7.19 f. -0,8 52,7
Veränderung der Rückstellungen 7.16 f. -33,2 -5,2
Gezahlte Ertragsteuern 6.9 -4,7 -12,8
Zinsauszahlungen -6,7 -29,2
Mittelzufluss aus laufender Geschäftstätigkeit 70,2 49,2
Investitionen in Sachanlagen und immaterielle Vermögenswerte 7.1/7.2 -76,4 -93,9
Zugeflossene Fördermittel zur Finanzierung der Investitionen in Sachanlagen
und immaterielle Vermögenswerte 17,6 20,4
Anlage in Festgelder 7.6/7.10 -375,0 -
Ausleihungen an assoziierte Unternehmen 7.6 -10,1 -14,7
Auszahlungen für den Erwerb von assoziierten Unternehmen 4 - -43,0
Erwerb von Tochterunternehmen abzüglich erworbener Zahlungsmittel 4 -6,9 -0,4

Veräußerung von Tochterunternehmen abzüglich veräußerter Zahlungsmittel 4 49,5 2.984,0
Verkaufserlöse aus dem Abgang von Vermögenswerten 0,8 6,3
Zinseinzahlungen 6.8 5,8 6,4
Mittelab-/ Mittelzufluss aus Investitionstätigkeit -394,7 2.865,1
Rückzahlung von Finanzschulden 7.15 - -603,9
Ablösezahlungen für Finanzschulden 7.15 - -61,6
Dividendenzahlungen an Aktionäre der RHÖN-KLINIKUM AG 7.14 -58,8 -34,6
Auszahlungen für Aktienrückkauf 7.14 -167,0 -1.632,3
Auszahlungen an nicht beherrschende Anteile am Eigenkapital 7.14 -1,7 -3,4
Mittelabfluss aus Finanzierungstätigkeit -227,5 -2.335,8
Veränderung der Finanzmittelfonds 7.13 -552,0 578,5
Finanzmittelfonds am 01.01. 695,3 116,8
Finanzmittelfonds am 31.12. 7.13 143,3 695,3
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1 Grundlegende Informationen 

Die RHÖN-KLINIKUM AG und ihre Tochterunternehmen errichten, erwerben und betreiben 

Krankenhäuser in allen Versorgungsstufen, vorwiegend im Akutbereich. Seit dem im Geschäfts-

jahr 2014 abgeschlossenen Verkauf von Gesellschaften erfolgt die Konzentration auf maximal-

versorgungsnahe Spitzenmedizin mit direkter Verbindung zu Universitäten und Forschungsein-

richtungen. An einigen Standorten für ausgewählte Fachrichtungen werden als Ergänzung zu 

den akut-stationären Angeboten auch Rehabilitationen angeboten. Ausgebaut werden im Übri-

gen ambulante Strukturen in Form von Medizinischen Versorgungszentren (MVZ). Wir erbrin-

gen unsere Dienstleistungen ausschließlich in Deutschland.  

 

Die Gesellschaft ist eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und ist seit 1989 börsen-

notiert (MDAX®). Sitz der Gesellschaft ist in Bad Neustadt a. d. Saale, Salzburger Leite 1, 

Deutschland. 

2 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden  

Der Konzernabschluss basiert auf einheitlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, die 

stetig angewendet wurden. Die Aufstellungswährung und die funktionale Währung des Kon-

zerns ist der Euro. Die Zahlen im Anhang sind im Wesentlichen in Millionen Euro (Mio. €) ange-

geben. Bei der Darstellung der Gewinn- und Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenverfah-

ren gewählt. Aus rechentechnischen Gründen können in den Tabellen Rundungsdifferenzen in 

Höhe von + einer Einheit (€, % usw.) auftreten.  

2.1 Grundlagen der Abschlusserstellung 

Der Konzernabschluss der RHÖN-KLINIKUM AG zum 31. Dezember 2015 wurde unter Anwen-

dung von § 315a HGB („Konzernabschluss nach internationalen Rechnungslegungsstandards“) 

im Einklang mit den International Financial Reporting Standards (IFRS) des International  

Accounting Standards Board (IASB), London, sowie den Interpretationen des International  

Financial Reporting Standards Interpretations Committee (IFRS IC) erstellt, wie sie gemäß der 

Verordnung Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rats über die Anwendung 

internationaler Rechnungslegungsstandards in der Europäischen Union im Geschäftsjahr 2015 

verpflichtend anzuwenden sind. Eine vorzeitige Anwendung neuer Standards ist derzeit nicht 

vorgesehen.  
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a) Neue Rechnungslegungsvorschriften ab dem Geschäftsjahr 2015 

Folgender neu veröffentlichter bzw. folgende geänderte Standards und Interpretationen, die 

bereits von der Europäischen Union verabschiedet wurden, haben aus derzeitiger Sicht ab dem 

Geschäftsjahr 2015 sowie in den Folgejahren keine Auswirkungen bzw. keine praktische Rele-

vanz/keine wesentlichen Auswirkungen auf den Konzernabschluss der RHÖN-KLINIKUM AG: 

 

Standard/Interpretation

Zeitpunkt 

verpflichtende 

Anwendung

Endorse-

ment1) Auswirkungen

Neu IFRIC 21 Abgaben 1.1.2015 Ja

Keine wesentlichen 

Auswirkungen

Änderungen

Jährliche Verbesserungen 

an den IFRS: Zyklus 2010-

2012

Sammelstandard zur 

Änderung mehrerer IFRS 1.2.2015 Ja

Keine praktische 

Relevanz/Keine 

wesentlichen 

Auswirkungen

Änderungen

Jährliche Verbesserungen 

an den IFRS: Zyklus 2011-

2013

Sammelstandard zur 

Änderung mehrerer IFRS 1.1.2015 Ja

Keine praktische 

Relevanz/Keine 

wesentlichen 

Auswirkungen
1) Übernahme der IFRS-Standards bzw . -interpretationen durch die Europäische Union.

 

 IFRIC 21  „Abgaben“ 

Die neu definierten Regelungen betreffen die Bilanzierung von Verpflichtungen zur Zahlung 

öffentlicher Abgaben, die keine Abgaben im Sinne des IAS 12 „Ertragsteuern“ darstellen. Die 

Anwendung der Interpretation kann dazu führen, dass eine Verpflichtung zur Zahlung von  

Abgaben zu einem anderen Zeitpunkt als bisher in der Bilanz erfasst wird, insbesondere dann, 

wenn die Verpflichtung zur Zahlung nur dann entsteht, wenn bestimmte Umstände zu einem 

bestimmten Zeitpunkt vorliegen. Die Interpretation ist für EU-Unternehmen zwingend erstmals 

für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 17. Juni 2014 beginnen, anzuwenden. Der Standard 

hat keine wesentlichen Auswirkungen auf den Konzernabschluss der RHÖN-KLINIKUM AG. 

 

 Jährliche Verbesserung an den IFRS: Zyklus 2010-2012 

Das IASB hat im Rahmen seines Prozesses zur Vornahme kleinerer Verbesserungen von 

Standards und Interpretationen (Annual-Improvements-Prozess) einen weiteren Änderungs-

standard veröffentlicht, der erstmals für am oder nach dem 1. Januar 2015 beginnende Ge-

schäftsjahre anzuwenden ist. Hiervon betroffen sind folgende Standards: 

 

 IFRS 2 „Anteilsbasierte Vergütung“ 

Die Änderung beinhaltet eine Klarstellung der Definition von „Ausübungsbedingungen“ 

(vesting conditions), indem separate Definitionen für Leistungsbedingungen (perfomance 
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conditions) sowie „Dienstbedingungen“ (service conditions) in den Standard aufgenom-

men werden. Die Änderung gilt prospektiv für anteilsbasierte Vergütungen, deren Tag der 

Gewährung (grant date) am oder nach dem 1. Juli 2014 liegt. Die Änderung dieses Stan-

dards hat für die RHÖN-KLINIKUM AG keine praktische Relevanz. 

 

 IFRS 3 „Unternehmenszusammenschlüsse“ 

Im Zuge der Änderung dieses Standards wurde der Wortlaut des IFRS 3.40 dergestalt 

geändert, dass nur noch Bezug auf bedingte Gegenleistungen, die im Rahmen eines Un-

ternehmenszusammenschlusses anfallen und die Definition eines Finanzinstruments er-

füllen, genommen wird und darüber hinaus der Verweis auf „andere anwendbare IFRS“ 

gestrichen wird. Zum anderen war die Regelung des IFRS 3.58 zur Folgebewertung be-

dingter Gegenleistungen missverständlich, da für nicht als Eigenkapital eingestufte be-

dingte Gegenleistungen eine Bewertung zum beizulegenden Zeitwert vorgeschrieben 

wird, gleichzeitig aber auf IFRS 9 bzw. IAS 39, IAS 37 oder andere IFRS referenziert wird, 

die unter Umständen keine Bewertung zum beizulegenden Zeitwert erfordern. Durch Än-

derung dieses Standards wird nunmehr für sämtliche nicht als Eigenkapital eingestufte 

bedingte Gegenleistungen eine Folgebewertung zum beizulegenden Zeitwert mit Buchung 

sämtlicher resultierender Effekte im Gewinn oder Verlust festgeschrieben. Die Änderung 

ist prospektiv auf alle Unternehmenszusammenschlüsse anzuwenden, deren Erwerbs-

zeitpunkt am oder nach dem 1. Juli 2014 liegt. Die Änderung dieses Standards hat keine 

wesentliche Auswirkung auf den Konzernabschluss der RHÖN-KLINIKUM AG. 

 

 IFRS 8 „Geschäftssegmente“ 

Die Änderung dieses Standards beinhaltet Klarstellungen. Bei der Zusammenfassung von 

Geschäftssegmenten zu berichtspflichtigen Segmenten sind die von der Geschäftsfüh-

rung zur Identifizierung der berichtspflichtigen Segmente zugrunde gelegten Überlegun-

gen anzugeben und eine Überleitungsrechnung der Segmentvermögenswerte auf die ent-

sprechenden Beträge in der Bilanz ist nur erforderlich, wenn Angaben zu den Segment-

vermögenswerten auch Teil der Finanzinformationen sind, die regelmäßig an die verant-

wortliche Unternehmensinstanz (chief operating decision maker) berichtet werden. Da die 

RHÖN-KLINIKUM AG über nur ein berichtspflichtiges Segment verfügt, hat die Änderung 

dieses Standards keine praktische Relevanz.  
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 IFRS 13 „Bemessung des beizulegenden Zeitwertes“ 

Durch die Änderung wird klargestellt, dass der IASB mit den aus IFRS 13 resultierenden 

Änderungen an IFRS 9 und IAS 39 nicht die Möglichkeit beseitigen wollte, bei kurzfristi-

gen Forderungen und Verbindlichkeiten auf eine Abzinsung zu verzichten, wenn der Ab-

zinsungseffekt unwesentlich ist. Die Klarstellung hat keine wesentlichen Auswirkungen auf 

den Konzernabschluss der RHÖN-KLINIKUM AG. 

 

 IAS 16 „Sachanlagen“, IAS 38 „Immaterielle Vermögenswerte“ 

Die Änderung stellt klar, wie bei Anwendung des Neubewertungsmodells gemäß 

IAS 16.35 bzw. IAS 38.80 kumulierte Abschreibungen zum Bewertungszeitpunkt zu ermit-

teln sind. Die Klarstellung hat keine wesentlichen Auswirkungen auf den Konzernab-

schluss der RHÖN-KLINIKUM AG. 

 

 IAS 24 „Angaben über Beziehungen zu nahestehenden Unternehmen und Personen“ 

Die Änderung dieses Standards erweitert die Definition der „nahestehenden Unter-

nehmen und Personen“ um Unternehmen, die selbst oder über eines ihrer Konzernunter-

nehmen Leistungen des Managements in Schlüsselpositionen für das Berichtsunterneh-

men erbringen, ohne dass auf andere Weise ein Näheverhältnis i. S. d. IAS 24 zwischen 

den beiden Unternehmen besteht (sogenannte „Management-Entities“). Für die für er-

brachte Leistungen der „Management-Entity“ beim berichtenden Unternehmen erfassten 

Aufwendungen werden gesonderte Angaben gemäß einem neu eingefügten Paragrafen 

18 A gefordert. Dagegen sind beim Berichtsunternehmen keine Angaben nach IAS 24.17 

für die Vergütungen erforderlich, die von der „Management Entity“ an die Mitarbeiter  

geleistet werden, die beim Berichtsunternehmen die Managementaufgaben übernehmen. 

Die Änderung des Standards hat keine praktische Relevanz für den Konzernabschluss 

der RHÖN-KLINIKUM AG.  

 

 Jährliche Verbesserungen an den IFRS: Zyklus 2011-2013 

Das IASB hat im Rahmen seines Prozesses zur Vornahme kleinerer Verbesserungen von 

Standards und Interpretationen (Annual-Improvements-Prozess) einen weiteren Änderungs-

standard veröffentlicht, der erstmals für am oder nach dem 1. Januar 2015 beginnende Ge-

schäftsjahre anzuwenden ist. Hiervon betroffen sind folgende Standards: 
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 IFRS 1 „Erstmalige Anwendung der International Financial Reporting Standards“ 

Durch eine Änderung der „Basis for Conclusions“ wird die Bedeutung von „Zeitpunkt des 

Inkrafttretens“ (effective date) im Zusammenhang mit IFRS 1 klargestellt. Sofern von ei-

nem Standard im Zeitpunkt des Übergangs auf IFRS zwei veröffentlichte Versionen exis-

tieren, nämlich eine derzeit geltende und eine, erst künftig zwingend, jedoch bereits jetzt 

freiwillig frühzeitig anwendbare, soll es demnach IFRS-Erstanwendern freistehen, eine der 

beiden Versionen anzuwenden. Die RHÖN-KLINIKUM AG ist von der Änderung dieses 

Standards nicht betroffen.  

 

 IFRS 3 „Unternehmenszusammenschlüsse“ 

Die Änderung dieses Standards definiert die bestehende Ausnahme von Gemeinschafts-

unternehmen (joint ventures) vom Anwendungsbereich des IFRS 3 neu. Es wird klarge-

stellt, dass die Ausnahme für sämtliche gemeinsame Tätigkeiten (joint arrangements) im 

Sinne des IFRS 11 gilt und dass sich die Ausnahme nur auf die Abschlüsse des Gemein-

schaftsunternehmens oder der gemeinschaftlichen Tätigkeit selbst und nicht auf die  

Bilanzierung bei den an der gemeinsamen Tätigkeit beteiligten Parteien bezieht. Die Än-

derung des Standards hat keine wesentlichen Auswirkungen auf den Konzernabschluss 

der RHÖN-KLINIKUM AG.  

 

 IFRS 13 „Bemessung des beizulegenden Zeitwerts“ 

IFRS 13 gestattet es Unternehmen, die eine Gruppe von finanziellen Vermögenswerten 

und finanziellen Verbindlichkeiten auf Basis ihres Nettomarktrisikos oder –ausfallrisikos 

steuern, den beizulegenden Zeitwert dieser Gruppe in Übereinstimmung damit zu ermit-

teln, wie Marktteilnehmer die Nettorisikoposition am Bewertungsstichtag bewerten würden 

(sogenannte Portfolio exception). Durch die Änderung dieses Standards wird klargestellt, 

dass sich die Ausnahme zur Bestimmung eines beizulegenden Zeitwertes auf sämtliche 

Verträge im Anwendungsbereich des IAS 39 oder IFRS 9 bezieht, selbst wenn diese nicht 

die Definition eines finanziellen Vermögenswertes oder einer finanziellen Verbindlichkeit 

des IAS 32 erfüllen. Die Änderung erfolgt prospektiv von Beginn des Geschäftsjahres, in 

dem IFRS 13 erstmals angewendet wurde. Die Änderung des Standards hat keine we-

sent-lichen Auswirkungen auf den Konzernabschluss der RHÖN-KLINIKUM AG.  
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 IAS 40 „Als Finanzinvestition gehaltene Immobilien“ 

Der geänderte Standard stellt klar, dass der Anwendungsbereich des IAS 40 und der des 

IFRS 3 unabhängig voneinander sind und sich in keinem Fall gegenseitig ausschließen. 

Insofern ist jede Anschaffung von als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien auf Basis 

der Kriterien des IFRS 3 daraufhin zu untersuchen, ob es sich um die Anschaffung  

eines einzelnen Vermögenswerts, einer Gruppe von Vermögenswerten oder einen Ge-

schäftsbetrieb (business) im Anwendungsbereich des IFRS 3 handelt. Darüber hinaus 

sind die Kriterien des IAS 40.7 ff. anzuwenden, um festzustellen, ob es sich um als  

Finanzinvestition gehaltene Immobilien oder um vom Eigentümer selbst genutzte Immobi-

lien handelt. Die Änderung erfolgt grundsätzlich prospektiv für sämtliche Anschaffungen, 

die ab Beginn der ersten Periode, in der die Änderung erstmals angewendet wird, erfol-

gen, so dass eine Anpassung von Vorjahreszahlen nicht nötig ist. Die Änderungen des 

Standards haben keine wesentlichen Auswirkungen auf den Konzernabschluss der 

RHÖN-KLINIKUM AG.  
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b) Neue Rechnungslegungsvorschriften ab dem Geschäftsjahr 2016 bzw. für folgende Ge-

schäftsjahre 

Folgende durch den IASB neu veröffentlichte bzw. geänderte Standards und Interpretationen 

sind – sofern durch die Europäische Union übernommen – ab dem Geschäftsjahr 2016 bzw. für 

Folgejahre anzuwenden und haben auf den Konzernabschluss der RHÖN-KLINIKUM AG keine 

bzw. keine wesentlichen Auswirkungen, keine praktische Relevanz bzw. unterliegen einer Prü-

fung durch das Management: 

Standard/Interpretation

Zeitpunkt 

verpflichtende 

Anwendung

Endorse

ment
1) Auswirkungen

Änderungen IFRS 11

Bilanzierung von Erwerben 

von Anteilen an gemein-

schaftlichen Tätigkeiten 1.1.2016 Ja

Keine wesentlichen 

Auswirkungen

Änderungen IAS 19

Leistungsorientierte Pläne: 

Arbeitnehmerbeiträge 1.2.2015 Ja

Keine wesentlichen 

Auswirkungen

Änderungen IAS 16, 38

Klarstellung akzeptabler 

Abschreibungsmethoden 1.1.2016 Ja

Keine wesentlichen 

Auswirkungen

Änderungen IAS 16, 41 Fruchttragende Pflanzen 1.1.2016 Ja

Keine praktische 

Relevanz

Änderungen

Jährliche Verbesserungen 

an den IFRS: Zyklus 2012-

2014

Sammelstandard zur 

Änderung mehrerer IFRS 1.1.2016 Ja

Keine praktische 

Relevanz

Änderungen IAS 1 Angabeninitiative 1.1.2016 Ja

Unterliegt einer Prüfung 

durch das Management

Änderungen IAS 27

Anwendung der Equity-

Methode im Einzelabschluss 1.1.2016 Ja Keine Auswirkungen

Änderungen IFRS 10, IAS 28

Konzernabschlüsse, Anteile 

an assoziierten Unterneh-

men und Gemeinschafts-

unternehmen 1.1.2016 Nein

Keine wesentlichen 

Auswirkungen

Änderungen IFRS 10, 12, IAS 28

Investmentgesellschaften: 

Anwendung der Konsoli-

dierungsausnahme 1.1.2016 Nein Keine Auswirkungen

Änderungen IAS 28, IFRS 10

Veräußerung oder Ein-

bringung von Vermögens-

werten zwischen einem 

Investor und einem 

assoziierten Unternehmen 

oder Gemeinschafts-

unternehmen

Noch nicht 

bekannt-

gegeben Nein

Keine wesentlichen 

Auswirkungen

Neu IFRS 14

Regulatorische 

Abgrenzungsposten 1.1.2016 Nein Keine Auswirkungen

Neu IFRS 15

Umsatzerlöse aus 

Kundenverträgen 1.1.2018 Nein

Unterliegt einer Prüfung 

durch das Management

Neu IFRS 9 Finanzinstrumente 1.1.2018 Nein

Unterliegt einer Prüfung 

durch das Management

1) Übernahme der IFRS-Standards bzw . -interpretationen durch die Europäische Union.
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Nachfolgend werden die Standards und Interpretationen erläutert, die bereits von der Europäi-

schen Union übernommen wurden: 

 

 Änderungen an IFRS 11 „Bilanzierung von Erwerben von Anteilen an gemeinschaftlichen 

Tätigkeiten“ 

Das IASB hat im Mai 2014 Änderungen an IFRS 11 veröffentlicht. Darin wird klargestellt, dass 

Erwerbe und Hinzuerwerbe von Anteilen an gemeinschaftlichen Tätigkeiten, die einen Ge-

schäftsbetrieb im Sinne des IFRS 3 „Unternehmenszusammenschlüsse“ darstellen, nach den 

Prinzipien für die Bilanzierung von Unternehmenszusammenschlüssen des IFRS 3 und anderer 

anwendbarer IFRS zu bilanzieren sind, soweit diese nicht im Konflikt mit Regelungen des 

IFRS 11 stehen. Dies hat zur Folge, dass in Höhe eines erworbenen Anteils an einer gemein-

schaftlichen Tätigkeit grundsätzlich: 

 

 die Bewertung der erworbenen identifizierbaren Vermögenswerte und Schulden zum 

beizulegenden Zeitwert zum Transaktionszeitpunkt erfolgt, wobei bei Hinzuerwerben 

von Anteilen unter Beibehaltung gemeinsamer Kontrolle (joint control) die bislang ge-

haltenen Anteile nicht neubewertet werden,  

 ein gegebenenfalls entstehender Geschäfts- und Firmenwert sowie latente Steuern 

aus dem erstmaligen Ansatz von Vermögenswerten und Schulden anzusetzen sind,  

 die zahlungsmittelgenerierende Einheit (Cash Generating Unit), der der Geschäfts- 

und Firmenwert zugeordnet wurde, mindestens einmal jährlich und bei Hinweisen auf 

bestehende Wertminderungen einem Wertminderungstest im Sinne des IAS 36 

„Wertminderung von Vermögenswerten“ unterzogen werden muss,  

 Transaktionskosten aufwandswirksam zu erfassen sind sowie  

 die in IFRS 3 und anderen Standards im Zusammenhang mit Unternehmens-

zusammenschlüssen geforderten Angaben zu machen sind.  

 

Die Änderungen gelten nicht, sofern das Berichtsunternehmen und die daran beteiligten  

Parteien unter gemeinsamer Beherrschung (common control) des gleichen obersten beherr-

schenden Unternehmens stehen. 

 

Die neuen Regelungen gelten prospektiv für Anteilserwerbe, die in Berichtsperioden ab dem 

Erstanwendungszeitpunkt stattfinden. Die Neuregelung von IFRS 11 ist auf Geschäftsjahre an-
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zuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2016 beginnen. Die RHÖN-KLINIKUM AG erwartet 

aus diesen Regelungen keine wesentlichen Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage des Konzerns. 

 

 Änderungen an IAS 19 „Leistungen an Arbeitnehmer – Arbeitnehmerbeiträge“ 

Das IASB hat im November 2013 eine Anpassung des IAS 19 R (2011) veröffentlicht. Die Neu-

regelung befasst sich damit, wie von Unternehmen Beiträge zu leistungsorientierten Plänen, die 

von Mitarbeitern und Dritten geleistet werden, zu erfassen sind. Die Beiträge müssen dabei be-

stimmte Eigenschaften erfüllen. Neben der Vorgabe, dass sie in der formalen Regelung des 

Plans festgelegt sein müssen, müssen sie an die Dienstzeit geknüpft und unabhängig von der 

Dauer der Dienstzeit sein. Von der Dienstzeitdauer unabhängige Beitragszahlungen ergeben 

sich beispielsweise, wenn diese einem bestimmten Prozentsatz des Gehalts entsprechen, für 

sie ein fixer Betrag während der gesamten Dienstzeit festgelegt ist bzw. sie vom Alter des Ar-

beitnehmers abhängen. Bei Erfüllung dieser Bedingungen besteht für Unternehmen die Mög-

lichkeit, die Beiträge als Minderung des Dienstzeitaufwandes in der Periode zu erfassen, in der 

die Arbeitsleistung erbracht wird. Die Neuregelung des IAS 19 ist auf Geschäftsjahre anzuwen-

den, die am oder nach dem 1. Februar 2015 beginnen. Eine vorzeitige Anwendung ist zulässig. 

Die Änderungen des Standards haben keine wesentlichen Auswirkungen auf den Konzernab-

schluss der RHÖN-KLINIKUM AG. 

 

 Änderungen an IAS 16, 38 „Klarstellung akzeptabler Abschreibungsmethoden“ 

Im Mai 2014 hat das IASB Änderungen an IAS 16 „Sachanlagen“ und IAS 38 „Immaterielle 

Vermögenswerte“ veröffentlicht. Ziel dieser Änderungen ist klarzustellen, welche Methoden hin-

sichtlich der Abschreibung von Sachanlagen und immateriellen Vermögenswerten sachgerecht 

sind. Prinzipiell hat die Abschreibung von Sachanlagen und immateriellen Vermögenswerten 

derart zu erfolgen, dass sie den durch das Unternehmen erwarteten Verbrauch des zukünftigen 

wirtschaftlichen Nutzens, welcher durch den Vermögenswert generiert wird, widerspiegelt. 

Diesbezüglich hat das IASB nunmehr klargestellt, dass eine Abschreibung von Sachanlagen 

auf Basis von Umsatzerlösen der durch sie hergestellten Güter nicht dieser Vorgehensweise 

entspricht und somit nicht sachgerecht ist. Grundsätzlich wird diese Klarstellung auch in IAS 38 

für die Abschreibung immaterieller Vermögenswerte mit begrenzter Nutzungsdauer aufgenom-

men. Jedoch wird vom IASB in dieser Hinsicht zusätzlich eine widerlegbare Vermutung einge-

führt. Demnach ist eine umsatzabhängige Abschreibung immaterieller Vermögenswerte mit be-
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grenzter Nutzungsdauer zulässig, wenn der „Wert“ des Vermögenswertes sich direkt durch den 

erwirtschafteten Umsatz ausdrücken lässt oder es nachgewiesen werden kann, dass zwischen 

den erzielten Umsatzerlösen und dem Werteverzehr des immateriellen Vermögenswertes eine 

starke Korrelation besteht. Sowohl für Sachanlagen als auch für immaterielle Vermögenswerte 

wird weiterhin klargestellt, dass ein Rückgang der Absatzpreise von mit ihnen produzierten  

Gütern und Dienstleistungen ein Indiz für deren wirtschaftliche Veralterung ist. 

 

Die Änderungen von IAS 16 und IAS 38 sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder 

nach dem 1. Januar 2016 beginnen. Die RHÖN-KLINIKUM AG erwartet aus diesen Regelungen 

keine wesentlichen Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns. 

 

 Änderungen an IAS 16 und IAS 41 „Fruchttragende Pflanzen“ 

Das IASB hat im Juni 2014 Änderungen an IAS 16 „Sachanlagen“ und IAS 41 „Landwirtschaft“ 

zur Bilanzierung sogenannter fruchttragender Pflanzen (bearer plants) veröffentlicht.  

 

Durch die veröffentlichten Änderungen wird klargestellt, dass derartige Pflanzen bis zum Zeit-

punkt ihrer Produktionsreife – analog den selbsterstellten Sachanlagen – zu Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten und danach nach den Vorschriften des IAS 16 wahlweise mittels Anschaf-

fungskosten- oder Neubewertungsmodell zu bilanzieren sind. Eine Bilanzierung nach den Vor-

schriften des IAS 41 ist künftig nicht mehr zulässig. 

 

Die Neuregelung von IAS 16 und IAS 41 ist auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach 

dem 1. Januar 2016 beginnen. Die Änderungen dieses Standards sind für die RHÖN-

KLINIKUM AG nicht relevant. 

 

 Jährliche Verbesserung an den IFRS: Zyklus 2012-2014 

Das IASB hat am 25. September 2015 die jährlichen Verbesserungen der IFRS (Zyklus 2012-

2014), die erstmals für am oder nach dem 1. Januar 2016 beginnende Geschäftsjahre anzu-

wenden sind, veröffentlicht. Hiervon betroffen sind folgende Standards: 
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 IFRS 5 „Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermögenswerte und aufgegebene 

Geschäftsbereiche“ 

Die Änderung stellt klar, dass eine direkte Umklassifizierung von „als zur Veräußerung 

gehalten“ in „als zur Ausschüttung an Eigentümer vorgesehen“ nicht zu einer Beendigung 

der diesbezüglichen Einstufungs-, Darstellungs- und Bewertungsvorschriften des IFRS 5 

führt. Die Änderung hat für den Konzern der RHÖN-KLINIKUM AG keine praktische Rele-

vanz. 

 

 IFRS 7 „Finanzinstrumente: Angaben“ 

Das IASB hat nun klargestellt, dass Servicing-Vereinbarungen (Inkasso, Mahnwesen 

usw.), bei denen das veräußernde Unternehmen noch einen Anteil an den Chancen oder 

Risiken aus der Performance der verkauften Forderungen behält, ein anhaltendes Enga-

gement (continuing involvement) im Sinne des IFRS 7 begründen. Die Klarstellung dieses 

Standards hat für den Konzern der RHÖN-KLINIKUM AG keine praktische Relevanz.   

 

 IAS 19 „Leistungen an Arbeitnehmer“ 

Der Zinssatz, der zur Abzinsung leistungsorientierter Pensionsverpflichtungen herange-

zogen wird, ist auf Grundlage der Renditen zu bestimmen, die am Abschlussstichtag für 

hochwertige Unternehmensanleihen am Markt erzielt werden. In Ländern ohne liquiden 

Markt sind stattdessen die am Abschlussstichtag geltenden Marktrenditen für Staatsanlei-

hen zu verwenden. Mit der erfolgten Veröffentlichung stellt das IASB klar, dass die Tiefe 

des Marktes für hochwertige Unternehmensanleihen auf „Währungsbasis“ zu beurteilen 

ist, so dass beispielsweise in der Eurozone Unternehmensanleihen aus der gesamten Eu-

rozone einzubeziehen sind. Die Klarstellung dieses Standards hat für den Konzern der 

RHÖN-KLINIKUM AG keine praktische Relevanz.   

 

 IAS 34 „Zwischenberichterstattung“ 

Der Standard fordert von Unternehmen bestimmte Angaben im Anhang zum Zwischenbe-

richt, sofern diese nicht bereits an anderer Stelle des Zwischenberichts gemacht werden. 

Das IASB stellt nun klar, dass es sich bei Informationen „an anderer Stelle des Zwischen-

berichts“ um Informationen handeln kann, die sich entweder direkt an anderer Stelle des 
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Zwischenberichts oder in anderen Dokumenten, auf die im Zwischenbericht verwiesen 

wird, befinden. Voraussetzung ist jedoch, dass die anderen Dokumente den Adressaten 

des Zwischenberichts zur gleichen Zeit und zu den gleichen Bedingungen zugänglich sind 

wie der Zwischenbericht selbst. Die Klarstellung dieses Standards hat für den Konzern 

der RHÖN-KLINIKUM AG keine praktische Relevanz.   

 

 Änderungen an IAS 1 „Angabeninitiative“ 

Mit dem am 18. Dezember 2014 veröffentlichten Änderungsstandard werden erste, kurz- 

fristig umsetzbare Vorschläge zur Änderung des IAS 1 „Darstellung des Abschlusses“ umge-

setzt. Die Änderungen betreffen die Wesentlichkeit und Zusammenfassung von Posten,  

Zwischensummen in der Bilanz und Gesamtergebnisrechnung, die Struktur des Anhangs, An-

gaben zu Rechnungslegungsmethoden sowie die Equity-Methode. Die Änderungen an IAS 1 

sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2016 beginnen.  

Eine vorzeitige Anwendung ist zulässig. Die RHÖN-KLINIKUM AG überprüft derzeit die  

genauen Auswirkungen. 

 

 Änderungen an IAS 27 „Anwendung der Equity-Methode im Einzelabschluss“ 

Das IASB hat am 12. August 2014 Änderungen an IAS 27 veröffentlicht. Durch die Änderungen 

können Beteiligungen an Tochterunternehmen, Gemeinschaftsunternehmen sowie assoziierten 

Unternehmen im IFRS-Einzelabschluss künftig auch nach der Equity-Methode bilanziert wer-

den. Die Änderungen an IAS 27 sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 

1. Januar 2016 beginnen. Die RHÖN-KLINIKUM AG erwartet aus diesen Änderungen keine 

Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns. 

 

Die Aufstellung von Konzernabschlüssen nach IFRS erfordert Annahmen und Schätzungen. 

Des Weiteren macht die Anwendung der konzerneinheitlichen Bilanzierungs- und Bewertungs-

methoden Wertungen des Managements erforderlich. Bereiche mit höheren Beurteilungsspiel-

räumen oder höherer Komplexität oder Bereiche, bei denen Annahmen und Schätzungen von 

entscheidender Bedeutung für den Konzernabschluss sind, sind aufgeführt und erläutert. Die 

Aufstellung des Konzernabschlusses erfolgte auf Basis historischer Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten, eingeschränkt durch die zum beizulegenden Zeitwert erfolgswirksam angesetzten 

finanziellen Vermögenswerte und finanziellen Verbindlichkeiten. 
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Der Konzernabschluss wird am 14. April 2016 durch den Aufsichtsrat zur Veröffentlichung  

freigegeben.  

2.2 Konsolidierung 

Die Jahresabschlüsse der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen wurden nach 

einheitlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden auf den Stichtag des Konzernabschlus-

ses aufgestellt. 

2.2.1 Tochterunternehmen 

Tochterunternehmen sind alle Unternehmen (inklusive strukturierte Unternehmen), bei denen 

der Konzern die Möglichkeit hat, diese Unternehmen gemäß IFRS 10 zu beherrschen. Bei der 

Beurteilung, ob eine Beherrschung („control“) vorliegt, wird überprüft, ob das Mutterunterneh-

men Verfügungsgewalt („power“) über das Tochterunternehmen besitzt, daraus positive oder  

negative variable Rückflüsse erhält und deren Höhe durch die Verfügungsgewalt beeinflussen 

kann. Der Konzern überprüft auch dann, ob „control“ vorliegt, wenn das Mutterunternehmen 

weniger als 50,0 % der Stimmrechte hält, jedoch die Möglichkeit hat, die relevanten Aktivitäten 

des Tochterunternehmens aufgrund einer De-facto-Beherrschung zu steuern. De-facto-

Beherrschung liegt beispielsweise bei Stimmrechtsvereinbarungen oder erhöhten Minderheits-

rechten vor. 

 

Tochterunternehmen werden von dem Zeitpunkt an in den Konzernabschluss einbezogen (Voll-

konsolidierung), an dem „control“ auf den Konzern übergegangen ist. Sie werden zu dem Zeit-

punkt entkonsolidiert, an dem „control“ endet. Die Bilanzierung erworbener Tochterunterneh-

men erfolgt nach der Erwerbsmethode. 

 

Die Anschaffungskosten des Erwerbs entsprechen dem beizulegenden Zeitwert der hingegebe-

nen Vermögenswerte, der ausgegebenen Eigenkapitalinstrumente und der entstandenen bzw. 

übernommenen Schulden zum Transaktionszeitpunkt. Außerdem beinhalten sie die beizule-

genden Zeitwerte jeglicher angesetzter Vermögenswerte oder Schulden, die aus einer beding-

ten Gegenleistungsvereinbarung resultieren. Im Rahmen eines Unternehmenszusammen-

schlusses identifizierbare Vermögenswerte, Schulden und Eventualverbindlichkeiten werden bei 

der Erstkonsolidierung mit ihren beizulegenden Zeitwerten zum Erwerbszeitpunkt bewertet. Für 

jeden Unternehmenserwerb entscheidet der Konzern auf individueller Basis, ob die nicht be-

herrschbaren Anteile am erworbenen Unternehmen zum beizulegenden Zeitwert oder anhand 
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des proportionalen Anteils am Nettovermögen des erworbenen Unternehmens erfasst werden. 

Erwerbsbezogene Kosten werden aufwandswirksam erfasst, wenn sie anfallen. 

 

Bei einem sukzessiven Unternehmenszusammenschluss wird der zuvor erworbene Eigenkapi-

talanteil des Unternehmens mit dem zum Erwerbszeitpunkt geltenden beizulegenden Zeitwert 

neu bestimmt. Der daraus resultierende Gewinn oder Verlust ist in der Gewinn- und Verlust-

rechnung zu erfassen. 

 

Etwaige bedingte Gegenleistungen werden mit dem beizulegenden Zeitwert zum Erwerbs-

zeitpunkt bewertet. Nachträgliche Änderungen des beizulegenden Zeitwertes einer als Ver-

mögenswert oder als Verbindlichkeit eingestuften bedingten Gegenleistung werden im Rahmen 

von IAS 39 bewertet und ein daraus resultierender Gewinn bzw. Verlust wird entweder im Ge-

winn oder Verlust oder im sonstigen Ergebnis erfasst. Eine bedingte Gegenleistung, die als  

Eigenkapital eingestuft ist, wird nicht neu bewertet und ihre spätere Abgeltung wird im Eigen-

kapital bilanziert. 

 

Als Geschäftswert wird der Wert angesetzt, der sich aus dem Überschuss der Anschaffungs-

kosten des Erwerbs, dem Betrag der nicht beherrschenden Anteile am erworbenen Unterneh-

men sowie dem beizulegenden Zeitwert jeglicher vorher gehaltener Eigenkapitalanteile zum 

Erwerbsdatum über dem Anteil des Konzerns an dem zum beizulegenden Wert bewerteten  

Nettovermögen ergibt. Sind die Anschaffungskosten geringer als das zum beizulegenden Zeit-

wert bewertete Nettovermögen des erworbenen Tochterunternehmens, wird der Unterschieds-

betrag direkt in der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst. Konzerninterne Transaktionen und 

Salden sowie unrealisierte Gewinne und Verluste aus Transaktionen zwischen Konzernunter-

nehmen werden eliminiert. Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden von Tochtergesell-

schaften werden, sofern notwendig, angepasst, um eine konzerneinheitliche Bilanzierung zu 

gewährleisten. 
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2.2.2 Transaktionen mit nicht beherrschenden Anteilen 

Transaktionen mit nicht beherrschenden Anteilen werden wie Transaktionen mit Eigenkapital-

gebern behandelt. Ein aus dem Erwerb eines nicht beherrschenden Anteils entstehender  

Unterschiedsbetrag zwischen der gezahlten Leistung und dem betreffenden Anteil an dem 

Buchwert des Nettovermögens des Tochterunternehmens wird im Eigenkapital erfasst. Gewin-

ne und Verluste, die bei der Veräußerung von nicht beherrschenden Anteilen entstehen, wer-

den ebenfalls im Eigenkapital erfasst. Dies gilt nur insoweit, als durch die Veräußerung kein 

Control-Verlust eintritt.  

2.2.3 Assoziierte Unternehmen und gemeinschaftlich geführte Unternehmen 

Assoziierte Unternehmen sind solche Unternehmen, auf die der Konzern maßgeblichen Einfluss 

ausübt, ohne jedoch „control“ zu besitzen, da der Stimmrechtsanteil zwischen 20 % und 50 % 

beträgt. Beteiligungen an assoziierten Unternehmen und gemeinschaftlich geführten Unterneh-

men (Joint Ventures) werden unter Anwendung der Equity-Methode bilanziert und anfangs mit 

ihren Anschaffungskosten angesetzt. Der Anteil des Konzerns an assoziierten Unternehmen 

oder gemeinschaftlich geführten Unternehmen beinhaltet den beim Erwerb entstandenen Ge-

schäftswert (unter Berücksichtigung kumulierter Wertminderungen). 

 

Der Anteil des Konzerns an Gewinnen und Verlusten von assoziierten Unternehmen oder Joint 

Ventures wird ab dem Zeitpunkt des Erwerbs in der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst und 

die kumulierten Veränderungen werden gegen den Beteiligungsbuchwert verrechnet. Wenn der 

Verlustanteil des Konzerns an einem assoziierten Unternehmen oder Joint Venture dem Anteil 

des Konzerns an diesem Unternehmen inklusive anderer ungesicherter Forderungen entspricht 

bzw. diesen übersteigt, werden keine weiteren Verluste erfasst, es sei denn, er ist für das asso-

ziierte Unternehmen oder gemeinschaftlich geführte Unternehmen eine Verpflichtung einge-

gangen oder hat für dieses Zahlungen geleistet. 

 

Nicht realisierte Zwischenergebnisse aus Transaktionen zwischen Konzernunternehmen und 

assoziierten Unternehmen oder gemeinschaftlich geführten Unternehmen werden anteilig elimi-

niert, soweit die zugrunde liegenden Sachverhalte wesentlich sind. 

 

Im Rahmen der Werthaltigkeitsprüfung (Impairmenttest) wird der Buchwert eines nach der Equi-

ty-Methode bewerteten Unternehmens mit dessen erzielbarem Betrag verglichen. Falls der 

Buchwert den erzielbaren Betrag übersteigt, ist eine Wertminderung (Impairment) in Höhe des 
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Differenzbetrags vorzunehmen. Sofern die Gründe für eine zuvor erfasste Wertminderung ent-

fallen sind, erfolgt eine entsprechende erfolgswirksame Zuschreibung. 

 

Die Abschlüsse der nach der Equity-Methode bilanzierten Beteiligungen werden nach konzern-

einheitlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden aufgestellt. Die assoziierten Unterneh-

men, deren Einfluss auf die Vermögens- und Ertragslage im Einzelnen und insgesamt unwe-

sentlich ist bzw. bei denen wir keinen maßgeblichen Einfluss auf die finanz- und geschäftspoliti-

schen Entscheidungen ausüben können, werden nicht nach der Equity-Methode konsolidiert. 

Sie werden mit ihren Anschaffungskosten bzw. niedrigeren Zeitwerten im Konzernabschluss 

berücksichtigt. 

2.2.4 Veräußerung von Tochterunternehmen 

Wenn der Konzern entweder die Beherrschung oder den maßgeblichen Einfluss auf ein Unter-

nehmen verliert, wird der verbleibende Anteil zum beizulegenden Zeitwert neu bewertet und die 

daraus resultierende Differenz als Gewinn oder Verlust erfasst. Der beizulegende Zeitwert ist 

der beim erstmaligen Ansatz eines assoziierten Unternehmens, Gemeinschaftsunternehmens 

oder eines finanziellen Vermögenswertes ermittelte beizulegende Zeitwert. Darüber hinaus 

werden alle im sonstigen Ergebnis ausgewiesenen Beträge in Bezug auf dieses Unternehmen 

so bilanziert, wie dies verlangt würde, wenn das Mutterunternehmen die dazugehörigen Vermö-

genswerte und Schulden direkt veräußert hätte. Dies bedeutet, dass ein zuvor im sonstigen 

Ergebnis erfasster Gewinn oder Verlust vom Eigenkapital in die Gewinn- und Verlustrechnung 

umgebucht wird. 

 

Vermögenswerte und Schulden, die auf zur Veräußerung vorgesehene Gesellschaften entfal-

len, sind gemäß IFRS 5 als gesonderter Posten in der Bilanz und die Ergebnisse aufgegebener 

Geschäftsbereiche als gesonderte Posten in der Gesamtergebnisrechnung auszuweisen. Ver-

mögenswerte, die als zur Veräußerung gehalten eingestuft werden, sind mit dem niedrigeren 

Wert aus Buchwert und beizulegendem Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten zu bewerten 

und die Abschreibung dieser Vermögenswerte ist auszusetzen.   

2.3 Segmentberichterstattung 

Die Segmentberichterstattung erfolgt gemäß IFRS 8 auf Basis des Management Approach, 

d. h. aus der Perspektive des Managements. Die externe Berichterstattung orientiert sich an 
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intern verwendeten Steuerungs- und Berichtsgrößen sowie Berichtsstrukturen, die den Ent-

scheidungsträgern zur Verfügung stehen und von diesen genutzt werden. 

 

Als operatives Segment wird ein Unternehmensbestandteil gesehen, der Geschäftstätigkeiten 

betreibt, mit denen Erträge erwirtschaftet werden und bei denen Aufwendungen anfallen kön-

nen, dessen Betriebsergebnisse regelmäßig vom Hauptentscheidungsträger des Unternehmens 

mit Blick auf Entscheidungen über die Allokation von Ressourcen zu diesem Segment und die 

Bewertung seiner Ertragskraft überprüft werden und für den einschlägige Finanzinformationen 

vorliegen. 

 

Die ermittelten operativen Segmente werden auf die berichtspflichtigen Segmente reduziert. 

Dies geschieht im Wesentlichen durch Zusammenfassung von homogenen operativen Segmen-

ten, wenn diese vergleichbare wirtschaftliche Merkmale aufweisen. Auslöser der Berichtspflicht 

ist regelmäßig das Überschreiten segmentbezogener Wesentlichkeitsschwellen. IFRS 8 nennt  

folgende drei segmentbezogene Wesentlichkeitsschwellen:  

 

 Die Segmenterlöse betragen mindestens 10 % der kumulierten (internen und externen) 

Segmenterlöse,  

 das Segmentergebnis beträgt mindestens 10 % des Maximums aus den kumulierten  

positiven bzw. negativen Segmentergebnissen oder  

 das Segmentvermögen beträgt mindestens 10 % des kumulierten Segmentvermögens.  

 

Die geforderte Erlössegmentierung besagt, dass so lange berichtspflichtige Segmente gebildet 

werden müssen, bis die Erlöse der identifizierten berichtspflichtigen Segmente 75 % der ge-

samten externen Erlöse ausmachen. Die übrigen nicht berichtspflichtigen Segmente sind als 

„Alle übrigen Segmente“ auszuweisen und der Ursprung dieser Erträge ist zu beschreiben. 

 

Im Anhang sind im Rahmen der Erläuterung der Segmentabgrenzung grundlegende Infor-

mationen über die Ermittlung und Identifizierung der berichtspflichtigen Segmente zu geben. 

Dies umfasst die Nennung der Bestimmungsfaktoren der Segmentberichterstattung und die 

Angabe der Produkte und Dienstleistungen, mit denen die einzelnen Segmente ihre Erträge  

erwirtschaften. 
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Darüber hinaus müssen detaillierte Angaben zu Segmentergebnis, Segmentvermögen und 

Segmentschulden gemacht werden. Des Weiteren sind Informationen zu Produkten und Dienst-

leistungen, räumlichen Aktivitäten und den wesentlichen Kunden des Unternehmens anzuge-

ben. IFRS 8 fordert auch ergänzende Angaben zu den intern verwendeten Methoden zur Be-

handlung von Transaktionen zwischen berichtspflichtigen Segmenten sowie zu Unterschieden 

zwischen den intern verwendeten Rechnungslegungsmethoden und den Methoden, die im Ab-

schluss Anwendung finden. Ergänzend zu den verbalen Angaben ist eine Überleitungsrechnung 

von den folgenden Segmentdaten auf den Abschluss zu erstellen: Diese umfasst die Gesamter-

löse aller berichtspflichtigen Segmente, das Gesamtergebnis der berichtspflichtigen Segmente 

vor Steuern und die Aufgabe von Geschäftsbereichen, das Gesamtvermögen der berichtspflich-

tigen Segmente, die gesamten Schulden der berichtspflichtigen Segmente sowie den Gesamt-

betrag der berichtspflichtigen Segmente für jeden anderen wesentlichen Posten, der gesondert 

berichtet wird. 

2.4 Geschäftswerte und sonstige immaterielle Vermögenswerte 

2.4.1 Geschäftswert 

Der Geschäftswert stellt den Überschuss der Anschaffungskosten des Unternehmenserwerbs 

über den beizulegenden Zeitwert der Anteile des Konzerns an den Nettovermögenswerten des 

erworbenen Unternehmens zum Erwerbszeitpunkt dar. Ein durch Unternehmenserwerb ent-

standener Geschäftswert wird den immateriellen Vermögenswerten zugeordnet. Der Ge-

schäftswert wird mindestens einem jährlichen Werthaltigkeitstest (Impairmenttest) unterzogen 

und mit seinen ursprünglichen Anschaffungskosten abzüglich kumulierter Wertminderungen 

bewertet. Eine Überprüfung findet darüber hinaus auch dann statt, wenn Ereignisse oder Um-

stände darauf hindeuten, dass der Wert gemindert sein könnte. Wertaufholungsbeträge werden 

nicht berücksichtigt. Gewinne und Verluste aus der Veräußerung eines Unternehmens umfas-

sen den Buchwert des Geschäftswertes, der dem abgehenden Unternehmen zugeordnet ist. 

 

Der Geschäftswert wird zum Zweck des Werthaltigkeitstests auf zahlungsmittelgenerierende 

Einheiten (Cash Generating Units) verteilt. Diese entsprechen bei der RHÖN-KLINIKUM AG 

grundsätzlich den einzelnen Krankenhäusern, soweit der zugehörige Goodwill kooperierender 

Einheiten nicht auf übergeordneter Ebene überwacht wird.  
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Falls der erzielbare Betrag den Buchwert unterschreitet, wird ein Wertminderungsverlust er-

fasst. Der erzielbare Betrag entspricht dabei dem höheren der beiden Beträge aus beizulegen-

dem Zeitwert abzüglich Verkaufskosten sowie dem Nutzungswert des Vermögenswertes.  

2.4.2 Computersoftware 

Erworbene Computersoftwarelizenzen werden zu ihren Anschaffungskosten zuzüglich der Kos-

ten für die Versetzung in einen nutzungsbereiten Zustand aktiviert. Diese Kosten werden über 

die geschätzte Nutzungsdauer linear abgeschrieben (drei bis sieben Jahre) und unter dem Pos-

ten Abschreibungen und Wertminderungen in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesen. 

 

Kosten, die mit der Entwicklung von Websites oder Pflege von Computersoftware verbunden 

sind, werden zum Zeitpunkt ihres Anfalls als Aufwand erfasst, sofern die Voraussetzungen für 

eine Aktivierung nicht erfüllt sind.  

2.4.3 Sonstige immaterielle Vermögenswerte 

Sonstige immaterielle Vermögenswerte werden zu historischen Anschaffungskosten angesetzt 

und – soweit abnutzbar – entsprechend ihrer jeweiligen wirtschaftlichen Nutzungsdauer (drei bis 

fünf Jahre) planmäßig linear abgeschrieben und unter dem Posten Abschreibungen und Wert-

minderungen in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesen. 

2.4.4 Forschungs- und Entwicklungskosten 

Forschungskosten werden gemäß IAS 38 als laufender Aufwand erfasst. Entwicklungskosten 

werden aktiviert, wenn die Voraussetzungen des IAS 38 kumulativ erfüllt sind. Aktivierungs-

pflichtige Entwicklungskosten liegen nicht vor. 

2.4.5 Öffentliche Zuwendungen 

Zuwendungen der öffentlichen Hand werden zu ihrem beizulegenden Zeitwert erfasst, wenn mit 

großer Sicherheit davon auszugehen ist, dass die Zuwendung erfolgen wird und der Konzern 

die notwendigen Bedingungen für den Erhalt der Zuwendung erfüllt. Öffentliche Zuwendungen 

für Investitionen werden als Buchwertminderung von den Anschaffungs- oder Herstellungskos-

ten der geförderten Vermögensgegenstände abgesetzt. Sie werden auf linearer Basis über die 

erwartete Nutzungsdauer der betreffenden Vermögenswerte aufwandsmindernd verteilt. Derar-

tige Zuwendungen werden im Rahmen der gesetzlich normierten Investitionsförderung von 
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Krankenhäusern gewährt. Noch nicht zweckentsprechend verwendete Fördermittel werden un-

ter den sonstigen finanziellen Verbindlichkeiten zum Bilanzstichtag abgegrenzt. 

2.5 Sachanlagen 

Die unter den Sachanlagen ausgewiesenen Grundstücke und Gebäude umfassen hauptsäch-

lich Krankenhausbauten. Sie werden ebenso wie die übrigen Sachanlagen zu ihren historischen 

Anschaffungs-/Herstellungskosten, vermindert um Abschreibungen, bewertet. Anschaffungs-

kosten beinhalten die direkt dem Erwerb zurechenbaren Aufwendungen. Die Herstellungskos-

ten umfassen darüber hinaus den Herstellungskosten zurechenbare Gemeinkosten. Nachträgli-

che Anschaffungs-/Herstellungskosten werden nur dann als Teil der Anschaffungs-/ Herstel-

lungskosten des Vermögenswertes oder – sofern einschlägig – als separater Vermögenswert 

erfasst, wenn es wahrscheinlich ist, dass daraus dem Konzern zukünftig wirtschaftlicher Nutzen 

zufließen wird und die Kosten des Vermögenswertes zuverlässig ermittelt werden können. Alle 

anderen Reparaturen und Wartungen werden in dem Geschäftsjahr aufwandswirksam in der 

Gewinn- und Verlustrechnung erfasst, in dem sie angefallen sind. 

 

Sachanlagen werden auf Wertminderungen überprüft, wenn Ereignisse oder veränderte Um-

stände vermuten lassen, dass eine Wertminderung eingetreten sein könnte. In einem solchen 

Fall erfolgt die Werthaltigkeitsprüfung nach IAS 36 entsprechend den für immaterielle Vermö-

genswerte erläuterten Grundsätzen. Sofern eine Wertminderung vorzunehmen ist, wird die 

Restnutzungsdauer gegebenenfalls entsprechend angepasst. Sind die Gründe für eine zuvor 

erfasste Wertminderung entfallen, werden diese Vermögenswerte erfolgswirksam zugeschrie-

ben, wobei diese Wertaufholung nicht den Buchwert übersteigen darf, der sich ergeben hätte, 

wenn in den früheren Perioden keine Wertminderung erfasst worden wäre.  

 

Grundstücke werden nicht abgeschrieben. Bei allen weiteren Vermögenswerten erfolgt die Ab-

schreibung linear, wobei die Anschaffungskosten über die erwartete Nutzungsdauer der Ver-

mögenswerte wie folgt auf den Restbuchwert abgeschrieben werden: 

 

Gebäude 331/3 Jahre

Maschinen und technische Anlagen 5 bis 15 Jahre

Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 3 bis 12 Jahre

 

Die Restbuchwerte und wirtschaftlichen Nutzungsdauern werden zu jedem Bilanzstichtag über-

prüft und gegebenenfalls angepasst. Gewinne und Verluste aus den Abgängen von Vermö-
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genswerten werden als Unterschieds-betrag zwischen den Veräußerungserlösen und dem 

Buchwert ermittelt und erfolgswirksam erfasst.  

2.6 Wertminderung von Sachanlagen und immateriellen Vermögens-
werten (ohne Geschäftswert) 

Der Konzern beurteilt an jedem Bilanzstichtag, ob Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass ein Ver-

mögenswert wertgemindert sein könnte. Liegen solche Anhaltspunkte vor oder ist eine jährliche 

Überprüfung eines Vermögenswertes auf Wertminderung erforderlich, nimmt der Konzern eine 

Schätzung des erzielbaren Betrags vor. Können dem einzelnen Vermögenswert keine eigen-

ständigen Mittelzuflüsse zugeordnet werden, erfolgt die Schätzung des erzielbaren Betrags für 

die zahlungsmittelgenerierende Einheit, zu der der Vermögenswert gehört. Der erzielbare Be-

trag ist der höhere Betrag aus dem beizulegenden Zeitwert des Vermögenswertes abzüglich 

Veräußerungskosten und dem Nutzungswert. Übersteigt der Buchwert eines Vermögenswertes 

seinen erzielbaren Betrag, wird der Vermögenswert als wertgemindert betrachtet und auf sei-

nen erzielbaren Betrag abgeschrieben. Zur Ermittlung des Nutzungswertes werden die ge-

schätzten künftigen Cash-Flows unter Zugrundelegung eines Abzinsungssatzes vor Steuern, 

der die aktuellen Markterwartungen hinsichtlich des Zinseffekts und der spezifischen Risiken 

des Vermögenswertes widerspiegelt, auf ihren Barwert abgezinst. Wertminderungsaufwendun-

gen werden in der Gewinn- und Verlustrechnung unter dem Posten Abschreibungen und Wert-

minderungen ausgewiesen.  

 

An jedem Bilanzstichtag wird überprüft, ob Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass ein Wertminde-

rungsaufwand, der in früheren Berichtsperioden erfasst wurde, nicht länger besteht oder sich 

vermindert haben könnte. Liegt ein solcher Indikator vor, wird der erzielbare Betrag geschätzt. 

Ein zuvor erfasster Wertminderungsaufwand ist dann aufzuheben, wenn sich seit der Erfassung 

des letzten Wertminderungsaufwands eine Änderung in den Schätzungen ergeben hat, die bei 

der Bestimmung des erzielbaren Betrags herangezogen wurden. Wenn dies der Fall ist, ist der 

Buchwert des Vermögenswertes auf seinen erzielbaren Betrag zu erhöhen. Dieser darf aller-

dings nicht den Buchwert übersteigen, der sich nach Berücksichtigung der planmäßigen Ab-

schreibungen ergeben hätte, wenn in Vorjahren kein Wertminderungsaufwand erfasst worden 

wäre. Eine solche Wertaufholung ist sofort im Periodenergebnis zu erfassen. Nachdem eine 

Wertaufholung vorgenommen wurde, ist der Abschreibungsaufwand in künftigen Berichtsperio-

den anzupassen, um den berichtigten Buchwert des Vermögenswertes abzüglich eines etwai-

gen Restbuchwertes systematisch auf seine Restnutzungsdauer zu verteilen. 
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2.7 Finanzielle Vermögenswerte  

Die finanziellen Vermögenswerte setzen sich grundsätzlich zusammen aus den Forderungen, 

sonstigen finanziellen Vermögenswerten, Eigenkapitaltiteln, derivativen Finanzinstrumenten mit 

positiven beizulegenden Zeitwerten und den Zahlungsmitteln. 

 

Diese finanziellen Vermögenswerte werden grundsätzlich in die folgenden Kategorien unterteilt:  

 

 erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertete finanzielle Vermögenswerte,  

 Darlehen und Forderungen,  

 bis zur Endfälligkeit zu haltende Finanzinvestitionen und  

 zur Veräußerung verfügbare finanzielle Vermögenswerte.  

 

Die Kategorisierung hängt von dem Zweck ab, für den die jeweiligen finanziellen Vermögens-

werte erworben wurden. Das Management bestimmt die Kategorisierung der finanziellen Ver-

mögenswerte beim erstmaligen Ansatz und überprüft die Kategorisierung zu jedem Stichtag.  

Alle Käufe und Verkäufe von finanziellen Vermögenswerten werden zum Erfüllungstag ange-

setzt, dem Tag, an dem der Kauf bzw. Verkauf des Vermögenswertes abgewickelt wird. Deriva-

tive Finanzinstrumente werden zum Handelstag angesetzt.  

 

Finanzielle Vermögenswerte, die nicht der Kategorie „erfolgswirksam zum beizulegenden Zeit-

wert“ angehören, werden zunächst zu ihrem beizulegenden Zeitwert zuzüglich Transaktionskos-

ten angesetzt.  

 

Erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertete finanzielle Vermögenswerte werden im 

Zugangszeitpunkt zum beizulegenden Zeitwert bewertet. Transaktionskosten werden auf-

wandswirksam erfasst.  

 

Finanzielle Vermögenswerte werden ausgebucht, wenn die Rechte auf Zahlungen aus dem 

Investment erloschen sind oder übertragen wurden und der Konzern im Wesentlichen alle Risi-

ken und Chancen, die mit dem Eigentum verbunden sind, übertragen hat. Zur Veräußerung 

verfügbare finanzielle Vermögenswerte und Vermögenswerte der Kategorie „erfolgswirksam 

zum beizulegenden Zeitwert bewertet“ werden nach ihrem erstmaligen Ansatz zu ihren beizule-
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genden Zeitwerten bewertet. Darlehen und Forderungen sowie bis zur Endfälligkeit zu haltende 

Finanzinvestitionen werden zu fortgeführten Anschaffungskosten unter Verwendung der Effek-

tivzinsmethode bilanziert.  

 

Gewinne oder Verluste aus Schwankungen des beizulegenden Zeitwertes von erfolgswirksam 

zum beizulegenden Zeitwert bewerteten finanziellen Vermögenswerten einschließlich Dividen-

den- und Zinszahlungen werden in der Gewinn- und Verlustrechnung unter dem Posten Finan-

zierungsaufwendungen und -erträge in der Periode ihres Anfalls ausgewiesen.  

 

Wenn für finanzielle Vermögenswerte kein aktiver Markt besteht oder es sich um nicht notierte 

Vermögenswerte handelt, werden die beizulegenden Zeitwerte mittels geeigneter Bewertungs-

methoden ermittelt. Diese können Bezugnahmen auf kürzlich stattgefundene Transaktionen 

zwischen unabhängigen Geschäftspartnern, die Verwendung aktueller Marktpreise anderer 

Vermögenswerte, die im Wesentlichen dem betrachteten Vermögenswert ähnlich sind, Discoun-

ted-Cash-Flow-Verfahren sowie Optionspreismodelle umfassen, die so weit wie möglich von 

Marktdaten und so wenig wie möglich von unternehmensindividuellen Daten Gebrauch machen. 

Zu jedem Bilanzstichtag wird überprüft, ob objektive Anhaltspunkte für eine Wertminderung  

eines finanziellen Vermögenswertes bzw. einer Gruppe finanzieller Vermögenswerte vorliegen. 

2.7.1 Erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertete Vermögens-
werte 

Diese Kategorie hat zwei Unterkategorien: finanzielle Vermögenswerte, die entweder von Be-

ginn an als „zu Handelszwecken gehalten“ eingeordnet wurden (held for trading einschließlich 

Derivate), und solche, die bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen durch Nutzung 

der Fair-Value-Option als „erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet“ eingestuft 

wurden. Ein finanzieller Vermögenswert wird dieser Kategorie zugeordnet, wenn er prinzipiell 

mit kurzfristiger Verkaufsabsicht erworben wurde oder der finanzielle Vermögenswert vom Ma-

nagement entsprechend designiert wurde. Derivate gehören ebenfalls dieser Kategorie an, so-

fern sie nicht als Hedges qualifiziert sind. Als zu Handelszwecken gehaltene Finanzinstrumente 

im Sinne des IAS 39 gelten auch bestimmte Sicherungsinstrumente, die zwar im RHÖN-

KLINIKUM Konzern grundsätzlich nach betriebswirtschaftlichen Kriterien der Zinssicherung die-

nen können, für die jedoch kein IAS 39 für Hedge-Accounting angewendet wird.  
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Dazu kommen grundsätzlich derivative Finanzinstrumente, wie z.B. Zinsswaps und Optionen, 

zur Anwendung. Vermögenswerte dieser Kategorie werden als kurzfristige Vermögenswerte 

ausgewiesen, soweit diese innerhalb der nächsten zwölf Monate fällig sind. 

2.7.2 Darlehen und Forderungen, bis zur Endfälligkeit zu haltende Finanzin-
vestitionen 

Darlehen und Forderungen sind nicht-derivative finanzielle Vermögenswerte mit fixen bzw. be-

stimmbaren Zahlungen, die nicht an einem aktiven Markt notiert sind. Sie zählen zu den kurz-

fristigen Vermögenswerten, soweit ihre Fälligkeit nicht zwölf Monate nach dem Bilanzstichtag 

übersteigt. Vermögenswerte, deren Fälligkeit zwölf Monate nach dem Bilanzstichtag übersteigt, 

werden als langfristige Vermögenswerte ausgewiesen. Dieser Kategorie werden die Forderun-

gen aus Lieferungen und Leistungen und die sonstigen finanziellen Vermögenswerte zugeord-

net. Bis zur Endfälligkeit zu haltende Finanzinvestitionen bestehen zum Bilanzstichtag nicht. 

2.7.3 Zur Veräußerung verfügbare finanzielle Vermögenswerte 

Zur Veräußerung verfügbare finanzielle Vermögenswerte sind nicht-derivative finanzielle Ver-

mögenswerte, die entweder dieser Kategorie ausdrücklich zugeordnet wurden oder keiner der 

anderen dargestellten Kategorien zugeordnet werden konnten. Sie sind den langfristigen Ver-

mögenswerten zugeordnet, sofern das Management nicht die Absicht hat, sie innerhalb von 

zwölf Monaten nach dem Bilanzstichtag zu veräußern. Soweit der Marktwert nicht verlässlich 

ermittelt werden kann, werden zur Veräußerung verfügbare finanzielle Vermögenswerte zu An-

schaffungskosten bewertet.  

2.8 Als Finanzinvestition gehaltene Immobilien 

Als Finanzinvestition gehaltene Immobilien umfassen Grundstücke und Gebäude, die zur Erzie-

lung von Mieteinnahmen oder zum Zweck der Wertsteigerung gehalten werden und nicht für die 

eigene Erbringung von Dienstleistungen, für Verwaltungszwecke oder für den Verkauf im Rah-

men der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit genutzt werden. Als Finanzinvestition gehaltene Im-

mobilien werden zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüglich kumulierter Abschreibun-

gen bewertet.  

 

Verbleibt das wirtschaftliche Eigentum an vermieteten Gegenständen bei der RHÖN-KLINIKUM 

AG oder ihrer Tochtergesellschaft als Leasinggeber (Operating-Leasing), werden diese unter 

entsprechender Kennzeichnung in der Bilanz gesondert ausgewiesen. Die Leasinggegenstände 
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werden zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten aktiviert und entsprechend den Bilanzie-

rungsgrundsätzen für Sachanlagen abgeschrieben. Mieterlöse werden linear über die Vertrags-

laufzeit berücksichtigt. 

2.9 Vorräte 

Vorräte beinhalten im Konzern der RHÖN-KLINIKUM AG Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe. Diese 

werden zu Anschaffungskosten (einschließlich Nebenkosten) bzw. dem niedrigeren Netto-

veräußerungswert bewertet. Die Anschaffungskosten werden auf Grundlage der Durch-

schnittsmethode bestimmt. Der Nettoveräußerungswert stellt den geschätzten Verkaufspreis im 

ordentlichen Geschäftsgang abzüglich noch anfallender Veräußerungskosten dar.  

2.10 Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen werden anfänglich zum beizulegenden Zeitwert 

zuzüglich eventueller Transaktionskosten angesetzt und in der Folge zu fortgeführten Anschaf-

fungskosten unter Abzug von Wertminderungen bewertet. Eine Wertminderung bei Forderun-

gen aus Lieferungen und Leistungen wird dann erfasst, wenn objektive Hinweise dafür vorlie-

gen, dass die fälligen Forderungsbeträge nicht vollständig einbringlich sind. Die Höhe der 

Wertminderung wird erfolgswirksam auf dem entsprechenden Wertberichtigungskonto in der 

Position Sonstiger Aufwand erfasst. Wesentliche finanzielle Schwierigkeiten auf Seiten eines 

Schuldners und eine erhöhte Wahrscheinlichkeit bezüglich einer schuldnerseitigen Insolvenz 

können Indikatoren für eine Wertminderung von Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

sein. Die wertminderungsbedingte Abwertung bemisst sich am Unterschiedsbetrag zwischen 

dem laufenden Buchwert einer Forderung und den Cash-Flows, die mit der Forderung erwartet 

werden.  

2.11 Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 

Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente umfassen Bargeld, Sichteinlagen und andere 

kurzfristige hochliquide finanzielle Vermögenswerte mit einer ursprünglichen Laufzeit von  

maximal drei Monaten. In der Bilanz werden ausgenutzte Kontokorrentkredite als Verbindlich-

keiten gegenüber Kreditinstituten unter den kurzfristigen Finanzschulden gezeigt. 
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2.12 Eigenkapital und Hedge-Accounting 

2.12.1 Eigenkapital 

Stammaktien werden als Eigenkapital klassifiziert. Kosten, die direkt der Ausgabe von neuen 

Aktien zuzurechnen sind, werden im Eigenkapital (netto nach Steuern) als Abzug von den    

Emissionserlösen bilanziert.  

 

Erwirbt ein Unternehmen des Konzerns Eigenkapitalanteile der RHÖN-KLINIKUM AG, wird der 

Wert der bezahlten Gegenleistung einschließlich direkt zurechenbarer zusätzlicher Kosten  

(netto nach Steuern) vom Eigenkapital, das den Aktionären des Unternehmens zusteht, abge-

zogen, bis die Aktien entweder eingezogen, wieder ausgegeben oder weiterverkauft werden. 

Werden solche Anteile nachträglich wieder ausgegeben oder verkauft, wird die erhaltene Ge-

genleistung netto nach Abzug direkt zurechenbarer zusätzlicher Transaktionskosten und damit 

zusammenhängender Ertragsteuern im Eigenkapital, das den Aktionären der RHÖN-KLINIKUM 

AG zusteht, erfasst. 

2.12.2 Hedge-Accounting 

Der Konzern setzte bis zur Rückführung des jeweiligen Grundgeschäfts im zweiten Quartal des 

Geschäftsjahres 2014 derivative Finanzinstrumente zur Absicherung der aus Finanztransaktio-

nen resultierenden Zinsänderungsrisiken ein. Dabei wurden die Vorschriften zu Sicherungs-

maßnahmen gemäß IAS 39 (Hedge-Accounting) angewendet. Dies minderte die Volatilität der 

Gewinn- und Verlustrechnung. Zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2015 bestehen ebenso wie 

zum Vorjahresstichtag keine Zinssicherungen. Aus den erfolgswirksam zum beizulegenden 

Zeitwert bewerteten Derivaten entstanden im Vorjahr bis zur Auflösung der Zinssicherungsin-

strumente Aufwendungen in Höhe von 0,1 Mio. €.  

2.13 Finanzielle Verbindlichkeiten 

Die finanziellen Verbindlichkeiten setzen sich grundsätzlich zusammen aus Finanzschulden 

(einschließlich negativer beizulegender Zeitwerte derivativer Finanzinstrumente), Verbindlich-

keiten aus Lieferungen und Leistungen sowie sonstigen finanziellen Verbindlichkeiten. Die ori-

ginären finanziellen Verbindlichkeiten werden mit den fortgeführten Anschaffungskosten und die 

derivativen Finanzinstrumente zum beizulegenden Zeitwert bewertet. Für kurzfristige Verbind-

lichkeiten bedeutet dies, dass sie mit ihrem Rückzahlungs- oder Erfüllungsbetrag angesetzt 

werden. 
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Finanzielle Verbindlichkeiten sowie Finanzschulden werden bei ihrem erstmaligen Ansatz zum 

beizulegenden Zeitwert (nach Abzug von Transaktionskosten) angesetzt. In den Folgeperioden 

werden sie zu fortgeführten Anschaffungskosten bewertet; jede Differenz zwischen dem Aus-

zahlungsbetrag (nach Abzug von Transaktionskosten) und dem Rückzahlungsbetrag wird über 

die Laufzeit der Ausleihung unter Anwendung der Effektivzinsmethode in der Gewinn- und Ver-

lustrechnung im Finanzergebnis erfasst. Darlehensverbindlichkeiten werden als kurzfristige 

Verbindlichkeiten klassifiziert, sofern der Konzern nicht das unbedingte Recht hat, die Beglei-

chung der Verbindlichkeit auf einen Zeitpunkt mindestens zwölf Monate nach dem Bilanzstich-

tag zu verschieben. 

2.14 Laufende und latente Steuern 

Der Steueraufwand der Periode setzt sich aus laufenden und latenten Steuern zusammen. 

Steuern werden in der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst, es sei denn, sie beziehen sich auf 

Posten, die unmittelbar im Eigenkapital oder im sonstigen Ergebnis erfasst wurden. In diesem 

Fall werden Steuern ebenfalls im Eigenkapital oder im sonstigen Ergebnis erfasst. 

 

Latente Steuern werden, unter Verwendung der Verbindlichkeitenmethode, für alle temporären 

Differenzen zwischen steuerlichen Buchwerten der Vermögenswerte und Schulden und den 

jeweiligen IFRS-Konzernbuchwerten angesetzt. Wenn jedoch im Rahmen einer Transaktion, die 

keinen Unternehmenszusammenschluss darstellt, eine latente Steuer aus dem erstmaligen An-

satz eines Vermögenswertes oder einer Verbindlichkeit entsteht, die zum Zeitpunkt der Trans-

aktion weder einen Effekt auf den bilanziellen noch auf den steuerlichen Gewinn oder Verlust 

hat, unterbleibt die Steuerabgrenzung. Latente Steuern werden unter Anwendung der Steuers-

ätze (und Steuervorschriften) bewertet, die am Bilanzstichtag gelten oder im Wesentlichen ge-

setzlich verabschiedet sind und deren Geltung zum Zeitpunkt der Realisierung der latenten 

Steuerforderung bzw. der Begleichung der latenten Steuerverbindlichkeit erwartet wird. Die Er-

mittlung der latenten Steuern beruht auf einem Körperschaftsteuersatz von 15,0 % (zuzüglich 

Solidaritätszuschlag von 5,5 % auf die Körperschaftsteuer). 

 

Latente Steuerforderungen werden in dem Umfang angesetzt, in dem eine steuerliche Vorteils-

nahme aus der Verrechnung mit steuerlichen Gewinnen wahrscheinlich ist.  

 

Latente Steuerverbindlichkeiten im Zusammenhang mit temporären Differenzen bei Beteiligun-

gen an Tochterunternehmen werden grundsätzlich angesetzt, es sei denn, dass der Zeitpunkt 
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der Umkehrung der temporären Differenzen vom Konzern gesteuert werden kann und dass 

eine Umkehrung der temporären Differenzen in absehbarer Zeit nicht wahrscheinlich ist.  

2.15 Leistungen an Arbeitnehmer  

2.15.1 Pensionsverpflichtungen und sonstige langfristig fällige Leistungen an 
Arbeitnehmer 

Im Konzern existieren unterschiedliche Pensionspläne. Die Pläne werden durch Zahlungen an 

Versicherungsgesellschaften oder Pensionskassen oder durch Bildung von Rückstellungen 

(unmittelbare Zusagen), deren Höhe auf versicherungsmathematischen Berechnungen basiert, 

finanziert. Der Konzern hat sowohl leistungsorientierte als auch beitragsorientierte Pensions-

pläne.  

 

Ein beitragsorientierter Plan ist ein Pensionsplan, unter dem der Konzern feste Beitragszahlun-

gen an eine eigenständige Gesellschaft (Versicherungsgesellschaft oder Pensionskasse) leis-

tet. Der Konzern könnte lediglich im Rahmen der Subsidiärhaftung in Anspruch genommen 

werden, zusätzliche Beiträge zu leisten. Da die RHÖN-KLINIKUM AG das Risiko des Ausfalls 

einer Versicherungsgesellschaft oder Pensionskasse für äußerst gering hält, werden derartige 

Zusagen wie beitragsorientierte Pläne bilanziert. 

  

Bei beitragsorientierten Plänen leistet der Konzern aufgrund einer gesetzlichen oder vertragli-

chen Verpflichtung Beiträge an öffentliche oder private Pensionsversicherungspläne. Der Kon-

zern hat über die Zahlung der Beiträge hinaus keine weiteren Zahlungsverpflichtungen. Die Bei-

träge werden bei Fälligkeit im Personalaufwand erfasst. 

 

Ein leistungsorientierter Plan ist ein Pensionsplan, der nicht unter die Definition eines beitrags-

orientierten Plans fällt. Er ist typischerweise dadurch charakterisiert, dass er einen Betrag an 

Pensionsleistungen festschreibt, den ein Mitarbeiter bei Renteneintritt erhalten wird und dessen 

Höhe üblicherweise von einem oder mehreren Faktoren wie Alter, Dienstzeit und Gehalt ab-

hängig ist.  

 

Die in der Bilanz angesetzte Rückstellung für leistungsorientierte Pläne entspricht dem Barwert 

der leistungsorientierten Verpflichtung (Defined Benefit Obligation, DBO) am Bilanzstichtag. Die 

DBO wird jährlich von einem unabhängigen versicherungsmathematischen Gutachter unter 
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Anwendung der Anwartschaftsbarwertmethode (projected unit credit method) berechnet. Der 

Barwert der DBO wird berechnet, indem die erwarteten zukünftigen Mittelabflüsse mit dem 

Zinssatz von Industrieanleihen hoher Bonität, die auf die Währung lauten, in der auch die Leis-

tungen bezahlt werden, und deren Laufzeiten denen der Pensionsverpflichtung entsprechen, 

abgezinst werden.  

 

Die Erfassung von versicherungsmathematischen Gewinnen und Verlusten, die sich aus Ände-

rungen versicherungsmathematischer Annahmen bzw. aus Abweichungen zwischen früheren 

versicherungsmathematischen Annahmen und der tatsächlichen Entwicklung ergeben, erfolgt 

unter Berücksichtigung latenter Steuern direkt im Eigenkapital in der Periode der Entstehung. 

Dadurch zeigt  die Bilanz – nach Abzug gegebenenfalls existierenden Planvermögens – den 

vollen Umfang der Verpflichtungen unter der Vermeidung von Aufwandsschwankungen, die sich 

insbesondere bei Änderungen der Berechnungsparameter ergeben können. Die in der jeweili-

gen Berichtsperiode erfassten versicherungsmathematischen Gewinne und Verluste werden als 

„Neubewertung von leistungsorientierten Pensionsplänen“ in der Gesamtergebnisrechnung ge-

sondert dargestellt.  

 

Gemäß IAS 19 wird nachzuverrechnender Dienstzeitaufwand, d. h. alle Leistungsänderungen, 

die die leistungsorientierte Verpflichtung vermindern, in vollem Umfang im Zeitpunkt der 

Planänderung in der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst. 

 

Gemeinschaftliche Pläne mehrerer Arbeitgeber 

Aufgrund tarifvertraglicher Regelungen leistet der Konzern für eine bestimmte Anzahl von Mit-

arbeitern Beiträge an die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) und an andere 

Versorgungswerke des öffentlichen Dienstes (Zusatzversorgungskasse für Gemeinden, ZVK). 

Die Zusatzversorgungskassen sind Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechts. Die 

Beiträge werden im Rahmen von Umlageverfahren erhoben. Durch diese Finanzierungsstruktur 

besteht das Risiko steigender Beiträge durch die Erhebung von Sanierungsbeiträgen, die ein-

seitig oder überproportional den Arbeitgebern auferlegt werden können.  

 

Bei den vorliegenden Plänen handelt es sich um gemeinschaftliche Pläne mehrerer Arbeitgeber 

(IAS 19.8), da sich die beteiligten Unternehmen sowohl das Risiko der Kapitalanlage als auch 

das biometrische Risiko teilen. Die VBL-/ZVK-Versorgung ist grundsätzlich als leistungsorien-

tierter Versorgungsplan einzuordnen (IAS 19.38), für eine sachgerechte Abbildung des Kon-
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zernanteils der zukünftigen Zahlungsverpflichtung fehlen allerdings aufgrund der vorliegenden 

Umlagefinanzierung die notwendigen Informationen. Aufgrund dieser Finanzierung nach dem 

Umlageverfahren, bei dem der Umlagesatz für einen bestimmten Deckungsabschnitt auf Basis 

des gesamten Versicherungsbestands und nicht auf Basis des einzelnen Versichertenrisikos 

ermittelt wird, ist der Versorgungsplan gemäß IAS 19.34 als beitragsorientierter Plan zu bilan-

zieren. Vereinbarungen im Sinne von IAS 19.37 bestehen nicht, so dass der Ansatz eines ent-

sprechenden Vermögenswertes oder einer Schuld entfällt. Der Erfassung eines etwaigen 

Schuldpostens in der Bilanz gehen vorrangig einzulösende Gewährsträgerverpflichtungen  

öffentlicher Gebietskörperschaften vor. 

 

Die laufenden Beitragszahlungen an die VBL/ZVK wurden als Aufwendungen für Altersversor-

gung der jeweiligen Jahre als Leistungen nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses im Perso-

nalaufwand ausgewiesen. 

  

Neben der Umlage erhebt die VBL Sanierungsgelder von beteiligten Arbeitgebern mit Pflicht-

versicherten im Abrechnungsverband West. Die pauschalen Sanierungsgelder decken den zu-

sätzlichen Finanzierungsbedarf, der für die bis zur Systemumstellung vom Gesamtversor-

gungssystem auf das Punktemodell erforderlich ist. Welchen Anteil am Sanierungsgeld die ein-

zelnen Arbeitgeber tragen müssen, hängt davon ab, welche Rentenlasten und versicherten 

Entgelte auf sie entfallen. Im Durchschnitt betrug das Sanierungsgeld bis zum Jahr 2015 rund 

2 % der Entgelte. Ab 2016 ist ein Sanierungsgeld in Höhe von 0,14 % vorgesehen.  

 

Im Abrechnungsverband West finanziert die VBL ihre Leistungen über ein modifiziertes Ab-

schnittsdeckungsverfahren (Umlageverfahren). Der aktuelle Deckungsabschnitt umfasst die 

Jahre 2016 bis 2022. Der Umlagesatz ist so bemessen, dass die für die Dauer des Deckungs-

abschnitts zu entrichtende Umlage zusammen mit den übrigen zu erwartenden Einnahmen und 

dem verfügbaren Vermögen ausreicht, die Ausgaben während des Deckungsabschnitts sowie 

der sechs folgenden Monate zu erfüllen. Seit 1. Januar 2002 beträgt der Umlagesatz 7,86 % 

des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts. Davon tragen die Arbeitgeber einen Anteil von 

6,45 % und die Beschäftigten einen Anteil von 1,41 % des zusatzversorgungspflichtigen Ent-

gelts. Seit 1. Juli 2015 kommt ein zusätzlicher Arbeitnehmerbeitrag von 0,2 % zur Anwendung. 

Dieser zusätzliche Arbeitnehmerbeitrag steigt in den nächsten zwei Jahren jeweils zum 1. Juli 

um 0,1 %.  
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Die Finanzierung im Abrechnungsverband Ost wird seit dem 1. Januar 2004 nach und nach 

vom Umlageverfahren auf ein kapitalgedecktes System umgestellt. Neben einer Umlage in  

Höhe von 1 % des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts werden hierfür zusätzliche Beiträge im 

Kapitaldeckungsverfahren erhoben, die von Arbeitgebern und Beschäftigten je zur Hälfte getra-

gen werden. Seit dem 1. Januar 2010 entrichten alle Arbeitgeber zusätzlich zur Umlage einheit-

lich einen Beitrag zum Kapitaldeckungsverfahren in Höhe von 4 % des zusatzversorgungs-

pflichtigen Entgelts (2 % Arbeitgeberanteil und 2 % Arbeitnehmeranteil). Neben dem Arbeit-

nehmerbeitrag in Höhe von 2 % wurde zum 1. Juli 2015 ein zusätzlicher Arbeitnehmerbeitrag in 

Höhe von 0,75 % eingeführt. Dieser zusätzliche Arbeitnehmerbeitrag steigt in den nächsten 

zwei Jahren jeweils zum 1. Juli um 0,75 %. 

 

Aufgrund fehlender ausreichender Informationen kann keine Aussage zu der Höhe der Beteili-

gung an den Versorgungswerken anhand der Beitragszahlung der RHÖN-KLINIKUM AG im 

Vergleich zu den Gesamtbeitragszahlungen an die Versorgungsanstalt des Bundes und der 

Länder (VBL) und an andere Versorgungswerke des öffentlichen Dienstes (Zusatzversorgungs-

kasse für Gemeinden, ZVK) getroffen werden.  

 

Im Falle der Beendigung einer VBL-Beteiligung sind die daraus entstehenden rechtlichen Fol-

gen in § 23 der VBL-Satzung festgelegt. Mit der Beendigung einer VBL-Beteiligung enden auch 

die Pflichtversicherungen. Da die VBL auch weiterhin die bis zum Ende der Beteiligung ent-

standenen Rentenansprüche und Rentenanwartschaften ausgleicht, muss zum Ausgleich dafür 

der ausscheidende Beteiligte einen Gegenwert zahlen, ausgenommen sind die Teile, die im 

Kapitaldeckungsverfahren finanziert wurden. Dieser Gegenwert umfasst sowohl die Ausfinan-

zierung bestehender Anwartschaften und die Deckung der Verwaltungskosten als auch zukünf-

tige Leistungsansprüche. Eine ähnliche Regelung sieht auch die Zusatzversorgungskasse vor. 

Da bei einem Ausscheiden aus der Umlagefinanzierung auch die Risiken der anderen System-

beteiligten anteilig mit ausgeglichen werden müssen, ist eine nachvollziehbare versicherungs-

mathematische Berechnung nur durch die Versorgungskasse selbst möglich. 

 

Die Mitgliedschaft bei der VBL/ZVK besteht aufgrund der Übernahme von Kliniken aus der öf-

fentlichen Hand. Nach Abschluss der Transaktion mit Fresenius/Helios sind im Geschäftsjahr 

2015 nur noch die Kliniken in Gießen und Marburg Mitglied der VBL. 
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2.15.2 Leistungen aus Anlass der Beendigung des Arbeitsverhältnisses  

Leistungen aus Anlass der Beendigung des Arbeitsverhältnisses werden erbracht, wenn ein 

Mitarbeiter vor dem regulären Renteneintritt entlassen wird oder gegen eine Abfindungsleistung 

freiwillig aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet. Der Konzern erfasst Abfindungsleistungen, 

wenn er nachweislich verpflichtet ist, das Arbeitsverhältnis von gegenwärtigen Mitarbeitern ent-

sprechend einem detaillierten formalen Plan, der nicht rückgängig gemacht werden kann, zu 

beenden oder nachweislich Abfindungen bei freiwilliger Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

durch Mitarbeiter zu leisten hat. Leistungen, die nach mehr als zwölf Monaten nach dem Bilanz-

stichtag fällig werden, werden auf ihren Barwert abgezinst.  

2.15.3 Tantiemen und Ergebnisbeteiligungen  

Für Tantiemen und Ergebnisbeteiligungen wird eine Verbindlichkeit, basierend auf einem am 

Konzernergebnis bzw. an den Ergebnissen der einbezogenen Tochtergesellschaften orientier-

ten Bewertungsverfahren, passiviert. Der Konzern passiviert eine Verbindlichkeit in den Fällen, 

in denen eine vertragliche Verpflichtung besteht oder sich aufgrund der Geschäftspraxis der 

Vergangenheit eine faktische Verpflichtung ergibt.  

2.15.4 Aktienbasierte Vergütungen 

Aktienbasierte Vergütungen werden nach IFRS 2 bilanziert. Im Geschäftsjahr 2014 wurden Op-

tionsrechte in Form von virtuellen Aktien ausgegeben. Die Bilanzierung erfolgt als Vergütung 

mit Barausgleich. Die Rückstellung für die Verpflichtung aus den virtuellen Aktien wird in Höhe 

des zu erwartenden Aufwands gebildet. Der beizulegende Zeitwert der virtuellen Aktien wird 

unter Anwendung eines Binomialmodells ermittelt.  

2.16 Rückstellungen  

Rückstellungen für Umstrukturierungen und rechtliche Verpflichtungen werden erfasst, wenn 

das Unternehmen eine rechtliche oder faktische Verpflichtung als Folge eines Ereignisses der 

Vergangenheit hat, wenn es wahrscheinlich ist, dass es im Zuge der Erfüllung der Verpflichtung 

zu einem Abfluss wirtschaftlicher Ressourcen kommt, und wenn der Wert des Ressourcenab-

flusses verlässlich bestimmt werden kann. Umstrukturierungsrückstellungen beinhalten im We-

sentlichen Kosten aus der frühzeitigen Beendigung von Anstellungsverträgen mit Mitarbeitern. 

Rückstellungen werden insbesondere nicht gebildet für künftige operative Verluste. 
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Besteht eine Mehrzahl gleichartiger Verpflichtungen, erfolgt die Beurteilung der Wahrscheinlich-

keit der Inanspruchnahme auf Grundlage einer Gesamtbetrachtung der gleichartigen Verpflich-

tungen. Eine Rückstellungsbildung erfolgt auch dann, wenn die Wahrscheinlichkeit der Inan-

spruchnahme aus einzelnen dieser Verpflichtungen als gering einzuschätzen ist.  

 

Rückstellungen werden zum Barwert der mit dem Begleichen der Verpflichtung erwarteten Zah-

lungen bewertet. Dabei wird mit einem Vorsteuerzinssatz diskontiert, der die aktuellen Markter-

wartungen bezüglich des Zeitwertes des Geldes und der Risikopotenziale der Verpflichtung 

reflektiert. Werterhöhungen von Rückstellungen, die auf zeitbedingten Zinseffekten beruhen, 

werden in der Gewinn- und Verlustrechnung als Zinsaufwand gezeigt.  

2.17 Ertragsrealisierung  

Erträge werden in Höhe des beizulegenden Zeitwertes der für die Erbringung von Dienstleis-

tungen und für den Verkauf von Waren erhaltenen Gegenleistung erfasst. Erträge aus konzern-

internen Verkäufen und Leistungserbringungen werden im Rahmen der Konsolidierung elimi-

niert. Erträge werden wie folgt realisiert:  

2.17.1 Stationäre und ambulante Krankenhausleistungen  

Krankenhausleistungen werden entsprechend dem Leistungsfortschritt im Verhältnis von er-

brachter zur Gesamtdienstleistung in dem Geschäftsjahr erfasst, in dem die Dienstleistungen 

erfolgen. Die Abrechnung der mit den Kostenträgern vereinbarten Leistungsrechnung erfolgt im 

Wesentlichen auf Basis verweildauerunabhängiger, pauschalierter Entgelte. In Teilbereichen 

kommen tagesgleiche Pflegesätze zur Abrechnung.  

 

Die Krankenhausleistungen sind im Rahmen eines vereinbarten Budgets der Höhe nach be-

grenzt. Daraus folgt, dass Mehrleistungen (Budgetüberschreitungen) und Minderleistungen 

(Budgetunterschreitungen) im Rahmen der gesetzlichen Regelungen wechselseitig auszu-

gleichen sind. 

2.17.2 Zinserträge  

Zinserträge werden zeitanteilig unter Anwendung der Effektivzinsmethode erfasst.  
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2.17.3 Ausschüttungs- und Dividendenerträge  

Gewinnausschüttungen werden in dem Zeitpunkt erfasst, in dem das Recht auf den Empfang 

der Zahlung entsteht.  

2.18 Leasing 

Leasingtransaktionen im Sinne des IAS 17 können aus Miet- und Pachtverhältnissen resultieren 

und werden entweder als Finanzierungs-Leasing oder als Operating-Leasing klassifiziert. 

  

Leasingtransaktionen, bei denen der Konzern als Leasingnehmer alle wesentlichen Chancen 

und Risiken, die mit dem Eigentum verbunden sind, trägt, werden grundsätzlich als Finanzie-

rungs-Leasing, d. h. wie tatsächlich erworbenes Anlagevermögen, behandelt. Die Vermögens-

werte werden aktiviert und über die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer bzw. die Leasingver-

tragslaufzeit abgeschrieben; die künftigen Leasingzahlungen werden mit ihrem Barwert als Ver-

bindlichkeiten passiviert. 

 

Leasingtransaktionen, bei denen ein wesentlicher Anteil der mit dem Eigentum am Leasingob-

jekt verbundenen Risiken und Chancen beim Leasinggeber verbleibt, werden als Operating-

Leasing klassifiziert. Im Zusammenhang mit einem Operating-Leasing-Verhältnis geleistete 

Zahlungen werden linear über die Dauer des Leasingverhältnisses in der Gewinn- und Verlust-

rechnung erfasst.  

 

2.19 Fremdkapitalkosten 

Falls Fremdkapitalaufnahmen erfolgen, werden die Kosten der Fremdkapitalaufnahmen bei den 

entsprechenden Posten abgesetzt und nach der Effektivzinsmethode verteilt. Im Übrigen wer-

den dann die Zinsen als laufender Aufwand erfasst. Fremdkapitalkosten, die im Zusammen-

hang mit der Anschaffung/Herstellung sogenannter qualifizierter Vermögenswerte entstehen, 

werden während des gesamten Herstellungsprozesses bis zur Inbetriebnahme aktiviert. Andere 

Fremdkapitalkosten werden aufwandswirksam gebucht. 

2.20 Dividendenausschüttungen 

Die Ansprüche der Anteilseigner auf Dividendenausschüttungen werden in der Periode als Ver-

bindlichkeit erfasst, in der die entsprechende Beschlussfassung erfolgt ist.  
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2.21 Finanzrisikomanagement 

2.21.1 Finanzrisikofaktoren 

Die RHÖN-KLINIKUM AG unterliegt hinsichtlich ihrer Vermögenswerte, Verbindlichkeiten und 

geplanten Transaktionen insbesondere folgenden Risiken: 

  

 dem Kredit- und Bonitätsrisiko,  

 dem Liquiditätsrisiko und  

 dem Zinsänderungsrisiko. 

 

Ziel des finanziellen Risikomanagements ist die Begrenzung der aufgeführten Risiken durch 

laufende operative Aktivitäten sowie den Einsatz derivativer und nicht-derivativer (z. B. Fest-

zinsdarlehen) Finanzinstrumente. Derivative Finanzinstrumente dürfen grundsätzlich nur zur 

Absicherung von Grundgeschäften abgeschlossen werden, d. h. für Handels- oder spekulative 

Zwecke kommen sie nicht zum Einsatz. 

 

Grundsätzlich werden Finanzierungsinstrumente zur Begrenzung des Kontrahentenrisikos nur 

mit führenden Finanzinstituten abgeschlossen.  

 

Das Finanzrisikomanagement erfolgt durch die Abteilung Treasury unter Aufsicht des Finanz-

vorstands entsprechend den vom Vorstand und Aufsichtsrat verabschiedeten Leitlinien. Die 

Risikoidentifikation und -bewertung erfolgt durch den Vorstand in Zusammenarbeit mit den ope-

rativen Einheiten des Konzerns. Der Finanzvorstand gibt sowohl die Prinzipien für das be-

reichsübergreifende Risikomanagement vor als auch Richtlinien für bestimmte Bereiche, wie 

z. B. den Umgang mit dem Zins- und Kreditrisiko, den Einsatz derivativer und nicht-derivativer 

Finanzinstrumente sowie die Investition von Liquiditätsüberschüssen. 

2.21.2 Kredit- und Bonitätsrisiko 

Der Konzern erbringt zu über 90 % Leistungen an Mitglieder der gesetzlichen Sozialversiche-

rung und im Übrigen an Selbstzahler, die bei privaten Krankenversicherungen abgesichert sind. 

Signifikante Konzentrationen bezüglich einzelner Kostenträger bestehen nicht. Die Kranken-

hausleistungen werden i. d. R. innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen Frist durch die Kos-

tenträger beglichen. Hinsichtlich der Ausfallrisiken im Geschäftsjahr 2015 wird auf die Ausfüh-
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rungen unter dem Punkt 7.9 ff. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen, sonstige finanzi-

elle Vermögenswerte und sonstige Vermögenswerte verwiesen. Das maximale Ausfallrisiko 

entspricht der Summe der in der Bilanz ausgewiesenen finanziellen Vermögenswerte abzüglich 

Wertberichtigungen. Kontrahentenrisiken aus Abschlüssen von Finanztransaktionen werden 

durch die Einhaltung von Regeln und Limits minimiert.  

2.21.3 Liquiditätsrisiko 

Ein vorsichtiges Liquiditätsmanagement schließt das Halten einer ausreichenden Reserve an 

flüssigen Mitteln, die Möglichkeit zur Finanzierung eines adäquaten Betrags im Rahmen zuge-

sagter Kreditlinien und die Fähigkeit zur Emission am Markt ein. Aufgrund der Dynamik des 

Marktumfelds, in dem der Konzern operiert, ist es das Ziel der RHÖN-KLINIKUM AG, die not-

wendige Flexibilität in der Finanzierung beizubehalten, indem ausreichend verfügbare Kreditli-

nien bestehen und ein jederzeitiger Zugang zu den Kapitalmärkten möglich ist. Um jederzeitige 

Handlungsfähigkeit sicher zu stellen, wird eine strategische Mindestliquidität aus Cash-

Positionen und freien, sofort verfügbaren Kreditlinien gehalten. Zur Überwachung des Liquidi-

tätsrisikos wird täglich ein Liquiditätsreport erstellt. Zusätzlich werden kurz- bis mittelfristige  

Liquiditätsplanungsrechnungen durchgeführt. 

2.21.4 Zinsänderungsrisiko 

Das Zinsänderungsrisiko resultiert aus der Unsicherheit über die zukünftige Entwicklung des 

Zinsniveaus und wirkt sich auf alle verzinslichen Positionen sowie auf Zinsderivate aus. Die 

RHÖN-KLINIKUM AG unterliegt damit grundsätzlich Zinsänderungsrisiken. 

 

Die RHÖN-KLINIKUM AG hat im Geschäftsjahr 2014 alle langfristigen Finanzschulden gegen-

über Banken mit Ausnahme eines endfälligen bilateralen Bankdarlehens zurückgeführt. Zum 

Bilanzstichtag bestand noch ein im Jahr 2017 endfälliges Festzinsdarlehen in Höhe von 

10,0 Mio. € und eine im Jahr 2016 fällige festverzinsliche Anleihe mit einem am Markt verblei-

benden Nominalbetrag von 143,2 Mio. €. Die unterhaltenen Bankguthaben waren zum Bilanz-

stichtag zu 21,1 % mit einer Laufzeit unter drei Monaten fest verzinslich und zu 78,9 % variabel 

verzinslich mit einer Kündigungsfrist von 30 Tagen oder täglich kündbar angelegt. 

 

Zum Bilanzstichtag bestanden ausschließlich festverzinsliche Finanzverbindlichkeiten sowie 

Bankguthaben mit einer Laufzeit von bis zu 24 Monaten. Alle derivativen Finanzinstrumente 

wurden im Geschäftsjahr 2014 aufgelöst. Wie schon im Vorjahr wurde im Geschäftsjahr 2015 
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aufgrund des verringerten Risikos auf eine Überwachung der Zinsänderungsrisiken mittels Sen-

sitivitätsanalysen verzichtet.   

2.21.5 Management von Eigen- und Fremdkapital 

Das Ziel des Managements beim Umgang mit dem Eigenkapital und Fremdkapital ist die strikte 

Verfolgung einer Fristenkongruenz (horizontale Bilanzstruktur) von Mittelherkunft und Mittelver-

wendung. Langfristig gebundenes Vermögen soll langfristig finanziert sein. Zur langfristigen 

Mittelherkunft zählen die in der Bilanz ausgewiesenen Positionen Eigenkapital und langfristige 

Schulden. Diese Kennzahl soll mindestens 100 % betragen und betrug im Berichtsjahr 128,2 % 

(Vj. 168,6 %). Der Rückgang resultiert aus der mit dem Aktienrückkauf einhergehenden Kapi-

talherabsetzung und der langfristigen Festgeldanlage im Geschäftsjahr 2015. Langfristige Mit-

telverwendungen betreffen Finanz- und Sachanlagen. Obwohl der Konzern der RHÖN-

KLINIKUM AG bei einer Personalkostenquote von über 50 % häufig der Dienstleistungsbranche 

zugerechnet wird, ist das Geschäftsmodell langfristig ausgerichtet und initial investitionsgetrie-

ben. Die Investitionskosten sollen nachhaltig durch mindestens 35,0 % Eigenkapital unterlegt 

sein. Zum 31. Dezember 2015 waren dies auf Konzernebene 67,8 % (Vj. 69,2 %). 

 

Das Konzernwachstum wird im Übrigen durch angemessene Maßnahmen beim Eigenkapital 

über die Gewinnverwendungsbeschlüsse bei den einbezogenen Gesellschaften gesteuert. Bei 

Thesaurierung von Teilen der Jahresüberschüsse orientiert sich das Management an einer  

Eigenkapitalquote von 25 %. 

 

Im Falle des Einsatzes von Fremdkapital orientiert sich das Management zur Risikominimierung 

an nachfolgenden Steuerungsgrößen. Es wird angestrebt, den Quotienten aus Nettofinanzver-

schuldung (= Finanzschulden abzüglich Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente) und 

EBITDA auf maximal das 3,5-Fache zu begrenzen.   

 

Unter Risikogesichtspunkten ist eine Auswertung der dargestellten Fremdkapital-Kennzahlen 

(Covenants) aufgrund der zurückgeführten Finanzschulden in 2014 hinfällig.  



Anlage II 
43 

 

3 Kritische Schätzungen und Beurteilungen bei der Bilan-
zierung und Bewertung 

Sämtliche Schätzungen und Beurteilungen werden fortlaufend überprüft und basieren auf histo-

rischen Erfahrungen und weiteren Faktoren, einschließlich Erwartungen hinsichtlich zukünftiger 

Ereignisse, die unter den gegebenen Umständen vernünftig erscheinen.  

 

Der Konzern trifft Einschätzungen und Annahmen, die die Zukunft betreffen. Die hieraus abge-

leiteten Schätzungen werden naturgemäß in den seltensten Fällen den späteren tatsächlichen 

Gegebenheiten entsprechen. Diese Unsicherheiten betreffen in besonderem Maße:  

 

 die Parameter der Planung, die dem Wertminderungstest für Geschäftswerte zugrunde 

gelegt werden, 

 Annahmen bei der Bestimmung von Pensionsverpflichtungen, 

 Annahmen und Wahrscheinlichkeiten bei der Bemessung von Rückstellungen und 

 Annahmen bezüglich des Ausfallrisikos bei Forderungen aus Lieferungen und Leistun-

gen. 

 

Die Schätzungen und Annahmen, die ein signifikantes Risiko in Form einer wesentlichen An-

passung der Buchwerte von Vermögenswerten und Schulden innerhalb des nächsten Ge-

schäftsjahres mit sich bringen, werden im Folgenden erörtert.  

3.1 Geschätzte Wertminderung der Geschäftswerte 

Zur Bestimmung der beizulegenden Zeitwerte abzüglich Veräußerungskosten der Geschäfts-

werte wurden die operativen Cash-Flows der einzelnen Kliniken mit dem gewichteten durch-

schnittlichen Kapitalkostensatz (Weighted Average Cost of Capital, WACC) nach Steuern von 

5,32 % (Vj. 5,48 %) diskontiert. Die Nutzungswerte übersteigen die beizulegenden Zeitwerte 

abzüglich Veräußerungskosten nicht. Auf dieser Berechnungsgrundlage ergab sich kein Wert-

minderungsbedarf. Schlüsselannahmen mit wesentlichem Einfluss auf den beizulegenden Zeit-

wert abzüglich Veräußerungskosten sind der WACC sowie die durchschnittliche EBIT-Marge. 

Für das durchschnittliche Umsatzwachstum sowie die durchschnittliche EBIT-Marge wird auf 

unsere Erläuterungen unter Punkt 7.1 verwiesen. Bei den zahlungsmittelgenerierenden Einhei-

ten entspricht ab einem unterstellten Kapitalkostensatz von 8,4 % (Vj. 7,6 %) der erzielbare Be-

trag dem Buchwert. 
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3.2 Umsatzrealisierung 

Die Krankenhäuser des Konzerns der RHÖN-KLINIKUM AG unterliegen wie alle anderen Kran-

kenhäuser in Deutschland den gesetzlichen Entgeltregelungen. 

 

Diese sehen regelmäßig prospektive Entgeltvereinbarungen vor, um Planungs- und Erlössi-

cherheit zu schaffen. In der Praxis jedoch finden diese Verhandlungen erst im Verlauf des Ge-

schäftsjahres oder sogar erst nach dessen Ablauf statt, so dass hinsichtlich der vergüteten Leis-

tungsmenge zum Bilanzstichtag Unsicherheiten bestehen, die durch sachgerechte Schätzun-

gen in der Bilanz als Ansprüche oder Verbindlichkeiten abgebildet werden. Erfahrungen der 

Vergangenheit haben gezeigt, dass die mit den Schätzungen verbundenen Ungenauigkeiten 

deutlich unter 1 % der Umsatzerlöse des Konzerns liegen. 

 

Der Konzern tätigt über 90 % seiner Umsätze mit den gesetzlichen Krankenkassen. Grundsätz-

lich werden zu Jahresbeginn mit den gesetzlichen Krankenkassen die verschiedenen Budgets 

für die einzelnen Krankenhäuser festgelegt. Die Bewertung der diagnosebezogenen Fallgrup-

pen (Diagnosis Related Groups, DRGs) wird bundesweit einheitlich über den DRG-Katalog vor-

genommen. Die Bewertungsrelationen werden jährlich vom „Institut für das Entgeltsystem im 

Krankenhaus GmbH (InEK)“ (InEK) überprüft und angepasst.  

 

Bei einer mengenmäßigen Über- oder Unterschreitung des vereinbarten Gesamtbudgets wer-

den für Mehr- oder Minderleistungen nur die zusätzlich angefallenen bzw. entfallenen variablen 

Kosten in Höhe pauschalierter Sätze vergütet bzw. abgezogen. Bis zur Erstellung der Konzern-

bilanz lagen in allen Kliniken genehmigte Entgeltvereinbarungen vor, so dass eventuelle Mehr- 

oder Mindererlösausgleiche genau kalkuliert werden konnten.  

3.3 Ertragsteuern 

Für die Bildung von Steuerrückstellungen sowie von latenten Steuerposten sind Schätzungen 

erforderlich. 

  

Ausschlaggebend für die Beurteilung der Werthaltigkeit aktiver latenter Steuern ist die Ein-

schätzung der Wahrscheinlichkeit der Umkehrung der Bewertungsunterschiede und der Nutz-

barkeit der Verlustvorträge, die zum Ansatz von aktiven latenten Steuern geführt haben. Dies ist 

abhängig von der Entstehung künftiger steuerpflichtiger Gewinne während der Zeiträume, in 
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denen sich steuerliche Bewertungsunterschiede umkehren und steuerliche Verlustvorträge gel-

tend gemacht werden können. Es bestehen Unsicherheiten hinsichtlich der Auslegung  

komplexer Steuervorschriften und der Höhe und des Zeitpunkts künftiger zu versteuernder Ein-

künfte, die Änderungen des Steuerergebnisses in künftigen Perioden zur Folge haben. Für 

mögliche Folgen der Betriebsprüfung durch die Steuerverwaltung bildet der Konzern angemes-

sene Rückstellungen. Berücksichtigt werden dabei insbesondere verschiedene Faktoren wie 

Erfahrungen aus früheren Betriebsprüfungen sowie unterschiedliche Auslegungen des mate-

riellen Steuerrechts zwischen Steuerpflichtigen und Finanzverwaltungen im Hinblick auf den 

jeweiligen Sachverhalt. 

4 Unternehmenserwerbe 
 

Konsolidierungskreis 

Konzernobergesellschaft ist die RHÖN-KLINIKUM Aktiengesellschaft mit Sitz in Bad Neustadt 

a. d. Saale. Der Konsolidierungskreis stellt sich wie folgt dar: 

 

31.12.2014 Zugänge Abgänge 31.12.2015

Vollkonsolidierte Gesellschaften 27 - - 27

Gesellschaften, nach der Equity-Methode konsolidiert 2 - - 2

Übrige Gesellschaften 6 1 - 7

Konsolidierungskreis 35 1 - 36

 

Der Zugang resultiert aus der Beteiligung an der Gesellschaft „Wir für Gesundheit GmbH“, an 

der wir zusammen mit der Helios Kliniken GmbH und der Asklepios Kliniken GmbH beteiligt 

sind. Von den zwei nach der Equity-Methode einbezogenen Unternehmen ist eine Gesellschaft 

ein Joint Venture. Die übrigen Gesellschaften werden mit ihren Anschaffungskosten bzw. nied-

rigeren Zeitwerten im Konzernabschluss erfasst.  

 

Erwerb von Krankenhäusern 

Mit Kaufvertrag vom 31. Juli 2015 hat die RHÖN-Kreisklinik Bad Neustadt GmbH im Rahmen 

eines Asset Deals die Kreisklinik Bad Neustadt unter aufschiebenden Bedingungen zum 

1. Januar 2016 erworben. Die Kreisklinik Bad Neustadt a. d. Saale ist ein Haus der Grund- und 

Regelversorgung mit insgesamt 225 Betten und 8 Palliativplätzen sowie einer Krankenpflege-

schule. Die Kreisklinik hat die Fachrichtungen Chirurgie, Innere Medizin, Gynäkologie und Ge-

burtshilfe, Hals-, Nasen- Ohrenheilkunde sowie Hämodialyse und beschäftigt rund 420 Vollkräf-

te. Die Akquisition dient der Verbreiterung der regionalen Versorgungsstrukturen am Standort  
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Bad Neustadt a. d. Saale. Die aufschiebenden Bedingungen sind erfüllt, so dass die Kreisklinik 

zum 1. Januar 2016 in den Konzernabschluss einbezogen wird. Im Rahmen des Campus-

Konzeptes der Kliniken am Standort Bad Neustadt a. d. Saale wird die erworbene Klinik nach 

dem Abschluss der Neubaumaßnahme im Jahr 2019 räumlich in den Campus integriert. Er-

werbsbezogene Kosten in Höhe von 0,4 Mio. € wurden unter den sonstigen Aufwendungen in 

der Gewinn- und Verlustrechnung des Jahres 2015 erfasst. 

 

Die Kaufpreisallokation erfolgt auf Basis der Werte des Jahresabschlusses 2015. Die vorläufige 

Kaufpreisallokation hat folgende Auswirkungen auf die Vermögenslage des Konzerns im Jahr 

2016: 

 

Kreisklinik Bad Neustadt a. d. Saale Mio. €

Erworbene Vermögenswerte und Schulden

Immaterielle Vermögenswerte 0,1

Sachanlagen 0,8

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 3,0

Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 2,0

Sonstige Vermögenswerte 0,6

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen -0,9

Übrige Schulden -3,0

Erworbenes Nettovermögen 2,6

Goodwill 4,3

Anschaffungskosten im Sinne des IFRS 3 6,9

./. Übernommene Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente -2,0

Zahlungsmittelabfluss aus der Transaktion zum Erstkonsolidierungszeitpunkt 4,9

Bereits in 2015 geleistete Anzahlung 5,5

Noch zu zahlender Kaufpreis in 2016 1,4

 

Wäre der Erwerb der Kreisklinik Bad Neustadt bereits zum 1. Januar 2015 erfolgt, hätte der 

Konzernumsatz des Geschäftsjahres 2015 1.141,8 Mio. € und der Konzerngewinn 88,2 Mio. € 

betragen. Die Angaben erfolgen gemäß IFRS 3.59 ff. Der aufgrund der Erstkonsolidierung ent-

stehende Goodwill reflektiert die Erwartungen, dass der Konzern mit dem Erwerb der Kreisklinik 

am Standort Bad Neustadt a. d. Saale eine vollumfängliche stationäre Versorgung im ländlichen 

Raum umsetzen kann. Die Kreisklinik als Krankenhaus der Grund- und Regelversorgung kom-

plettiert das bereits am Standort Bad Neustadt a. d. Saale bestehende Angebot der Spezialklini-

ken. Mit einem Angebot auf spitzenmedizinischer Ebene wollen wir eine stärkere Präsenz im 

Markt erhalten und damit auch landkreisübergreifend Patienten ansprechen. Durch die geplante 

Zusammenführung aller Kliniken auf dem im Bau befindlichen Gesundheitscampus erwarten wir 

zudem Kosteneinsparungen durch Synergieeffekte. Durch den weiteren Ausbau der ambulan-
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ten Strukturen im Umfeld der Kliniken und deren enge Verzahnung in den stationären Bereich 

wird die Attraktivität des Standortes Bad Neustadt a. d. Saale für die Patienten des Landkreises 

und darüber hinaus gesteigert. 

 

Der Zeitwert der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen setzt sich aus einem Betrag in 

Höhe von 3,1 Mio. € abzüglich Einzelwertberichtigungen in Höhe von 0,1 Mio. € zusammen. Es 

ist davon auszugehen, dass der erfasste Goodwill für steuerliche Zwecke abzugsfähig ist. 

 

Erwerb von Arztsitzen 

Im Geschäftsjahr 2015 wurden sieben kliniknahe Kassenarztsitze erworben, für die die Wirk-

samkeitsvoraussetzungen vertragsgemäß noch im Berichtszeitraum 2015 eintraten. Die Einbe-

ziehung in den Konzern erfolgte ebenfalls im Geschäftsjahr 2015. Im Rahmen des Erwerbs der 

Kassenarztsitze sind keine Kosten angefallen. Die seit Einbeziehung in den Konzernabschluss 

erzielten Umsatzerlöse und Jahresergebnisse sind für den Konzern der RHÖN-KLINIKUM AG 

von untergeordneter Bedeutung. Die endgültige Kaufpreisallokation hat folgende Auswirkungen 

auf die Vermögenslage des Konzerns im Jahr 2015: 

 

Zeitwert nach 

Akquisition

Mio. €

Erworbene Vermögenswerte und Schulden

Sachanlagen 0,2

Erworbenes Nettovermögen 0,2

+ Goodwill 1,2

Anschaffungskosten 1,4

./. Ausstehende Kaufpreiszahlungen 0,0

./. Übernommene Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 0,0

Zahlungsmittelabfluss aus Transaktion 1,4

Kauf Arztsitze Januar bis Dezember 2015

 

Der Goodwill in Höhe von 1,2 Mio. € beinhaltet im Wesentlichen Synergieeffekte, die aus dem 

Ausbau der medizinischen Versorgungszentren erwartet werden. Es ist davon auszugehen, 

dass die erfassten Goodwills für steuerliche Zwecke abzugsfähig sind. 

5 Segmentberichterstattung 

Die Krankenhäuser des Konzerns werden in rechtlich selbstständigen Tochterunternehmen 

geführt, die ihren Geschäftsbetrieb im regionalen Umfeld nach den Richtlinien und Vorgaben 

der Muttergesellschaft ausüben. Zu näheren Angaben verweisen wir auf Kapitel 6.1 Umsatzer-
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löse. Unselbstständige Krankenhausbetriebsstätten oder Niederlassungen bestehen innerhalb 

des Konzerns der RHÖN-KLINIKUM AG nicht. 

 

Nach IFRS 8 „Geschäftssegmente“ sind die Segmentinformationen entsprechend der internen 

Berichterstattung an den Hauptentscheidungsträger darzustellen („Management-Approach“). 

 

Hauptentscheidungsträger der RHÖN-KLINIKUM AG ist der Gesamtvorstand, der die strategi-

schen Entscheidungen für die Gruppe trifft und dem auf Basis der Zahlen der einzelnen Kran-

kenhäuser bzw. Gesellschaften berichtet wird. Dementsprechend verfügt die RHÖN-KLINIKUM 

AG mit ihren Akutkliniken und anderen Einrichtungen unverändert über nur ein berichtspflichti-

ges Segment, da die anderen Bereiche wie Rehabilitationseinrichtungen, Medizinische Versor-

gungszentren und Servicegesellschaften einzeln und in Summe nicht die quantitativen Schwel-

lenwerte des IFRS 8 überschreiten.  

6 Erläuterungen zur Konzern-Gewinn- und Verlustrech-
nung 

6.1 Umsatzerlöse 

Die Entwicklung der Umsatzerlöse nach Geschäftsfeldern und Regionen stellt sich wie folgt dar: 

 

2015 2014

Mio. € Mio. €

Geschäftsfelder

Akutkliniken 1.070,7 1.452,4

Medizinische Versorgungszentren 8,9 26,6

Rehabilitationskliniken 28,6 31,5

1.108,2 1.510,5

Regionen

Freistaat Bayern 216,2 269,0

Freistaat Sachsen 0,3 65,9

Freistaat Thüringen 169,8 211,2

Land Brandenburg 130,5 125,5

Land Baden-Württemberg - 21,8

Land Hessen 591,4 675,0

Land Niedersachsen - 92,3

Land Nordrhein-Westfalen - 22,4

Land Mecklenburg-Vorpommern - 5,0

Land Sachsen-Anhalt - 22,4

1.108,2 1.510,5  
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Die Umsatzerlöse stellen nach IAS 18 Umsätze aus der Erbringung von Dienstleistungen dar 

und sind im Geschäftsjahr 2015 um 402,3 Mio. € bzw. 26,6 % auf 1.108,2 Mio. €, bedingt durch 

den Verkauf von Gesellschaften überwiegend Ende Februar 2014, zurückgegangen. Es entfal-

len auf Umsätze in den Akut- und Rehabilitationskliniken 1.099,3 Mio. € (Vj. 1.483,9 Mio. €) und 

auf Umsätze in den Medizinischen Versorgungszentren 8,9 Mio. € (Vj. 26,6 Mio. €).  

6.2 Sonstige Erträge 

Die sonstigen Erträge setzen sich wie folgt zusammen: 

 

2015 2014

Mio. € Mio. €

Erträge aus Leistungen 120,8 131,9

Erträge aus Fördermitteln und sonstigen Zuwendungen 10,8 13,1

Erträge aus wertberichtigten Forderungen 0,4 1,2

Erträge aus Schadensersatzleistungen / Sonstige Erstattungen 1,8 1,2

Übrige 46,0 10,4

179,8 157,8

 

Als Erträge aus Leistungen werden Erlöse aus Hilfs- und Nebenbetrieben in Höhe von 

114,6 Mio. € (Vj. 122,6 Mio. €) sowie Miet- und Pachterlöse in Höhe von 6,2 Mio. € 

(Vj. 9,3 Mio. €) ausgewiesen. Ursächlich für den Rückgang ist der Verkauf von Gesellschaften 

überwiegend Ende Februar 2014.   

 

Zur Kompensation bestimmter zweckgebundener Aufwendungen, die im Zusammenhang mit 

mit öffentlichen Mitteln geförderten Maßnahmen stehen (z. B. Personal- und Sachkosten für 

Forschung und Lehre, Leistungen nach dem Altersteilzeitgesetz), erhielt der Konzern Fördermit-

tel und sonstige Zuwendungen. Ursächlich für den Rückgang ist der Verkauf von Gesellschaf-

ten überwiegend Ende Februar 2014.   

 

Aufgrund der im Jahr 2011 durch das Hauptzollamt Schweinfurt durchgeführten Untersuchun-

gen bei den Reinigungsgesellschaften wurden Sozialversicherungsbeiträge nacherhoben. Im 

ersten Quartal 2015 konnte mit der Deutschen Rentenversicherung eine Einigung bezüglich der 

Höhe der Sozialversicherungsbeiträge erzielt werden. Mit der geschlossenen Vereinbarung er-

ledigen sich sämtliche möglichen Nachforderungen. In diesem Zusammenhang wurde im ersten 

Quartal 2015 die hierfür gebildete Rückstellung in Höhe von 19,7 Mio. € (Vj. 0,0 Mio. €) aufge-

löst und der Betrag unter den übrigen sonstigen Erträgen ausgewiesen. Des Weiteren wurden 

Rückstellungen für potenzielle rechtliche und steuerliche Gewährleistungsrisiken im Zusam-
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menhang mit dem Verkauf der Kliniken an Fresenius/Helios in Höhe von rund 11,0 Mio. € 

(Vj. 0,0 Mio. €) aufgelöst. Aus dem Verkauf einer Grundstücksgesellschaft im Vorjahr und der 

endgültigen Einigung über den Verkaufspreis im Geschäftsjahr 2015 ergaben sich Erträge in 

Höhe von 8,3 Mio. € (Vj. 0,0 Mio. €). Ferner enthalten die übrigen sonstigen Erträge u. a. mit 

2,3 Mio. € (Vj. 4,2 Mio. €) Erstattungen der Kostenträger für ohne Beanstandungen abgeschlos-

sene Prüfungen von Fällen durch den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung sowie mit 

3,8 Mio. € (Vj. 4,3 Mio. €) Mittel zur Kompensation von Aufwendungen im Zusammenhang mit 

der Durchführung von Studien.  

6.3 Materialaufwand 

2015 2014

Mio. € Mio. €

Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 294,6 367,0

Aufwendungen für bezogene Leistungen 27,2 58,1

321,8 425,1
 

Der Materialaufwand ist gegenüber dem Vorjahr um 103,3 Mio. € bzw. 24,3 % auf 321,8 Mio. € 

transaktionsbedingt gesunken. Bedingt durch die Verwendung material- und sachkostenintensi-

ver Artikel in den spitzenmedizinischen Einrichtungen stieg die Materialquote von 28,1 % im 

Vorjahr auf 29,0 %. 

 

6.4 Personalaufwand 

2015 2014

Mio. € Mio. €

Löhne und Gehälter 591,7 807,7

Sozialversicherungsabgaben 48,3 65,7

Aufwendungen für Leistungen nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses

Beitragsorientierte Pläne 55,4 90,2

Leistungsorientierte Pläne 0,3 0,3

695,7 963,9

 

Ursächlich für den Rückgang des Personalaufwands um 268,2 Mio. € bzw. 27,8 % auf 

695,7 Mio. € ist der Verkauf von Gesellschaften überwiegend Ende Februar 2014. 

 

Die Aufwendungen für die beitragsorientierten Pläne betreffen Zahlungen an die Versorgungs-

anstalt des Bundes und der Länder (VBL) und die Zusatzversorgungskassen (ZVK). Die leis-
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tungsorientierten Pläne entfallen auf Versorgungszusagen von Konzerngesellschaften und be-

treffen Zusagen für Alters-, Invaliden- und Hinterbliebenenrenten sowie für Abfindungsleistungen 

für Mitglieder des Vorstands nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses.  

 

Im Personalaufwand sind Abfindungen in Höhe von 0,0 Mio. € (Vj. 2,3 Mio. €) enthalten.  

 

Im Übrigen enthalten die Aufwendungen für Leistungen nach Beendigung des Arbeitsverhältnis-

ses Erstattungen für Vorjahre.  

6.5 Abschreibungen und Wertminderungen 

Der Posten enthält planmäßige und außerplanmäßige Abschreibungen auf immaterielle Ver-

mögensgegenstände, Sachanlagen und als Finanzinvestition gehaltene Immobilien. Die Ab-

schreibungen sind gegenüber dem Vorjahresvergleichszeitraum um 21,8 Mio. € bzw. 26,3 % 

auf 61,0 Mio. € zurückgegangen. Ursächlich für den Rückgang ist im Wesentlichen die 

mit  16,2 Mio. € im zweiten Quartal 2014 erfasste vollständige Wertminderung des Gebäudes 

der PTZ GmbH. Diese Wertminderung steht im Zusammenhang mit der Realisierung der Parti-

keltherapieanlage am Universitätsklinikum Marburg. 

6.6 Sonstige Aufwendungen 

Die sonstigen Aufwendungen entfallen auf: 

2015 2014

Mio. € Mio. €

Instandhaltung und Wartung 43,3 58,4

Gebühren, Beiträge und Beratungskosten 24,2 36,7

Verwaltungs- und EDV-Kosten 7,6 12,2

Abwertungen auf Forderungen 7,9 9,6

Versicherungen 7,9 11,3

Mieten und Pachten 4,7 10,1

Reisekosten, Bewirtung, Repräsentationskosten 1,6 2,8

Sonstige Personal- und Weiterbildungsaufwendungen 4,5 6,4

Verluste aus dem Abgang von langfristigen Vermögenswerten 0,2 0,4

Sonstige Steuern 0,5 0,7

Übrige 13,9 64,3

116,3 212,9  



Anlage II 
52 

 

Die sonstigen Aufwendungen sind gegenüber dem Vergleichszeitraum des Vorjahres um 

96,6 Mio. € bzw. 45,4 % auf 116,3 Mio. € zurückgegangen. Ursächlich wirkt sich hier der Ver-

kauf von Gesellschaften überwiegend Ende Februar 2014 aus. 

 

Der Rückgang der übrigen sonstigen Aufwendungen resultiert im Wesentlichen aus im Vorjahr 

erfassten Einmalaufwendungen im Zusammenhang mit der Inbetriebnahme des Partikelthera-

piezentrums in Marburg.  

6.7 Forschungskosten 

Die Forschungsaktivitäten erstrecken sich vorrangig auf Prozessoptimierungen bei der stationä-

ren Krankenhausversorgung und nicht auf die Herstellung von vermarktungsfähigen Produkten. 

Die Forschungsergebnisse entstehen daher i. d. R. als Folge von bzw. im sachlichen Zusam-

menhang mit krankenversorgenden Tätigkeiten und sind daher nur sehr eingeschränkt isoliert 

abgrenz- und bewertbar. In Abhängigkeit des Umfangs der den Forschungsaktivitäten zuzu-

rechnenden Kosten werden die jährlichen Forschungsaufwendungen mit einem Betrag inner-

halb einer Bandbreite von 0,5 % bis 2,0 % der Umsatzerlöse veranschlagt. Sie entfallen insbe-

sondere auf Personalaufwendungen und sonstige betriebliche Aufwendungen. Im Rahmen der 

Übernahme der beiden Universitäts- und Wissenschaftsstandorte Gießen und Marburg haben 

wir uns verpflichtet, jährlich einen Betrag von mindestens 2,0 Mio. € den beiden medizinischen 

Fakultäten zur Verfügung zu stellen. 

 

6.8 Finanzergebnis – netto 

Das Finanzergebnis setzt sich wie folgt zusammen: 

2015 2014

Mio. € Mio. €

Finanzerträge

Bankguthaben 2,6 5,7

Sonstige Zinserträge 1,5 0,7

4,1 6,4

Finanzaufwendungen

Anleihe 5,8 9,9

Bankschulden 0,5 4,7

Sonstige Zinsaufwendungen 0,6 74,2

6,9 88,8

-2,8 -82,4
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Das negative Finanzergebnis hat sich gegenüber dem Geschäftsjahr 2014 um 79,6 Mio. € auf 

2,8 Mio. € verbessert. Der Rückgang resultiert im Wesentlichen aus der Rückführung von  

Finanzschulden und damit einhergehenden, im Vorjahr erfassten, Vorfälligkeitsentschädigun-

gen. Im Übrigen waren im Finanzergebnis des Vorjahres Aufzinsungsbeträge aus der Kapital-

herabsetzung und einem langfristigen Darlehen an die Marburger Ionenstrahl-Therapie-

Betriebsgesellschaft des Universitätsklinikums Heidelberg aufwandserhöhend erfasst.   

 

In den Sonstigen Zinserträgen, die im Wesentlichen Zinserträge aus Steuerforderungen betref-

fen, sind auch Gewinnanteile an Unternehmen, die nach der Equity-Methode konsolidiert wer-

den, in Höhe von 49 Tsd. € (Vj. 28 Tsd. €) enthalten.  

 

Aufgrund von IAS 17 (Leasingverhältnisse) werden Vermögenswerte aus Finanzierungs-

Leasing-Verträgen unter den Sachanlagen und der in den Leasingraten enthaltene Zinsanteil in 

Höhe von 115 Tsd. € (Vj. 110 Tsd. €) unter den sonstigen Zinsaufwendungen ausgewiesen.  

 

Das negative Gesamtzinsergebnis nach IFRS 7 für finanzielle Vermögenswerte und Verbind-

lichkeiten, die nicht der Kategorie „erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertete finan-

zielle Vermögenswerte und Verbindlichkeiten“ angehören, beläuft sich im Geschäftsjahr 2015 

auf 3,3 Mio. € (Vj. 83,0 Mio. €) und setzt sich mit 3,4 Mio. € aus Erträgen (Vj. 5,9 Mio. €) sowie 

mit 6,7 Mio. € aus Aufwendungen (Vj. 88,9 Mio. €) zusammen. Durch die Ablösung der Schul-

den im Vorjahr und die damit einhergehenden Vorfälligkeitsentschädigungen sind die Aufwen-

dungen im Vergleich zum Geschäftsjahr 2014 entsprechend gesunken. Die geringeren Erträge  

resultieren aus dem Geldabfluss im Zusammenhang mit dem Aktienrückkauf im Vorjahr. 

6.9 Ertragsteuern 

Als Ertragsteuern werden die Körperschaftsteuer einschließlich des Solidaritätszuschlags und in 

geringem Umfang die Gewerbeertragsteuer ausgewiesen. Zusätzlich werden in diesem Posten 

latente Steuern auf unterschiedliche Wertansätze in IFRS- und Steuerbilanz, auf Konsolidie-

rungsvorgänge und auf erwartete realisierbare Verlustvorträge, die i. d. R. zeitlich unbegrenzt 

vortragsfähig sind, erfasst.  
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Die Ertragsteuern setzen sich wie folgt zusammen: 

 

2015 2014

Mio. € Mio. €

Laufende Ertragsteuern 6,1 17,9

Latente Steuerabgrenzungen -3,3 2,7

2,8 20,6

 

Der Ertragsteueraufwand ist gegenüber dem Vergleichszeitraum des Vorjahres bei einer  

unveränderten Tarifbesteuerung bedingt durch den Verkauf von Gesellschaften um 17,8 Mio. € 

auf 2,8 Mio. € (Vj. 20,6 Mio. €) zurückgegangen. Die Ertragsteuerbelastung liegt bei 3,1 % 

(Vj. 1,6 %). 

 

Die Überleitung vom rechnerischen Steueraufwand auf das Ergebnis vor Ertragsteuern auf den 

Ertragsteueraufwand stellt sich wie folgt dar: 

 

Mio. € % Mio. € %

Ergebnis vor Ertragsteuern 90,3 100,0 1.248,5 100,0

Rechnerischer Steueraufwand (Steuersatz 15,0 %, 

Vj. 15,0 %) 13,5 15,0 187,3 15,0

Solidaritätszuschlag (Steuersatz 5,5 %) 0,7 0,8 10,3 0,8

Einbuchung bisher nicht abgegrenzter 

Verlustvorträge/Ausbuchung abgegrenzter 

Verlustvorträge/nicht angesetzte Verlustvorträge -2,2 -2,4 7,5 0,6

Ausschüttungsbedingter Mehraufwand 0,1 0,1 0,1 0,0

Gewerbeertragsteuer 0,4 0,4 0,1 0,0
Steuermehrungen aufgrund steuerlich nicht 

abzugsfähiger Aufwendungen 0,2 0,2 0,2 0,0

Steuern Vorjahre -0,1 -0,1 0,1 0,0

Effekte aus dem Verkauf von Gesellchaften/Sonstiges -9,9 -11,0 -185,0 -14,8

Effektiver Ertragsteueraufwand 2,8 3,1 20,6 1,6

2015 2014

 

 

Effekte aus dem Verkauf von Gesellschaften/Sonstiges entfallen im Wesentlichen auf Effekte im 

Zusammenhang mit der Transaktion mit Fresenius/Helios. Hinsichtlich der Zuordnung der Steu-

erabgrenzungen zu den einzelnen Vermögenswerten und Schulden wird auf die Erläuterungen 

zur Konzernbilanz verwiesen. 
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6.10 Auf nicht beherrschende Anteile am Eigenkapital entfallender 
Gewinn 

Hierbei handelt es sich um Gewinnanteile, die anderen Gesellschaftern zustehen. 

6.11 Ergebnis je Aktie  

Das Ergebnis je Aktie gemäß IAS 33 errechnet sich als Quotient aus dem den Aktionären der 

RHÖN-KLINIKUM AG zustehenden Konzernergebnis und dem gewichteten Durchschnitt der 

während des Geschäftsjahres im Umlauf befindlichen Aktienzahl.  

 

Die Entwicklung der im Umlauf befindlichen Stammaktien ist aus nachfolgender Übersicht er-

sichtlich: 

 

Anzahl zum Anzahl zum 

01.01.2015 31.12.2015

Stückaktien 73.481.860 66.962.470

Eigene Aktien -24.000 -24.000

73.457.860 66.938.470  

 

Die Reduzierung der Anteile resultiert aus dem auf der Hauptversammlung beschlossenen Ak-

tienrückkauf in Höhe von 6.519.390 Stückaktien. Wegen weiterer Einzelheiten wird auf die Er-

läuterungen zum Eigenkapital (Punkt 7.14) verwiesen. 

Das Ergebnis je Aktie ermittelt sich wie folgt: 

Stammaktien

Anteil am Konzerngewinn in Tsd. € 85.381

(Vj.) (1.225.711)

Gewichteter Durchschnitt der im Umlauf befindlichen Aktien in 

Tsd. Stück 72.047

(Vj.) (130.935)

Gewinn je Aktie in € 1,19

(Vj.) (9,36)

 

Das verwässerte Ergebnis je Aktie entspricht dem unverwässerten Ergebnis je Aktie, da an den 

Bilanzstichtagen keine Options- und Wandlungsrechte ausgegeben waren.  
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7 Erläuterungen zur Konzernbilanz 

7.1 Geschäftswerte und sonstige immaterielle Vermögenswerte 
 

Geschäfts-

werte

Sonstige 

immaterielle 

Vermögenswerte Gesamt

Mio. € Mio. € Mio. €

Anschaffungskosten

01.01.2015 156,0 31,4 187,4

Zugänge aus Änderung Konsolidierungskreis 1,2 0,0 1,2

Zugänge 0,0 3,7 3,7

Abgänge 0,0 1,5 1,5

Umbuchungen 0,0 0,1 0,1

31.12.2015 157,2 33,7 190,9

Kumulierte planmäßige Abschreibungen 

und Wertminderungen

01.01.2015 0,0 23,7 23,7

Abschreibungen 0,0 2,1 2,1

Abgänge 0,0 1,4 1,4

31.12.2015 0,0 24,4 24,4

Bilanzwert 31.12.2015 157,2 9,3 166,5  

 

Geschäfts-

werte

Sonstige 

immaterielle 

Vermögenswerte Gesamt

Mio. € Mio. € Mio. €

Anschaffungskosten

01.01.2014 413,8 62,1 475,9

Zugänge aus Änderung Konsolidierungskreis 0,3 0,0 0,3

Zugänge 0,0 4,3 4,3

Abgänge 258,1 35,2 293,3

Umbuchungen 0,0 0,2 0,2

31.12.2014 156,0 31,4 187,4

Kumulierte planmäßige Abschreibungen 

und Wertminderungen

01.01.2014 0,0 48,3 48,3

Abschreibungen 0,0 3,0 3,0

Abgänge 0,0 27,6 27,6

31.12.2014 0,0 23,7 23,7

Bilanzwert 31.12.2014 156,0 7,7 163,7  

 



Anlage II 
57 

 

Unter den sonstigen immateriellen Vermögenswerten wird im Wesentlichen Software ausge-

wiesen. Eigentums- und Verfügungsbeschränkungen liegen nicht vor. 

 

Geschäftswerte unterliegen einem jährlichen Wertminderungstest für ihre jeweilige zahlungsmit-

telgenerierende Einheit (jedes Krankenhaus, soweit der zugehörige Geschäftswert koope-

rierender Einheiten nicht auf übergeordneter Ebene überwacht wird). Dieser Wertminderungs-

test wird jährlich zum 1. Oktober durchgeführt. Dabei wird der Buchwert der zahlungsmittelge-

nerierenden Einheit mit dem erzielbaren Betrag für die Einheit verglichen, der als beizulegender 

Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten der Einheit ermittelt wurde. Der beizulegende Zeitwert 

wird auf Basis eines zahlungsstromorientierten Bewertungsverfahrens (DCF-Verfahren)  

ermittelt. Dabei wird auf Basis einer Zehn-Jahres-Detailplanung und der anschließenden  

Berücksichtigung einer ewigen Rente ein entsprechender Barwert errechnet. Zur Berechnung 

des Barwertes der ewigen Rente wird ein Wachstumsabschlag von -0,5 % (Vj. -0,5 %) berück-

sichtigt. Diese Planung ist integraler Bestandteil der Unternehmensplanung und beruht insoweit 

auf den tatsächlichen Erwartungen der Geschäftsführung für die jeweilige Einheit sowie auf den 

gesetzlichen Rahmenbedingungen im Gesundheitswesen. Wir sind der Auffassung, dass nur 

mit dieser längeren Detailbetrachtung die bereits mit dem Unternehmenserwerb geplanten 

Maßnahmen, wie z. B. Abriss- und Wiederaufbau bzw. Sanierungsmaßnahmen, zutreffend er-

fasst werden können. Zum Jahresende wird überprüft, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse auch 

unverändert die Ergebnisse des Wertminderungstests stützen. Dies war zum 31. Dezem-

ber 2015 der Fall.  

 

Die Werthaltigkeit des Geschäftswertes der erworbenen Gesellschaften zum 31. Dezember 

2015 wurde anhand der Daten der aktuellen Unternehmensplanung überprüft. Hierbei ergaben 

sich keine Hinweise, dass sich die Unternehmenswerte zwischen dem Zeitpunkt des Vertrags-

abschlusses und dem Bilanzstichtag negativ verändert haben. 

   

Als Abzinsungssatz unter Berücksichtigung eines Steuervorteils aus einer fiktiven Fremdfinan-

zierung (tax shield) werden die gewichteten Kapitalkosten eines potenziellen Investors aus der 
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Gesundheitsbranche zum Bewertungszeitpunkt herangezogen. Dieser Abzinsungssatz wurde 

für 2015 mit 5,32 % (Vj. 5,48 %) ermittelt. Wesentliche Geschäftswerte entfallen auf folgende 

zahlungsmittelgenerierenden Einheiten: 

 

31.12.2015 31.12.2014

Gesellschaft Mio. € Mio. €

Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH 137,5 137,5

Zentralklinik Bad Berka GmbH 13,8 13,8

Übrige Geschäftswerte unter 5,0 Mio. € 5,9 4,7

Bilanzwert 157,2 156,0

 

Für die Ermittlung des beilzulegenden Zeitwertes, abzüglich Veräußerungskosten, der entspre-

chenden geschäftstragenden Gesellschaften wurden Zahlungsströme prognostiziert, die auf 

Erfahrungen der Vergangenheit, aktuellen operativen Ergebnissen und bestmöglichen Ein-

schätzungen künftiger Entwicklungen durch die Geschäftsführungen sowie auf Marktannahmen 

basieren. Auf die Nutzungswerte war nicht abzustellen, da die Zeitwerte abzüglich Veräuße-

rungskosten diese übersteigen. Der ermittelte beilzulegende Zeitwert für die geschäftstragen-

den Gesellschaften wurde der Stufe 3 der Hierarchiestufen von beizulegenden Zeitwerten zu-

geordnet. Der beizulegende Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten wird hauptsächlich durch 

den Endwert (Barwert der ewigen Rente) bestimmt, der besonders sensitiv auf Veränderungen 

der Annahmen zur langfristigen Wachstumsrate des Umsatzes und zum Abzinsungssatz rea-

giert. Während der Abzinsungssatz einheitlich für alle geschäftstragenden Gesellschaften fest-

gelegt wurde, wird die Wachstumsrate individuell pro Einheit festgelegt. Der Abzinsungssatz 

spiegelt die gegenwärtige Marktbeurteilung der spezifischen Risiken der Einheiten wider. Die 

Wachstumsraten berücksichtigen externe makroökonomische Daten und branchenspezifische 

Trends. Den geschäftswerttragenden Gesellschaften wird eine homogene Struktur während der 

Planung unterstellt. 

 

Die folgende Tabelle zeigt die wichtige Annahme der Wachstumsrate des Umsatzes, die bei der 

Wertminderungsprüfung der geschäftstragenden Gesellschaften, denen wesentliche Geschäfts- 

und Firmenwerte zugeordnet worden sind, zur Bestimmung des beizulegenden Zeitwertes ab-

züglich Veräußerungskosten herangezogen worden sind: 

 

Langfristige 

Wachstumsrate WACC

Langfristige 

Wachstumsrate WACC

Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH 3,00% 5,32% 3,00% 5,48%

Zentralklinik Bad Berka GmbH 3,00% 5,32% 3,00% 5,48%

2015 2014
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Den Werten der Umsatzerlöse im zehnjährigen Planungszeitraum der Gruppen von zahlungs-

mittelgenerierenden Einheiten, denen wesentliche Geschäfts- und Firmenwerte zugeordnet 

worden sind, liegen durchschnittliche organische Wachstumsraten zwischen 2,5 % und 3,0 % 

zugrunde. 

 

Im Zusammenhang mit dem Impairmenttest wurde zusätzlich eine Sensitivitätsanalyse durchge-

führt. Innerhalb des Tests wurden folgende Prämissen angewendet: 

 

 EBIT-Rückgang um 10 % 

 Erhöhung WACC um 0,5 % 

 

Als Ergebnis der Sensitivitätsanalyse wurde festgestellt, dass sich bei einem Rückgang des 

EBIT um 10 % kein Abwertungsbedarf (Vj. kein Abwertungsbedarf) ergibt. Bei einer Erhöhung 

des WACC um 0,5 % entsteht ebenfalls kein Abwertungsbedarf (Vj. kein Abwertungsbedarf).  

7.2 Sachanlagen 
 

Grund-

stücke und 

Gebäude

Technische 

Anlagen und 

Maschinen

Betriebs- 

und 

Geschäfts-

ausstattung

Anlagen im 

Bau Gesamt

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Anschaffungskosten

01.01.2015 887,9 42,7 264,6 21,2 1.216,4

Zugänge aus Änderung Konsolidierungskreis 0,0 0,0 0,2 0,0 0,2

Zugänge 4,9 0,5 19,7 39,2 64,3

Abgänge 0,0 0,0 13,7 0,1 13,8

Umbuchungen 1,0 0,2 2,0 -3,3 -0,1

31.12.2015 893,8 43,4 272,8 57,0 1.267,0

Kumulierte planmäßige 

Abschreibungen und Wertminderungen

01.01.2015 335,4 23,6 194,2 0,0 553,2

Abschreibungen 32,6 3,0 23,2 0,0 58,8
Wertminderungen 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Abgänge 0,0 0,0 13,5 0,0 13,5

31.12.2015 368,0 26,6 203,9 0,0 598,5

Bilanzwert 31.12.2015 525,8 16,8 68,9 57,0 668,5
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Grund-

stücke und 

Gebäude

Technische 

Anlagen und 

Maschinen

Betriebs- 

und 

Geschäfts-

ausstattung

Anlagen im 

Bau Gesamt

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Anschaffungskosten

01.01.2014 2.152,5 96,1 604,3 90,7 2.943,6

Zugänge aus Änderung Konsolidierungskreis 0,0 0,0 0,1 0,0 0,1

Zugänge 8,5 0,9 22,9 17,3 49,6

Abgänge 1.304,3 56,8 367,7 47,9 1.776,7

Umbuchungen 31,2 2,5 5,0 -38,9 -0,2

31.12.2014 887,9 42,7 264,6 21,2 1.216,4

Kumulierte planmäßige 

Abschreibungen und Wertminderungen

01.01.2014 558,5 55,0 413,4 0,0 1.026,9

Abschreibungen 35,3 2,8 25,3 0,0 63,4

Wertminderungen 16,2 0,0 0,0 0,0 16,2

Abgänge 274,6 34,2 244,5 0,0 553,3

31.12.2014 335,4 23,6 194,2 0,0 553,2

Bilanzwert 31.12.2014 552,5 19,1 70,4 21,2 663,2  

 

Im Geschäftsjahr sind keine Fremdkapitalkosten (Vj. 0,3 Mio. €) angefallen, die für die Finanzie-

rung der Anschaffung/Herstellung qualifizierter Vermögenswerte entstanden sind und in den 

Sachanlagenzugängen erfasst wurden. Im Vorjahr wurde ein durchschnittlicher Zinssatz von 

4,4 % verwendet, der die allgemeinen Fremdkapitalkosten des Konzerns für die Aufnahme von 

Verbindlichkeiten bei Kreditinstituten widerspiegelt.  

 

Das Grundvermögen ist analog dem Vorjahr nicht mit Grundpfandrechten zur Sicherung von 

Bankdarlehen belastet.  

 

Fördermittel und Zuschüsse der öffentlichen Hand zur Finanzierung von Investitionen werden 

von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten der geförderten Vermögenswerte abgesetzt 

und mindern die laufenden Abschreibungen. Der abgesetzte fortgeführte Betrag der zweckent-

sprechend verwendeten Fördermittel nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz beläuft sich 

auf 198,6 Mio. € (Vj. 213,2 Mio. €). Zur Absicherung von bedingt rückzahlbaren Einzelförder-

maßnahmen nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz (z. B. für Krankenhausneuerrichtun-

gen bzw. wesentliche Erweiterungen) in Höhe von 2,9 Mio. € (Vj. 3,1 Mio. €) sind Grundpfand-

rechte in Höhe von 4,1 Mio. € (Vj. 4,1 Mio. €) bestellt. Umstände, die Anlass für eine Rückzah-

lung dieser Zuwendungen geben, liegen nicht vor.  
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Die Gebäude, technischen Anlagen und Maschinen schließen die folgenden Beträge mit ein, 

bei denen der Konzern Leasingnehmer in einem Finanzierungs-Leasing-Verhältnis ist: 

 

31.12.2015 31.12.2014

Mio. € Mio. €

Anschaffungskosten - aktivierte Leasingobjekte aus Finanzierungs-Leasing 2,4 50,5

Änderung Konsolidierungskreis 0,0 -50,5

Zugänge 3,5 2,4

Kumulierte Abschreibungen 1,3 0,5

Nettobuchwert 4,6 1,9
 

7.3 Ertragsteueransprüche 

Unter diesem Posten ausgewiesene Körperschaftsteuer-Anrechnungsguthaben betreffen An-

sprüche i. S. v. § 37 KStG, die innerhalb eines Auszahlungszeitraumes von 2016 bis 2017 in 

jeweils gleichen Jahresbeträgen zur Auszahlung gelangen. Sie sind mit dem Barwert in Höhe 

von 2,4 Mio. € (Vj. 4,6 Mio. €) angesetzt. Die Bewertung erfolgt auf Basis des historischen lauf-

zeitadäquaten Zinssatzes von 4,0 %. 

7.4 Latente Steuerforderungen 

Latente Steuerforderungen und -verbindlichkeiten werden saldiert, wenn ein einklagbares Recht 

besteht, die laufenden Steuerforderungen gegen die laufenden Steuerverbindlichkeiten aufzu-

rechnen, und wenn die latenten Steuern gegen dieselbe Steuerbehörde bestehen. Die folgen-

den Beträge wurden saldiert: 

 

Aktivisch Passivisch Aktivisch Passivisch

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Verlustvorträge 6,6 0,0 5,5 0,0

Sachanlagen/Immaterielle Vermögensgegenstände 0,0 8,8 0,0 10,5

Verzinsliche Schulden 0,0 0,0 0,0 0,0

Bewertungsunterschiede bei Tochtergesellschaften 0,0 0,8 0,0 0,8

Übrige Aktiva und Passiva 6,6 1,1 6,1 1,1

Gesamt 13,2 10,7 11,6 12,4

Bilanzwert 2,5 -0,8

31.12.2015 31.12.2014

 

Latente Steuerforderungen für steuerliche Verlustvorträge werden mit dem Betrag angesetzt, zu 

dem die Realisierung der damit verbundenen Steuervorteile durch zukünftige steuerliche Ge-

winne wahrscheinlich ist. Verlustvorträge aus früheren Klinikübernahmen werden dann in die 

Bemessungsgrundlage zur Abgrenzung aktiver latenter Steuern einbezogen, wenn diese steu-

erlich hinreichend konkretisierbar sind. Bei einem steuerschädlichen Verkauf von Anteilen an 
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Gesellschaften werden vorhandene latente Steuern auf Verlustvorträge ausgebucht. Dem An-

satz latenter Steuerforderungen aus Verlustvorträgen liegen steuerliche Planungsrechnungen 

für einen Zeitraum von fünf Jahren zugrunde. Die Steuerbasis, die für die Steuerabgrenzung 

genutzt wird, beträgt 41,2 Mio. € (Vj. 34,9 Mio. €). Am Bilanzstichtag bestehen bisher nicht ge-

nutzte steuerliche Verlustvorträge in Höhe von 63,4 Mio. € (Vj. 91,6 Mio. €), von denen in Höhe 

von 22,2 Mio. € (Vj. 56,7 Mio. €) keine aktiven latenten Steuern angesetzt wurden. Steuerliche 

Verlustvorträge können das laufende steuerliche Ergebnis in Deutschland zeitlich unbegrenzt 

bis zu einem Betrag von 1,0 Mio. € in vollem Umfang mindern. Darüber können jedoch nur noch 

60,0 % des verbleibenden laufenden steuerlichen Ergebnisses mit steuerlichen Verlustvorträ-

gen verrechnet werden.  

 

Latente Steuern aus den Sachanlagen resultieren aus den im Steuerrecht vorgeschriebenen 

Nutzungsdauern und den nach IFRS wirtschaftlich gegebenen Abschreibungsdauern. Zudem 

wurden steuerliche Sonderabschreibungen in IFRS korrigiert. 

 

Latente Steuerverbindlichkeiten auf nicht ausgeschüttete Gewinne von Tochterunternehmen in 

Höhe von 105,4 Mio. € (Vj. 105,4 Mio. €), die bei der Muttergesellschaft in Höhe von 5,0 % der 

Dividendensumme auf die ausgeschütteten Beträge zu steuerlich nicht abzugsfähigen Aufwen-

dungen führen, wurden im Konzernabschluss berücksichtigt.  

 

Die Veränderungen der latenten Steuern stellen sich wie folgt dar: 

 

31.12.2015 31.12.2014

Mio. € Mio. €

-0,8 1,6

0,0 -3,9

0,0 0,1

Ertrag/Aufwand in der Gewinn- und Verlustrechnung aus 

laufenden Verrechnungen  3,3 1,4

2,5 -0,8Latente Steuerforderungen/-verbindlichkeiten zum Ende des Jahres 

Ergebnisneutrale Erfassung latenter Steuern im Zusammenhang mit im Eigenkapital 

ergebnisneutral erfassten derivativen Finanzinstrumenten

Latente Steuerforderungen zum Beginn des Jahres

Ergebnisneutrale Erfassung latenter Steuern im Zusammenhang mit im Eigenkapital 

ergebnisneutral erfassten Neubewertung von leistungsorientierten Pensionsplänen
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7.5 Anteile an anderen Unternehmen 

Informationen zu den Änderungen des Konsolidierungskreises und Zusammensetzung der 

RHÖN-KLINIKUM AG sind im Kapitel 4 Unternehmenserwerbe sowie Kapitel 9 Anteilsbesitz 

entsprechend dargestellt. 

7.5.1 Nach der Equity-Methode bewertete Beteiligungen 

Die nach der Equity-Methode bewerteten Beteiligungen betreffen ein unwesentliches assoziier-

tes Unternehmen sowie ein Joint Venture. Anteile an Unternehmen, die nach der Equity-

Methode bilanziert werden, sind mit 0,3 Mio. € (Vj. 0,3 Mio. €) wegen Unwesentlichkeit unter 

den Sonstigen Vermögenswerten (langfristig) ausgewiesen. Die Voraussetzungen zur Bilanzie-

rung beider Anteile nach der Equity-Methode liegen vor. Anteilig hat der Konzern folgende An-

teile an den Vermögenswerten, Schulden, Erträgen und Aufwendungen: 

 

Bilanz der nach der Equity-Methode bewerteten Beteiligungen 31.12.2015 31.12.2014

Mio. € Mio. €

Langfristige Vermögenswerte 8,4 8,4

Kurzfristige Vermögenswerte 1,3 0,7

Langfristige Schulden gegenüber Gesellschaftern 6,4 4,1

Kurzfristige Schulden 0,3 0,1

Eigenkapital 3,0 4,9

Buchwert der nach der Equity-Methode bewerteten Beteiligungen 0,3 0,3

 

 

Gewinn- und Verlustrechnung der nach der Equity-Methode 2015 2014

bewerteten Beteiligungen Mio. € Mio. €

Umsatzerlöse 0,5 0,5

Jahresergebnis -2,0 -0,3
 

7.5.2 Assoziierte Unternehmen 

Gegenstand des einzelnen unwesentlichen assoziierten Unternehmens, firmierend als Marbur-

ger Ionenstrahl-Therapie Betriebs-Gesellschaft des Universitätsklinikums Heidelberg mit be-

schränkter Haftung, ist die Herstellung der Betriebsbereitschaft für den Patientenbetrieb der 

Partikeltherapieanlage am Standort Marburg. An ihr ist neben der RHÖN-KLINIKUM AG, die 

einen Anteil von 24,9 % hält, das Universitätsklinikum Heidelberg mit 75,1 % beteiligt. Zum En-

de des Geschäftsjahres war der Buchwert der Beteiligung an diesem assoziierten Unternehmen 
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0,0 Mio. € (Vj. 0,0 Mio. €). Die zusammengefassten Finanzinformationen für das unwesentliche 

assoziierte Unternehmen sind nachfolgend dargestellt: 

 

2015 2014

Mio. € Mio. €

Anteil am:

- Gewinn/Verlust aus fortgeführten Unternehmensaktivitäten -2,0 -0,3
 

Es wurden im Geschäftsjahr 2015 Verluste in Höhe von insgesamt 2,0 Mio. € (Vj. 0,3 Mio. €) in 

Bezug auf Anteile an assoziierten Unternehmen nicht erfasst, da keine Verpflichtung aus Ver-

lustübernahmen besteht. Der Anteil am Gesamtergebnis (OCI) beträgt 0,0 Mio. €. 

7.5.3 Gemeinschaftsunternehmen 

Gegenstand des Joint Ventures, firmierend unter Energiezentrale Universitätsklinikum Gießen 

GmbH, ist die zusammen mit den Stadtwerken Gießen durchzuführende Energieversorgung der 

Universitätsklinik Gießen. An ihr sind neben der RHÖN-KLINIKUM AG, die einen Anteil von 

50 % hält, die Stadtwerke Gießen AG mit 50 % beteiligt. Zum Ende des Geschäftsjahres betrug 

der Buchwert des nicht wesentlichen Joint Ventures 0,3 Mio. € (Vj. 0,3 Mio. €). Die zusammen-

gefassten Finanzinformationen für das unwesentliche Gemeinschaftsunternehmen sind nach-

folgend dargestellt: 

 

2015 2014

Mio. € Mio. €

Anteil am:

- Gewinn/Verlust aus fortgeführten Unternehmensaktivitäten 0,0 0,0
 

Der Anteil am Gesamtergebnis (OCI) beträgt 0,0 Mio. €. 

7.6 Sonstige finanzielle Vermögenswerte (langfristig) 

Sonstige finanzielle Vermögenswerte (langfristig) entfallen mit 30,0 Mio. € (Vj. 0,0 Mio. €) auf 

Festgeldanlagen mit einer Restlaufzeit > 1 Jahr,  mit 20,1 Mio. € (Vj. 11,7 Mio. €) auf gewährte 

Darlehen sowie mit 0,0 Mio. € (Vj. 0,0 Mio. €) auf unter diesem Posten erfasste Beteiligungen. 

Beteiligungen betreffen Unternehmen, an denen wir zwischen 20,0 % und 50,0 % beteiligt sind. 

Diese werden nicht konsolidiert. Sie werden in der Regel zu Anschaffungskosten angesetzt. 
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7.7 Sonstige Vermögenswerte (langfristig) 

Unter den sonstigen Vermögenswerten (langfristig) in Höhe von 0,3 Mio. € (Vj. 0,3 Mio. €) wer-

den in Höhe von 0,3 Mio. € (Vj. 0,3 Mio. €) Anteile an Unternehmen, die nach der Equity-

Methode bilanziert werden, ausgewiesen.   

7.8 Vorräte 

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe in Höhe von 23,1 Mio. € (Vj. 21,8 Mio. €) betreffen im  

Wesentlichen den medizinischen Bedarf. Hierbei wurden Wertberichtigungen in Höhe von 

2,3 Mio. € (Vj. 2,2 Mio. €) vorgenommen. Sämtliche Vorräte befinden sich im Eigentum der  

RHÖN-KLINIKUM AG und der mit der RHÖN-KLINIKUM AG verbundenen Unternehmen. Abtre-

tungen und Verpfändungen liegen nicht vor. 

7.9 Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 
 

31.12.2015 31.12.2014

< 1 Jahr < 1 Jahr

Mio. € Mio. €

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (brutto) 194,6 182,7

Wertberichtigungen auf Forderungen aus Lieferungen und 

Leistungen -18,9 -13,0

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (netto) 175,7 169,7

 

Bei den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (netto) in Höhe von 175,7 Mio. € 

(Vj. 169,7 Mio. €) sind die erkennbaren Einzelrisiken durch Wertberichtigungen auf einem sepa-

raten Wertberichtigungskonto berücksichtigt. Diese werden nach dem wahrscheinlichen Ausfall-

risiko bemessen. Zuführungen zu Wertberichtigungen werden in der Gewinn- und Verlustrech-

nung unter den sonstigen betrieblichen Aufwendungen, Auflösungen unter den sonstigen be-

trieblichen Erträgen ausgewiesen. Die Entwicklung der Wertberichtigungen auf Forderungen 

aus Lieferungen und Leistungen ergibt sich aus nachstehender Tabelle: 

 

2015 2014

Mio. € Mio. €

Wertberichtigung zum 01.01. 13,0 8,4

Zur Veräußerung gehaltene Vermögenswerte - -

Wertberichtigungen in der Berichtsperiode -1,8 -1,4

Wertaufholung / Inanspruchnahme 7,7 6,0

Wertberichtigung zum 31.12. 18,9 13,0  
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Es gibt bei den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen keine Konzentration von Kreditri-

siken, da die Forderungen nahezu ausschließlich gegenüber öffentlichen Kostenträgern beste-

hen. Der einzelne öffentliche Kostenträger ist zwar grundsätzlich insolvenzfähig, aufgrund der 

Gesamthaftung der Kostenträger wird das Ausfallrisiko jedoch als gering eingeschätzt.  

 

Die Zeitwerte der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen und der sonstigen Forderungen 

entsprechen aufgrund der überwiegend kurzen Laufzeiten im Wesentlichen ihren Buchwerten. 

 

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen weisen folgende Fälligkeitsstruktur auf: 

 

Buch-

wert 

(brutto)

Davon zum 

Abschluss-

stichtag 

weder 

wertgemin-

dert noch 

überfällig

davon 

wertge-

mindert

0-30 

Tage

31-90 

Tage

91-180 

Tage

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 194,6 143,5 10,9 6,4 12,1 21,7

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 182,7 141,5 8,7 6,7 10,3 15,5

Davon zum 

Abschlussstichtag nicht 

wertgemindert und in 

den folgenden 

Zeitbändern überfällig

31.12.2015

31.12.2014

 

 

Hinsichtlich des in Höhe von 143,5 Mio. € (Vj. 141,5 Mio. €) weder wertgeminderten noch in 

Zahlungsverzug befindlichen Bestands der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen deu-

ten zum Abschlussstichtag keine Anzeichen darauf hin, dass die Schuldner ihren Zahlungsver-

pflichtungen nicht nachkommen werden. 

 

Der Konzern schätzt den Anteil der uneinbringlichen Forderungen aus Lieferungen und Leis-

tungen zum Bilanzstichtag auf Basis von Altersstrukturlisten und Erfahrungswerten der Vergan-

genheit als Prozentsatz in Abhängigkeit von der Außenstandsdauer. Zusätzlich bilanziert der 

Konzern Einzelwertberichtigungen, wenn aufgrund besonderer Umstände nicht mit der Ein-

bringlichkeit der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen zu rechnen ist.  
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Die Wertberichtigungen auf Forderungen aus Lieferungen und Leistungen beliefen sich im Ge-

schäftsjahr auf 18,9 Mio. € (Vj. 13,0 Mio. €).  

 

Im Geschäftsjahr 2015 wurden Forderungen aus Lieferungen und Leistungen in Höhe von  

1,8 Mio. € (Vj. 1,4 Mio. €) aufwandswirksam ausgebucht. Diese Forderungsausfälle wurden 

über Ausgleichsmechanismen nach dem Krankenhausentgeltgesetz (KHEntgG) teilweise kom-

pensiert. Aus bereits ausgebuchten Forderungen aus Lieferungen und Leistungen konnten 

noch Zahlungseingänge in Höhe von 0,0 Mio. € (Vj. 0,2 Mio. €) erfolgswirksam vereinnahmt 

werden. 

7.10 Sonstige finanzielle Vermögenswerte (kurzfristig) 
 

31.12.2015 31.12.2014

< 1 Jahr < 1 Jahr

Mio. € Mio. €

Festgeldanlage  < 1 Jahr 345,0 0,0

Forderungen nach dem 

Krankenhausfinanzierungsrecht 13,8 5,7

Übrige sonstige finanzielle Vermögenswerte 14,0 50,7

372,8 56,4  

 

Bedingt durch das niedrige Zinsumfeld für Tagesgelder und kurzfristige Geldanlagen wurden 

Festgeldanlagen mit einer Restlaufzeit < 1 Jahr in Höhe von 345,0 Mio. € (Vj. 0,0 Mio. €)  

getätigt. 

 

Forderungen nach dem Krankenhausfinanzierungsrecht betreffen überwiegend Ausgleichsan-

sprüche nach dem Krankenhausentgeltgesetz bzw. nach der Bundespflegesatzverordnung. 

Forderungen nach dem Krankenhausfinanzierungsrecht enthalten keine Wertberichtigungen.  

 

Übrige sonstige finanzielle Vermögenswerte betreffen im Wesentlichen mit 5,5 Mio. € 

(Vj. 0,0 Mio. €) geleistete Anzahlungen auf den Kaufpreis im Zusammenhang mit dem Erwerb 

der Kreisklinik Bad Neustadt, mit 3,6 Mio. € (Vj. 4,7 Mio. €) Forderungen aus Leistungserbrin-

gungen, die nicht primär mit der Patientenbehandlung im Krankenhaus in Verbindung stehen, 

sowie mit 1,2 Mio. € (Vj. 1,3 Mio. €) Forderungen gegen Mitarbeiter, insbesondere aus Abrech-

nungen im Rahmen des Liquidationsrechts der Chefärzte. Im Übrigen sind debitorische Kredito-
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ren in Höhe von 0,6 Mio. € (Vj. 0,6 Mio. €) enthalten. Die übrigen sonstigen finanziellen Vermö-

genswerte (kurzfristig) enthalten Wertberichtigungen in Höhe von 1,2 Mio. € (Vj. 1,1 Mio. €). Im 

Vorjahr waren unter den übrigen sonstigen finanziellen Vermögenswerten mit 55,6 Mio. € restli-

che Kaufpreisforderungen aus dem Verkauf von Gesellschaften ausgewiesen, die mit 

14,4 Mio. € wertberichtigt wurden. Zuschreibungen wurden nicht vorgenommen.   

 

Im Konzern werden Ausgleichsforderungen und -verbindlichkeiten gegenüber den Kostenträ-

gern aus Entgelt-/Budgetvereinbarungen des laufenden Jahres und der Vorjahre saldiert aus-

gewiesen. Analog verhält es sich mit den Fördermittelansprüchen für Investitionen und den 

noch nicht zweckentsprechend verwendeten Fördermitteln. Der Bruttoausweis stellt sich wie 

folgt dar: 

 

31.12.2015 31.12.2014

Mio. € Mio. €

Forderungen nach dem KHG/KHEntgG brutto 19,6 12,5

Verbindlichkeiten nach dem KHG/KHEntgG brutto -5,8 -6,8

Bilanzwert 13,8 5,7

 

Der Bruttoausweis auf der Passivseite erfolgt im Anhang im Kapitel 7.19 Sonstige finanzielle 

Verbindlichkeiten. 

7.11 Sonstige Vermögenswerte (kurzfristig) 

Sonstige kurzfristige Vermögenswerte in Höhe von 21,1 Mio. € (Vj. 8,9 Mio. €) entfallen im We-

sentlichen mit 12,7 Mio. € (Vj. 0,0 Mio. €) auf Erstattungen von umlagefinanzierten Altersvor-

sorgeleistungen der VBL, mit 4,3 Mio. € (Vj. 4,3 Mio. €) auf vorausbezahlte Aufwendungen, ins-

besondere Versicherungsaufwendungen, sowie mit 3,7 Mio. € (Vj. 4,0 Mio. €) auf Rückforde-

rungsansprüche gegenüber Versicherern aus Haftpflichtfällen.  

7.12 Laufende Ertragsteueransprüche 

Laufende Ertragsteueransprüche umfassen im Wesentlichen Körperschaftsteuererstattungsan-

sprüche gegenüber Finanzbehörden. 
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7.13 Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 
 

31.12.2015 31.12.2014

Mio. € Mio. €

Bank- und Kassenbestand 103,3 38,4

Kurzfristige Bankeinlagen 40,0 657,0

143,3 695,4
 

Ursächlich für den Rückgang gegenüber dem Vorjahr sind, bedingt durch das niedrige Zinsum-

feld für Tagesgelder und kurzfristige Geldanlagen, die Anlagen in Festgelder mit einer Restlauf-

zeit < 1 Jahr (> 3 Monate) bzw. > 1 Jahr und damit Ausweis unter dem Posten Sonstige  

finanzielle Vermögenswerte (kurzfristig) bzw. Sonstige finanzielle Vermögenswerte (langfristig). 

Zum Bilanzstichtag belief sich der effektive Zinssatz für Bankeinlagen mit einer Restlaufzeit  

< 3 Monate auf 0,24 % (Vj. 0,15 %), wobei die Anlagen eine durchschnittliche Restlaufzeit von 

69 Tagen (Vj. täglich fällig) hatten.  

 

Zahlungsmittel und Kontokorrentkredite werden zum Zweck der Kapitalflussrechnung wie folgt 

zusammengefasst: 

 

31.12.2015 31.12.2014

Mio. € Mio. €

Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 143,3 695,4

Kontokorrentkredite - 0,0

Finanzmittelfonds 143,3 695,4
 

7.14 Eigenkapital 

Das Grundkapital der RHÖN-KLINIKUM AG wurde im Geschäftsjahr 2015 durch Einziehung 

von 6.519.390 (Vj. 64.750.140) voll eingezahlten eigenen Aktien mit einem rechnerischen Anteil 

am Grundkapital der Gesellschaft von 2,50 € je Aktie um einen Gesamtbetrag von 16.298.475 € 

(Vj. 161.875.350 €) auf 167.406.175 € (Vj. 183.704.650 €) im Wege der vereinfachten Einzie-

hung gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 2, Abs. 4 und 5 AktG herabgesetzt und ist eingeteilt in 

66.962.470 (Vj. 73.481.860) nennwertlose auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem 

rechnerischen Anteil am Grundkapital in Höhe von 2,50 € je Aktie. 
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Die Entwicklung des Grundkapitals der RHÖN-KLINIKUM AG im Überblick: 

 

Anzahl

Rechnerischer 

 Anteil am 

Grundkapital 

€

Stammaktien Stand 01.01.2015 73.481.860 183.704.650

Veränderung 2015 -6.519.390 -16.298.475

Stammaktien Stand 31.12.2015 66.962.470 167.406.175  

 

In der Kapitalrücklage werden das Agio aus der Kapitalerhöhung in Höhe von 396,0 Mio. € so-

wie der auf die im Geschäftsjahr 2015 eingezogenen Aktien entfallende Betrag in Höhe von 

16,3 Mio. € (Vj. 161,9 Mio. €) ausgewiesen.  

 

Die Sonstigen Rücklagen zum Stichtag in Höhe von 346,5 Mio. € (Vj. 487,0 Mio. €) enthalten 

mit 346,5 Mio. € (Vj. 487,0 Mio. €) die in den zurückliegenden Jahren erzielten Ergebnisse der 

in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen, soweit sie nicht ausgeschüttet wurden, 

sowie Effekte aus Konsolidierungsmaßnahmen. Im Zusammenhang mit der Kapitalherabset-

zung sind Aufwendungen in Höhe von 0,5 Mio. € (Vj. 1,9 Mio. €) angefallen, die ergebnisneutral 

erfasst wurden.  

 

Das Gesamtergebnis (Summe Konzerngewinn und sonstiges Ergebnis) des Geschäftsjahres 

2015 beträgt 87,3 Mio. € (Vj. 1.248,5 Mio. €). Im Vorjahr sind Erträge durch die Auflösungen der 

Finanzinstrumente, bedingt durch die Rückführung des jeweiligen Grundgeschäfts, in Höhe von 

20,9 Mio. € (nach Steuern) angefallen sowie Verluste aus der Neubewertung von leistungsori-

entierten Pensionsplänen in Höhe von 0,3 Mio. € (nach Steuern). Im Jahr 2015 wurden 

0,2 Mio. € (nach Steuern) aus der Neubewertung von leistungsorientierten Pensionsplänen un-

mittelbar im Eigenkapital erfasst. 

 

Eigene Anteile werden in Höhe von 0,1 Mio. € (Vj. 0,1 Mio. €) vom Eigenkapital abgesetzt. Der 

Bestand an eigenen Anteilen entwickelte sich im Geschäftsjahr wie folgt: 

 

Anzahl

Eigene Anteile Stand 01.01.2015 24.000

Veränderung 2015 -

Eigene Anteile Stand 31.12.2015 24.000  
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Nach dem deutschen Aktiengesetz bemessen sich die an die Aktionäre ausschüttbaren Divi-

denden nach dem im handelsrechtlichen Jahresabschluss der RHÖN-KLINIKUM AG ausgewie-

senen Bilanzgewinn. Die Aktionäre stimmten während der letzten Hauptversammlung dem Vor-

schlag des Vorstands zu, so dass im Geschäftsjahr 2015 eine tatsächliche Dividendenaus-

schüttung in Höhe von 80 Cent (Vj. 25 Cent) je Aktie erfolgte. 

 

Die nicht beherrschenden Anteile am Eigenkapital in Höhe von 20,7 Mio. € (Vj. 20,4 Mio. €) be-

treffen unmittelbar bzw. mittelbar gehaltene Anteile konzernfremder Dritter am Eigenkapital fol-

gender einbezogener Tochterunternehmen: 

 

31.12.2015 31.12.2014

% %

Krankenhausgesellschaften

Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH, Gießen 5,0 5,0

Zentralklinik Bad Berka GmbH, Bad Berka 12,5 12,5

MVZ-Gesellschaften

MVZ UKGM GmbH, Marburg 5,0 5,0

MVZ Zentralklinik GmbH, Bad Berka 12,5 12,5

Servicegesellschaften

RK Reinigungsgesellschaft Nordost mbH, Bad Neustadt a. d. Saale 49,0 49,0

RK-Reinigungsgesellschaft Süd mbH i.L., Bad Neustadt a. d. Saale 

(vormals:  RK-Reinigungsgesellschaft Süd mbH, Bad Neustadt a. d. Saale) 49,0 49,0

Anteile im Fremdbesitz 

 

 

7.15 Finanzschulden 
 

Restlauf-

zeit

 > 1 Jahr 

Restlauf-

zeit 

< 1 Jahr

Restlauf-

zeit

 > 1 Jahr 

Restlauf-

zeit 

< 1 Jahr

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Langfristige Finanzschulden Anleihe 0,0 147,6 142,9 4,5

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 10,0 0,0 10,0 0,0

Summe langfristige Finanzschulden 10,0 147,6 152,9 4,5

Kurzfristige Finanzschulden

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 0,0 0,0 0,0 0,0

Summe kurzfristige Finanzschulden 0,0 0,0 0,0 0,0

Summe Finanzschulden gesamt 10,0 147,6 152,9 4,5

31.12.2015 31.12.2014

 

 

Die RHÖN-KLINIKUM AG hat im Geschäftsjahr 2014 alle langfristigen Finanzschulden gegen-

über Banken mit Ausnahme eines endfälligen Bankdarlehens zurückgeführt. Zum Bilanzstichtag 
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bestand demnach noch ein im Jahr 2017 endfälliges Festzinsdarlehen in Höhe von 10,0 Mio. €. 

Darüber hinaus existiert eine Anleihe, die im Geschäftsjahr 2010 im Volumen von 400,0 Mio. € 

am Markt platziert wurde. Im Jahr 2014 wurden ein Anleiherückkaufprogramm und ein zusätzli-

cher Anleiherückkauf durchgeführt. Zum Bilanzstichtag verbleibt am Markt ein Nominalbetrag 

von 143,2 Mio. €.  

 

Das Instituts-Rating der RHÖN-KLINIKUM AG durch die Rating-Agentur Moody’s mit der Credit 

Opinion Baa3 (negative outlook) vom 3. Dezember 2012 wurde im Rahmen des erfolgreichen 

Anleiherückkaufs zum 2. Mai 2014 zurückgenommen. Ausschlaggebend für die Entscheidung 

waren Kosten-Nutzen-Überlegungen im Nachgang der Transaktion mit Fresenius/Helios. Basie-

rend auf dem veränderten Finanzprofil, dem stabilen Geschäftsmodell sowie der sehr guten 

Reputation im Banken- und Kapitalmarkt sieht sich die RHÖN-KLINIKUM AG sehr gut aufge-

stellt, um etwaige künftige Finanzierungen auch ohne öffentliches Rating zu attraktiven Konditi-

onen erfolgreich umsetzen zu können. 

 

Die mit den verzinslichen Verbindlichkeiten verbundenen vertraglichen Zinsanpassungstermine 

stellen sich wie folgt dar: 

 

Ende Zinsbindung Zinssatz1

Ursprungs-

wert

Buchwert

Darlehen Zinssatz1

Ursprungs-

wert

Buchwert

Darlehen

% Mio. € Mio. € % Mio. € Mio. €

Anleihe 4,06 143,2 143,1 4,06 143,2 142,9

Zinsen Anleihe 4,5 4,5

143,2 147,6 143,2 147,4

2015

2016

2017 5,10 10,0 10,0 5,10 10,0 10,0

2018

2019

2020

2021

>2021

10,0 10,0 10,0 10,0

153,2 157,6 153,2 157,4

1 Gewogener Zinssatz. 

31.12.2015 31.12.2014

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten
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Die effektiven Zinssätze zum Bilanzstichtag lauten: 

 

31.12.2015 31.12.2014

% %

Anleihe 4,06 4,06

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 5,10 5,10

Kontokorrentverbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten - -

Die Restlaufzeiten der Finanzschulden betragen:

31.12.2015 31.12.2014

Mio. € Mio. €

Bis 1 Jahr 147,6 4,5

Zwischen 1 und 5 Jahren 10,0 152,9

Über 5 Jahre - -

Summe 157,6 157,4  

 

Die ausgewiesenen Finanzschulden sind wie im Vorjahr nicht durch Grundpfandrechte/  

Grundschulden besichert. 

7.16 Rückstellungen für Leistungen nach Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses  

Für die Zeit nach der Pensionierung werden einem Teil der Mitarbeiter im Rahmen der betriebli-

chen Altersversorgung durch den Konzern laufende Versorgungsleistungen zugesagt. Dabei 

erfolgt die betriebliche Altersversorgung sowohl leistungs- als auch beitragsorientiert. Die Ver-

pflichtungen des Konzerns umfassen sowohl bereits laufende Pensionen als auch Anwartschaf-

ten auf künftig zu zahlende Pensionen.  

 

Die Finanzierung leistungsorientierter Verpflichtungen erfolgt über Rückstellungsbildung. Bei-

träge im Rahmen beitragsorientierter Pläne werden sofort erfolgswirksam erfasst.  

 

Für die Mitglieder des Vorstands besteht ein Plan, der Altersvorsorgeleistungen nach Beendi-

gung des Arbeitsverhältnisses vorsieht. Die Vorstände erhalten neben ihrer laufenden Vergü-

tung bei Beendigung ihrer Vorstandstätigkeit eine in Abhängigkeit von der Dauer des Dienst-

verhältnisses und der Höhe der Bezüge stehende Altersvorsorgeleistung, die auf das 1,5-Fache 

der letzten Jahresbezüge begrenzt ist. Bei der Berechnung des Verpflichtungsumfangs wurde 
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nicht wie bei den übrigen Pensionsplänen auf ein einheitliches Pensionsalter abgestellt, son-

dern es wurden die individuellen Vertragsdauern zugrunde gelegt. In diesem Zusammenhang 

bestehen Risiken bei Änderungen der Bemessungsgrundlage. Diese beziehen sich im Wesent-

lichen auf die Abhängigkeit vom letzten Gehalt bzw. von den variablen Vergütungsbestandtei-

len. Soweit diese Bemessungsgrundlage sich anders entwickelt als bei den Rückstellungsbe-

rechnungen vorausgesetzt, könnte gegebenenfalls ein Nachfinanzierungsbedarf entstehen. 

 

Der Rückstellungsbetrag in der Bilanz betrifft nur einmalige Zahlungen: 

 

31.12.2015 31.12.2014

Mio. € Mio. €

Verpflichtung für einmalige Zahlungen 1,4 0,8

Pensionsrückstellungen (Defined Benefit Liability) 1,4 0,8  

Der Berechnung der Pensionsrückstellungen liegen folgende Annahmen zugrunde: 

 

31.12.2015 31.12.2014

% %

Rechnungszinsfuß 2,35 1,90

Erwartete Einkommensentwicklung 2,50 2,50

Erwartete Rentenentwicklung 2,00 2,00  

Als biometrische Rechnungsgrundlagen wurden unverändert zum Vorjahr die Richttafeln 

2005 G nach Prof. Dr. Klaus Heubeck verwendet. Der Pensionsaufwand wird vollständig unter 

dem Personalaufwand ausgewiesen.  

 

Die Entwicklung des Verpflichtungsumfanges (Defined Benefit Obligation) im Geschäftsjahr 

2015 stellt sich im Vergleich zum Vorjahr wie folgt dar: 

2015 2014

Mio. € Mio. €

Stand 01.01. 0,8 0,6

Dienstzeitaufwand 0,3 0,3

Zinsaufwand 0,0 0,0

Verluste aus Planänderungen 0,0 0,0

Rentenzahlungen 0,0 -0,2

Versicherungsmathematische Gewinne/Verluste aus 

Veränderungen der finanziellen Annahmen 0,0 0,1

Erfahrungsbedingte Anpassungen 0,3 0,0

Stand 31.12. 1,4 0,8  

Es existieren keine Erstattungsansprüche, die aus Rückdeckungsversicherungen bestehen, die 

aufgrund von Pensionszusagen an Mitarbeiter abgeschlossen wurden. 
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Die gewichtete durchschnittliche Duration der Pensionsverpflichtungen liegt bei etwa sieben 

Jahren (Vj. acht Jahre). Die Sensitivität der Pensionsverpflichtungen hinsichtlich der Schwan-

kungsbreite aufgrund von Änderungen der verschiedenen versicherungsmathematischen Be-

wertungsannahmen ergibt sich gemäß nachstehender Tabelle wie folgt: 

 

Auswirkung auf die Verpflichtung 

(in %) zum 31.12.2015

Veränderung der 

Annahme in 

%-Punkten

Erhöhung der 

Annahme

Verminderung der 

Annahme

Zinssatz 0,2 -1,4 1,4

Bezügedynamik 0,2 1,4 -1,4

Sterbewahrscheinlichkeit +/- 1 Jahr 0,1 -0,1  

 

Auswirkung auf die Verpflichtung 

(in %) zum 31.12.2014

Veränderung der 

Annahme in 

%-Punkten

Erhöhung der 

Annahme

Verminderung der 

Annahme

Zinssatz 0,2 -1,6 1,6

Bezügedynamik 0,2 1,6 -1,6

Sterbewahrscheinlichkeit +/- 1 Jahr 0,1 -0,1  

Die Effekte der Sensitivität wurden nach der gleichen Methode ermittelt, wie die Verpflichtungen 

zum Jahresende. Effekte einer gleichzeitigen Änderung von mehreren Annahmen wurden dabei 

nicht untersucht. Da es sich bei den zum Geschäftsjahresende verbleibenden Zusagen um  

Kapitalzusagen handelt, ergeben sich keine bzw. keine wesentlichen Auswirkungen aus der 

Änderung des Rententrends, so dass auf eine diesbezügliche Angabe der Sensitivität  

verzichtet wurde. 

 

Im Geschäftsjahr 2015 wurden Beitragszahlungen an die Versorgungskasse VBL (Versor-

gungsanstalt des Bundes und der Länder) in Höhe von 10,7 Mio. € (Vj. 23,1 Mio. €) geleistet. 

Der Rückgang resultiert aus geringeren laufenden Beitragszahlungen und aus Erstattungen für 

Vorjahre.  

 

Zum Stichtag waren 8.027 Beschäftigte (Vj. 8.152 Beschäftigte) mit einem Anspruch auf  

Zusatzversorgung ausschließlich bei der VBL gemeldet. 
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7.17 Sonstige Rückstellungen 

Die sonstigen Rückstellungen entwickelten sich im Geschäftsjahr wie folgt: 

 

01.01.

2015

Änderung

Konsoli-

dierungs-

kreis

Ver-

brauch

Auf-

lösung 

Zu-

füh-

rung 

31.12.

2015

Davon 

< 1 Jahr 

Davon 

> 1 Jahr 

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Haftpflichtrisiken 16,6 0,0 1,2 0,3 1,7 16,8 16,8 0,0

Übrige Rückstellungen 160,0 0,0 3,1 30,7 0,0 126,2 126,2 0,0

176,6 0,0 4,3 31,0 1,7 143,0 143,0 0,0

 

Die Rückstellungen für Haftpflichtrisiken betreffen Schadensersatzansprüche Dritter. Ihnen ste-

hen Rückforderungsansprüche gegenüber Versicherern in Höhe von 3,7 Mio. € (Vj. 4,0 Mio. €) 

entgegen, die unter den sonstigen Vermögenswerten (kurzfristig) ausgewiesen werden. Nach 

Einschätzung des Vorstands wird die Abwicklung dieser Haftpflichtfälle über die zurückgestell-

ten Beträge hinaus keine wesentlichen zusätzlichen Aufwendungen mit sich bringen. Der Zeit-

punkt von Zahlungsabflüssen aus Haftpflichtrisiken, der grundsätzlich kurzfristig eintreten kann, 

hängt im Wesentlichen vom Verlauf und Ergebnis einzelner Haftungsfälle ab.  

 

Übrige Rückstellungen betreffen die Risikovorsorge für rechtliche und steuerliche Risiken im 

Zusammenhang mit dem Verkauf von Gesellschaften.  

 

Die Fristigkeiten der sonstigen Rückstellungen stellen sich im Vergleich zum Vorjahr wie  

folgt dar: 

 

31.12.

2015

Davon 

< 1 Jahr 

Davon 

> 1 Jahr 

31.12.

2014

Davon 

< 1 Jahr 

Davon 

> 1 Jahr 

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Haftpflichtrisiken 16,8 16,8 0,0 16,6 16,6 0,0

Übrige Rückstellungen 126,2 126,2 0,0 160,0 160,0 0,0

143,0 143,0 0,0 176,6 176,6 0,0

 

Im Konzern der RHÖN-KLINIKUM AG bestehen Eventualverbindlichkeiten in einem Volumen 

von maximal 0,5 Mio. € (Vj. 0,5 Mio. €). Dabei handelt es sich um Verbindlichkeiten im Rahmen 

des Leistungsprozesses. Zum jetzigen Zeitpunkt geht die RHÖN-KLINIKUM AG von keiner 

nennenswerten Inanspruchnahme in der Zukunft aus.  
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7.18 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen  
 

< 1 Jahr > 1 Jahr < 1 Jahr > 1 Jahr 

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 95,3 0,0 89,6 0,0

31.12.2015 31.12.2014

 

 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen bestehen gegenüber Dritten. Der Gesamtbe-

trag von 95,3 Mio. € (Vj. 89,6 Mio. €) ist innerhalb eines Jahres fällig. 

7.19 Sonstige finanzielle Verbindlichkeiten 
 

< 1 Jahr > 1 Jahr < 1 Jahr > 1 Jahr

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Verbindlichkeiten KHG 8,1 0,0 11,1 0,0 

Leasing 1,0 3,6 0,5 1,4 

Übrige finanzielle Verbindlichkeiten 12,8 14,7 13,3 15,9 

Sonstige finanzielle Verbindlichkeiten 

(Finanzinstrumente) 21,9 18,3 24,9 17,3 

31.12.2015 31.12.2014

 

 

Die Verbindlichkeiten nach dem Krankenhausfinanzierungsrecht betreffen noch nicht zweckent-

sprechend verwendete pauschale Fördermittel nach landesrechtlichen Vorschriften zur Kran-

kenhausfinanzierung sowie Ausgleichsverpflichtungen nach der Bundespflegesatzverordnung 

bzw. dem Krankenhausentgeltgesetz. 

 

Die ausgewiesenen Buchwerte der in diesem Posten erfassten kurzfristigen monetären Verbind-

lichkeiten entsprechen deren Zeitwerten. Die langfristigen übrigen Verbindlichkeiten wurden 

nach der Effektivzinsmethode auf Basis der historischen Marktzinsen abgezinst. 

 

Von den langfristigen übrigen finanziellen Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als 

fünf Jahren in Höhe von 7,4 Mio. € (Vj. 8,7 Mio. €) entfallen 7,4 Mio. € (Vj. 8,7 Mio. €) auf Ver-

pflichtungen aus Forschungszuschüssen gegenüber der Universität Gießen und Marburg.  

 

Im Konzern werden Ausgleichsforderungen und -verbindlichkeiten gegenüber Kostenträgern aus 

Entgelt-/Budgetvereinbarungen des laufenden Jahres und der Vorjahre saldiert ausgewiesen. 



Anlage II 
78 

 

Analog verhält es sich mit den Fördermittelansprüchen für Investitionen und den noch nicht 

zweckentsprechend verwendeten Fördermitteln. Der Bruttoausweis stellt sich wie folgt dar: 

 

31.12.2015 31.12.2014

Mio. € Mio. €

Verbindlichkeiten nach dem KHG/KHEntgG brutto 13,9 17,9

Forderungen nach dem KHG/KHEntgG brutto -5,8 -6,8

Bilanzwert 8,1 11,1
 

Der Bruttoausweis auf der Aktivseite erfolgt im Anhang im Kapitel 7.10 Sonstige finanzielle 

Vermögenswerte (kurzfristig).  

7.20 Sonstige Verbindlichkeiten 
 

< 1 Jahr > 1 Jahr < 1 Jahr > 1 Jahr

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Personalverbindlichkeiten 55,2 6,8 54,1 6,4 

Abgrenzungen 7,5 0,0 7,6 0,0 

Betriebssteuern und Sozialversicherungen 9,9 0,0 10,0 0,0 

Erhaltene Anzahlungen 0,4 0,0 0,8 0,0 

Übrige Verbindlichkeiten 7,2 0,0 6,7 0,0 

Sonstige Verbindlichkeiten 

(Nicht-Finanzinstrumente) 80,2 6,8 79,2 6,4 

31.12.2015 31.12.2014

 

 

Personalverbindlichkeiten entfallen auf ergebnisabhängige Vergütungen, Verpflichtungen aus 

nicht genommenem Urlaub, Verpflichtungen aus Überstunden sowie Altersteilzeitverpflichtun-

gen. Im Übrigen wurden im Vorjahr unter diesem Posten Abfindungsverpflichtungen erfasst. 

 

Die übrigen Verbindlichkeiten beinhalten im Wesentlichen noch nicht verwendete Drittmittel aus 

laufenden Studien. 

7.21 Laufende Ertragsteuerverbindlichkeiten 

Die laufenden Ertragsteuerverbindlichkeiten in Höhe von 1,3 Mio. € (Vj. 2,3 Mio. €) entfallen auf 

noch nicht veranlagte Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag und Gewerbesteuer für das ab-

gelaufene Geschäftsjahr und auf Vorjahre.  
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7.22 Derivative Finanzinstrumente 

Zum Bilanzstichtag bestehen ausschließlich festverzinsliche Finanzverbindlichkeiten sowie 

Bankguthaben mit einer Laufzeit von bis zu 24 Monaten. Alle derivativen Finanzinstrumente 

wurden im Geschäftsjahr 2014 aufgelöst. Zum Bilanzstichtag bestehen somit ebenso wie zum 

Vorjahresstichtag keine Zinssicherungen. Aus den erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert 

bewerteten Derivaten entstanden im Vorjahr bis zur Auflösung der Zinssicherungsinstrumente 

Aufwendungen in Höhe von 0,1 Mio. €.  
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7.23 Zusätzliche Angaben zu den Finanzinstrumenten 

7.23.1 Buchwerte, Wertansätze und beizulegende Zeitwerte nach Bewertungs-
kategorien 

Die nachfolgende Tabelle stellt die Buchwerte und die beizulegenden Zeitwerte der einzelnen 

finanziellen Vermögenswerte und Verbindlichkeiten für jede einzelne Kategorie von Finanzin-

strumenten dar und leitet diese auf die entsprechenden Bilanzposten über: 

 

Bewertungskategorie nach IAS 39 31.12.2015 Buchwert Zeitwert 31.12.2014 Buchwert Zeitwert

AKTIVA Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Langfristige Vermögenswerte

Sonstige finanzielle Vermögenswerte 50,1 50,1 49,9 11,7 11,7 11,6

davon Beteiligungen

Zur Veräußerung verfügbare finanzielle 

Vermögenswerte 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

davon Übrige Kredite und Forderungen 50,1 50,1 49,9 11,7 11,7 11,6

Kurzfristige Vermögenswerte

Forderungen aus Lieferungen und 

Leistungen, sonstige finanzielle 

Vermögenswerte 548,5 548,5 548,5 226,1 226,1 226,1

davon Forderungen aus Lieferungen und 

Leistungen, sonstige finanzielle 

Vermögenswerte Kredite und Forderungen 548,5 548,5 548,5 226,1 226,1 226,1

Zahlungsmittel und 

Zahlungsmitteläquivalente Kredite und Forderungen 143,3 143,3 143,3 695,4 695,4 695,4

PASSIVA

Finanzschulden 10,0 10,0 9,8 152,9 152,9 149,8

davon Finanzschulden

Finanzielle Verbindlichkeiten, die zu fort-

geführten Anschaffungskosten bewertet 

werden 10,0 10,0 9,8 152,9 152,9 149,8

18,3 18,3 20,5 17,3 17,3 20,4

davon sonstige finanzielle Verbindlichkeiten 

Finanzielle Verbindlichkeiten, die zu fort-

geführten Anschaffungskosten bewertet 

werden 14,7 14,7 16,9 15,9 15,9 19,0

davon aus Finanzierungs-Leasing n.a. 3,6 3,6 3,6 1,4 1,4 1,4

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 

Leistungen

Finanzielle Verbindlichkeiten, die zu fort-

geführten Anschaffungskosten bewertet 

werden 95,3 95,3 95,3 89,6 89,6 89,6

147,6 147,6 147,6 4,5 4,5 4,5

davon Finanzschulden

Finanzielle Verbindlichkeiten, die zu 

fortgeführten Anschaffungskosten bewertet 

werden 147,6 147,6 147,6 4,5 4,5 4,5

21,9 21,9 21,9 24,9 24,9 24,9

davon sonstige finanzielle Verbindlichkeiten

Finanzielle Verbindlichkeiten, die zu fort-

geführten Anschaffungskosten bewertet 

werden 20,9 20,9 20,9 24,4 24,4 24,4

davon aus Finanzierungs-Leasing n.a. 1,0 1,0 1,0 0,5 0,5 0,5

Aggregiert nach Bewertungskategorien, stellen sich die oben genannten Werte wie folgt dar:

Kredite und Forderungen 741,9 741,7 933,2 933,1

Finanzielle Verbindlichkeiten, die zu fort-

geführten Anschaffungskosten bewertet 

werden 288,5 290,5 287,3 287,3

Kurzfristige Schulden

Finanzschulden

Sonstige finanzielle Verbindlichkeiten 

Davon Davon

Finanzinstrumente Finanzinstrumente

Langfristige Schulden

Sonstige finanzielle Verbindlichkeiten 
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Die beizulegenden Zeitwerte der zu fortgeführten Anschaffungskosten bilanzierten finanziellen 

Vermögenswerte und Schulden werden wie folgt den drei Stufen der Fair-Value-Hierarchie zu-

geordnet: 

 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Gesamt Vorjahr

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Langfristige Vermögenswerte aus 

Krediten und Forderungen - 49,9 - 49,9 11,6

Kurzfristige Vermögenswerte aus Krediten 

und Forderungen - 548,5 - 548,5 226,1

Langfristige Schulden aus Finanzschulden - 9,8 - 9,8 149,8

Langfristige Schulden aus sonstigen 

finanziellen Verbindlichkeiten - 20,5 - 20,5 20,4

Kurzfristige Schulden aus 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 

Leistungen - 95,3 - 95,3 89,6

Kurzfristige Schulden aus Finanzschulden 147,6 - - 147,6 4,5

Kurzfristige Schulden aus sonstigen 

finanziellen Verbindlichkeiten - 21,9 - 21,9 24,9

 

Die Stufen der Fair-Value-Hierarchie und ihre Anwendung auf die Vermögenswerte und Schul-

den sind im Folgenden beschrieben: 

 

 Stufe 1: Notierte Marktpreise für identische Vermögenswerte oder Schulden an aktiven 

Märkten 

 Stufe 2: Andere Informationen als notierte Marktpreise, die direkt (z. B. Preise) oder indi-

rekt (z. B. abgeleitet aus Preisen) beobachtbar sind 

 Stufe 3: Informationen für Vermögenswerte und Schulden, die nicht auf beobachtbaren 

Marktdaten basieren.  

 

Die beizulegenden Zeitwerte der Vermögenswerte und Schulden, die der Stufe 2 zuzuordnen 

sind, werden auf Basis direkt am Markt ableitbarer Inputfaktoren, wie z. B. Zinsen, ermittelt. Sie 

ergeben sich aus der Diskontierung zukünftiger Zahlungsströme mit den entsprechenden Input-

faktoren. Dabei wird auch das eigene Kreditrisiko, abgeleitet aus der am Markt notierten Anlei-

he, berücksichtigt.  

 

Von den sonstigen finanziellen Vermögenswerten (langfristig) entfallen 0,0 Mio. € (31. Dezem-

ber 2014: 0,0 Mio. €) auf Beteiligungen, deren Marktwert aufgrund des Fehlens eines aktiven 

Marktes nicht ermittelt werden kann. Sie werden zu Anschaffungskosten bewertet.  
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Forderungen aus Lieferungen und Leistungen, sonstige kurzfristige finanzielle Vermögenswerte 

sowie Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente haben i. d. R. kurze Restlaufzeiten. Des-

halb entsprechen deren Buchwerte zum Abschlussstichtag den Zeitwerten. Die Veränderung im 

Vergleich zum 31. Dezember 2014 resultiert im Wesentlichen aus dem Ausweis von Festgel-

dern in Höhe von 30,0 Mio. € unter den Sonstigen finanziellen Vermögenswerten (langfristig) 

und dem Ausweis in Höhe von 345,0 Mio. € unter den Sonstigen finanziellen Vermögenswerten 

(kurzfristig).  

 

In den Finanzschulden sind ein Darlehen gegenüber einem Kreditinstitut sowie eine Anleihe 

enthalten. Der Zeitwert des Darlehens gegenüber einem Kreditinstitut sowie der Zeitwert der 

langfristigen sonstigen finanziellen Verbindlichkeiten ermitteln sich aus den diskontierten Zah-

lungsströmen. Zur Diskontierung wurde ein der RHÖN-KLINIKUM AG entsprechender risiko- 

und laufzeitadäquater Zinssatz verwendet. Die beizulegenden Zeitwerte der Verbindlichkeiten 

sind aufgrund am Markt beobachtbarer Inputfaktoren der Stufe 2 der Fair-Value-Hierarchie zu-

zuordnen. Der Zeitwert der Anleihe ermittelt sich aus dem Nominalwert multipliziert mit dem 

Kurswert am letzten Handelstag des Berichtsjahres und ist somit der Stufe 1 der Fair-Value-

Hierarchie zuzuordnen.  

 

Bei den Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, den sonstigen finanziellen Verbind-

lichkeiten und den Finanzschulden mit kurzen Restlaufzeiten entsprechen die Buchwerte zum 

Abschlussstichtag den Zeitwerten.  

 

Der Zeitwert der Verbindlichkeiten aus Finanzierungs-Leasing wurde mittels Marktzinskurve 

zum Stichtag ermittelt und entspricht dem aktuellen Buchwert.  
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7.23.2 Nettoergebnis nach Bewertungskategorien 

Aus Kurs-

gewinnen

Zum 

Zeitwert

Wert-

berichtigung

Aus 

Abgang
2015 2014

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Kredite und Forderungen - - 5,9 1,5 7,4 8,3

Derivative Finanzinstrumente 

(Hedge-Accounting) - - - - 0,0 26,9

Finanzielle Verbindlichkeiten, die 

zu fortgeführten Anschaffungs-

kosten bewertet werden - - - - 0,0 34,8

Summe 0,0 0,0 5,9 1,5 7,4 70,0

 + = Aufw and - = Ertrag

Aus der Folgebewertung Nettoergebnis

 

 

Das Nettoergebnis aus der Folgebewertung von Krediten und Forderungen setzt sich aus den 

Erträgen und Aufwendungen aus Wertberichtigungen der Forderungen aus Lieferungen und 

Leistungen zusammen. Der Abgang enthält die als uneinbringlich ausgebuchten Forderungen, 

saldiert mit Erträgen aus Zahlungen aus in der Vergangenheit wertberichtigten Forderungen. 

 

Aus Verbindlichkeiten zu fortgeführten Anschaffungskosten ergaben sich im Geschäftsjahr kei-

ne Aufwendungen und Erträge. 

7.23.3 Finanzielle Verbindlichkeiten (Fälligkeitsanalyse) 

Aus nachfolgender Tabelle sind die vertraglich vereinbarten (undiskontierten) Zins- und Til-

gungsleistungen der originären finanziellen Verbindlichkeiten sowie der derivativen Finanzin-

strumente ersichtlich, einschließlich der unter zur Veräußerung gehaltene Schulden ausgewie-

senen finanziellen Verbindlichkeiten: 

 

2016 2017-2022 >2022

Mio. € Mio. € Mio. €

  Finanzschulden -149,2 -10,3 0,0 

  Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen -95,3 0,0 0,0 

  Sonstige finanzielle Verbindlichkeiten -20,9 -12,1 -6,0 

  Verbindlichkeiten aus Finanzierungs-Leasing -1,2 -3,9 0,0 

-266,6 -26,3 -6,0 

Zahlungsabflüsse
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Die folgende Tabelle stellt die Fälligkeitsanalyse des Vorjahres dar: 

2015 2016-2021 >2021

Mio. € Mio. € Mio. €

  Finanzschulden -6,1 -159,7 0,0 

  Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen -89,6 0,0 0,0 

  Sonstige finanzielle Verbindlichkeiten -24,4 -9,0 -11,1 

  Verbindlichkeiten aus Finanzierungs-Leasing -0,6 -1,4 0,0 

-120,7 -170,1 -11,1 

Zahlungsabflüsse

 

Einbezogen wurden alle finanziellen Verbindlichkeiten, die am Bilanzstichtag im Bestand waren 

und für die bereits Zahlungen vertraglich vereinbart waren. Geplante Zahlungen für zukünftige 

neue Verbindlichkeiten wurden nicht in die Berechnung mit einbezogen. Zinszahlungen wurden 

unter den Vereinbarungen, die zum Bilanzstichtag gültig waren, in die zukünftigen Cash-Flow-

Zahlungen eingerechnet. Kurzfristige Verbindlichkeiten und als jederzeit kündbar vereinbarte 

Verbindlichkeiten wurden in das jeweils kürzeste Zeitraster eingegliedert. 

8 Erläuterungen zur Kapitalflussrechnung 

Die Kapitalflussrechnung zeigt, wie sich die Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente des 

RHÖN-KLINIKUM Konzerns im Laufe des Berichtsjahres durch Mittelzuflüsse und -abflüsse 

verändert haben. Die Auswirkungen von Akquisitionen, Desinvestitionen und sonstigen Verän-

derungen des Konsolidierungskreises sind dabei eliminiert. In Übereinstimmung mit IAS 7 

(Cash-Flow-Statements) wird zwischen Zahlungsströmen aus operativer und investiver Tätigkeit 

sowie aus Finanzierungstätigkeit unterschieden. Die in der Finanzierungsrechnung ausgewie-

sene Liquidität umfasst Kassenbestände, Schecks sowie Guthaben bei Kreditinstituten. Für 

Zwecke der Kapitalflussrechnung werden die kurzfristigen Kontokorrentkredite von den Zah-

lungsmitteln und Zahlungsmitteläquivalenten abgesetzt. Eine Überleitung wird bei den Erläute-

rungen zu den Zahlungsmitteln und Zahlungsmitteläquivalenten gegeben.  

 

Der Erfolg aus Entkonsolidierungen von Tochtergesellschaften im Vorjahr in Höhe von 

1,3 Mrd. € beinhaltet die im Jahr 2014 übergegangenen Gesellschaften an Fresenius/Helios 

sowie an Dritte. Auf die Transaktion mit Fresenius/Helios entfiel im Vorjahr ein Betrag von 

1,3 Mrd. €. Aus der Transaktion mit Fresenius/Helios sind dem Konzern im Vorjahr 3,0 Mrd. € 

zugeflossen, die zur Rückführung von Finanzschulden mit 0,6 Mrd. €, zum Aktienrückkauf mit 

1,6 Mrd. € und für den Aufbau des Partikeltherapiezentrums in Marburg mit 0,1 Mrd. € verwen-

det wurden.  
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Im Jahr 2015 erfolgte aus dem Verkauf von Gesellschaften eine Schlusszahlung in Höhe von 

insgesamt 49,5 Mio. €. 

 

Aus dem Erwerb von Arztsitzen sind 1,4 Mio. € (Vj. 0,4 Mio. €) abgeflossen, des Weiteren er-

folgte eine Kaufpreiszahlung im Zuge des Erwerbs der Kreisklinik Bad Neustadt zum 1. Janu-

ar 2016 in Höhe von 5,5 Mio. €. Der Aktienrückkauf im Jahr 2015 führte zu einem Geldabfluss 

von 167,0 Mio. € (Vj. 1,6 Mrd. €). 

 

In der Kapitalflussrechnung wurden 13,7 Mio. € (Vj. 4,6 Mio. €) ausstehende Baurechnungen 

sowie im Vorjahr nicht zahlungswirksame Gewinne derivativer Finanzinstrumente in Höhe von 

0,1 Mio. € berücksichtigt. Ausschüttungen an nicht beherrschende Anteile betrugen 1,7 Mio. € 

(Vj. 1,0 Mio. €).  

 

Die Kapitalflussrechnung stellt die Veränderung der Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquiva-

lente zwischen zwei Stichtagen dar. In diesen Zahlungsmitteln und Zahlungsmitteläquivalenten 

sind im RHÖN-KLINIKUM Konzern ausschließlich Zuflüsse aus der fortzuführenden Geschäfts-

tätigkeit enthalten, da keine Geschäfte aufgegeben wurden. 
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9 Anteilsbesitz  

9.1 In den Konzernabschluss einbezogene Unternehmen 

Anteil am 

Kapital 

Eigen-

kapital 

Jahres-

ergebnis 

% Tsd. € Tsd. €

Krankenhausgesellschaften 

Haus Saaletal GmbH, Bad Neustadt a. d. Saale 100,0 526 75

Herz- und Gefäß-Klinik GmbH Bad Neustadt, Bad Neustadt a. d. Saale1 100,0 12.158 0

Klinikum Frankfurt (Oder) GmbH, Frankfurt (Oder) 100,0 79.898 6.221

Neurologische Klinik GmbH Bad Neustadt/Saale, Bad Neustadt a. d. Saale 100,0 7.798 2.372

Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH, Gießen 95,0 74.738 5.700

Zentralklinik Bad Berka GmbH, Bad Berka 87,5 117.964 15.216

Anteil am 

Kapital 

Eigen-

kapital 

Jahres-

ergebnis 

% Tsd. € Tsd. €

MVZ-Gesellschaften 

MVZ Bad Neustadt/ Saale GmbH, Bad Neustadt a. d. Saale 100,0 369 0

MVZ des Klinikums Frankfurt (Oder) GmbH, Frankfurt (Oder) (vormals: MVZ Management 

GmbH Brandenburg, Frankfurt (Oder)) 100,0 221 52

MVZ UKGM GmbH, Marburg 95,0 54 37

MVZ Zentralklinik GmbH, Bad Berka 87,5 598 -89

Anteil am 

Kapital 

Eigen-

kapital 

Jahres-

ergebnis 

% Tsd. € Tsd. €

Forschungs- und Bildungsgesellschaften

ESB - Gemeinnützige Gesellschaft für berufliche Bildung mbH, Bad Neustadt a. d. Saale 100,0 1.479 -84

Gemeinnützige Gesellschaft zur Förderung der klinischen Forschung auf dem Gebiet der 

Humanmedizin und zur Betreuung von Patienten an den Universitäten Gießen und Marburg 

mbH, Marburg 100,0 35 0

Anteil am 

Kapital 

Eigen-

kapital 

Jahres-

ergebnis 

% Tsd. € Tsd. €

Grundbesitzgesellschaften 

BGL Grundbesitzverwaltungs-GmbH, Bad Neustadt a. d. Saale 100,0 26.944 539

GPG Gesellschaft für Projekt- und Grundstücksentwicklung GmbH Leipzig, Leipzig 100,0 302 42

Anteil am 

Kapital 

Eigen-

kapital 

Jahres-

ergebnis 

% Tsd. € Tsd. €

Servicegesellschaften

RHÖN-Cateringgesellschaft mbH, Bad Neustadt a. d. Saale 100,0 65 -10

RHÖN-Reinigungsgesellschaft mbH, Bad Neustadt a. d. Saale 100,0 1.762 740

RK Reinigungsgesellschaft Nordost mbH, Bad Neustadt a. d. Saale 51,0 254 -15

RK-Reinigungsgesellschaft Süd mbH i. L., Bad Neustadt a. d. Saale (vormals: RK-

Reinigungsgesellschaft Süd mbH, Bad Neustadt a. d. Saale) 51,0 178 75

UKGM Service GmbH, Bad Neustadt a. d. Saale 100,0 76 -7

1 Die Gesellschaft nimmt die Befreiung von der Offenlegungspflicht gemäß § 264 Abs. 3 HGB in Anspruch.
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Anteil am 

Kapital 

Eigen-

kapital 

Jahres-

ergebnis 

% Tsd. € Tsd. €

Vorratsgesellschaften/sonstige Gesellschaften 

Energiezentrale Universitätsklinikum Gießen GmbH, Gießen 50,0 615 97

Kinderhort Salzburger Leite gemeinnützige Gesellschaft mbH, Bad Neustadt a. d. Saale 100,0 120 42

RHÖN-Kreisklinik Bad Neustadt GmbH, Bad Neustadt a. d. Saale (vormals: Klinik Feuerberg 

GmbH Bad Neustadt/Saale, Bad Neustadt a. d. Saale) 100,0 188 -14

KLINIK "HAUS FRANKEN" GMBH, Bad Neustadt/Saale, Bad Neustadt a. d. Saale 100,0 671 -497

Marburger Ionenstrahl-Therapie Betriebs-Gesellschaft des Universitätsklinikums Heidelberg 

mit beschränkter Haftung, Heidelberg 24,9 10.650 -8.117

Psychosomatische Klinik GmbH Bad Neustadt/Saale, Bad Neustadt a. d. Saale 100,0 2 -6

PTZ GmbH, Marburg 100,0 494 -69

RHÖN Energie für Gesundheit GmbH, Bad Neustadt a. d. Saale (vormals: HEILBAD BAD 

NEUSTADT GMBH, Bad Neustadt a. d. Saale) 100,0 1.521 50

RK Klinik Betriebs GmbH Nr. 35, Bad Neustadt a. d. Saale 100,0 147 -23

Wolfgang Schaffer GmbH, Bad Neustadt a. d. Saale 100,0 593 -5  

9.2 Sonstige Unternehmen gemäß § 313 Abs. 2 Ziff. 2 ff. HGB 

Anteil am 

Kapital 

Eigen-

kapital 

Jahres-

ergebnis 

% Tsd. € Tsd. €

4QD - Qualitätskliniken.de GmbH, Berlin2 20 1.009 62

Bäderland Bayerische Rhön GmbH & Co. KG, Bad Kissingen2 0,1 22 -7

Gesellschaft zur Durchführung des Schulversuchs Generalistische Pflegeausbildung mit 

beruflichen Schwerpunkten in Bayern UG (haftungsbeschränkt), Röhrmoos2 30,0 1 0

HOSPIZ MITTELHESSEN gemeinnützige GmbH, Wetzlar2 15,9 480 100

Seniorenpflegeheim GmbH Bad Neustadt a. d. Saale, Bad Neustadt a. d. Saale2 25,0 592 283

Soemmerring GmbH privates Institut für Bewegungsstörungen und Verhaltensneurologie i.L., 

Bad Nauheim(vormals: Soemmerring GmbH privates Institut für Bewegungsstörungen und 

Verhaltensneurologie, Bad Nauheim)1 31,7 23 0

Wir für Gesundheit GmbH2 33,3 30 0

 1 Zahlen gemäß Jahresabschluss 31. Dezember 2013.

 2 Zahlen gemäß Jahresabschluss 31. Dezember 2014.  
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10 Sonstige Angaben 

10.1 Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 

2015 2014

Anzahl1 Anzahl1 Anzahl1 %

Ärztlicher Dienst 905 854 51 6,0

Pflegedienst 4.273 4.262 11 0,3

Medizinisch-technischer Dienst 2.382 2.328 54 2,3

Funktionsdienst 1.521 1.485 36 2,4

Wirtschafts- und Versorgungsdienst 1.780 1.763 17 1,0

Technischer Dienst 232 230 2 0,9

Verwaltungsdienst 927 944 -17 -1,8

Sonstiges Personal 262 246 16 6,5

12.282 12.112 170 1,4

Veränderungen

1) Nach Köpfen; ohne Vorstände, Geschäftsführer, Auszubildende, Praktikanten und Bundesfreiwilligendienstleistende.  

10.2 Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

31.12.2015 31.12.2014

Mio. € Mio. €

Bestellobligo 12,7 8,7

Operating-Leasing-Verträge

Fällig im Folgejahr 0,7 0,5

Fällig in 2 bis 5 Jahren 1,0 0,4

Fällig nach 5 Jahren 0,2 0,0

Summe Operating-Leasing-Verträge 1,9 0,9

Übrige

Fällig im Folgejahr 41,6 48,6

Fällig in 2 bis 5 Jahren 21,3 13,9

Fällig nach 5 Jahren 5,1 1,2

Summe Übrige 68,0 63,7

 

Vom Bestellobligo entfallen 0,9 Mio. € (Vj. 0,6 Mio. €) auf immaterielle Vermögenswerte sowie 

6,3 Mio. € (Vj. 5,2 Mio. €) auf Sachanlagen.  
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Die übrigen finanziellen Verpflichtungen resultieren hauptsächlich aus Darlehensverträgen und 

Dienstleistungsverträgen (Wartungsverträge, Verträge betreffend den Bezug von Waren, Ver-

träge betreffend Wäschereinigung etc.). 

 

Ferner hat sich die RHÖN-KLINIKUM AG im Zusammenhang mit der Entwicklung und Bildung 

eines medizinischen Netzwerks als Netzwerkpartner zu Investitionen in Höhe von 10,0 Mio. €, 

verteilt über fünf Jahre, beginnend ab dem Jahr 2015, verpflichtet. Zum Stichtag bestehen noch 

Verpflichtungen in Höhe von 9,4 Mio. €.  

 

Aus abgeschlossenen Unternehmenskaufverträgen bestehen zum Bilanzstichtag keine Investi-

tionsverpflichtungen.  

 

Darüber hinaus bestehen betraglich nicht begrenzte selbstschuldnerische Bürgschaftserklärun-

gen für Forderungen von kassenärztlichen Vereinigungen und Krankenkassen gegenüber MVZ-

Tochtergesellschaften aus deren vertragsärztlichen Tätigkeiten sowie bei einer MVZ-

Tochtergesellschaft eine Vertragserfüllungsbürgschaft in Höhe von 0,2 Mio. € als Sicherheit für 

die Vorauszahlungen der kassenärztlichen Vereinigung.  

 

Im Rahmen des Klinikneubaus in Bad Neustadt wurde zur Absicherung der Wiederauffors-

tungsvereinbarung mit dem Freistaat Bayern eine Bankbürgschaft von 0,1 Mio. € ausgereicht. 

 

Im Übrigen besteht bis zum Höchstbetrag in Höhe von 5,1 Mio. € eine selbstschuldnerische 

Bürgschaftserklärung für Fördermittelansprüche des Freistaats Bayern.  

 

Es wird nicht mit einer Inanspruchnahme aus den Bürgschaften gerechnet. 

10.3 Leasingbeziehungen im Konzern 

Leasingtransaktionen sind als Finanzierungs-Leasing bzw. als Operating-Leasing klassifiziert. 

Leasingtransaktionen, bei denen der Konzern als Leasingnehmer alle wesentlichen Chancen 

und Risiken, die mit dem Eigentum verbunden sind, trägt, werden als Finanzierungs-Leasing 

behandelt. Dies betrifft zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2015 die Zentralklinik Bad Berka 

GmbH, die Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH sowie die RHÖN-KLINIKUM AG. 

Dementsprechend hat der Konzern die Leasingobjekte zum Barwert der Mindestleasingraten in 
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Höhe von 5,9 Mio. € (Vj. 2,4 Mio. €) aktiviert und schreibt die Leasinggegenstände in der Folge 

über die geschätzte Nutzungsdauer oder die kürzere Vertragslaufzeit ab. Zugleich wird eine 

entsprechende Verbindlichkeit angesetzt, die in der Folgezeit nach der Effektivzinsmethode 

getilgt und fortgeschrieben wird. Alle anderen Leasingvereinbarungen, bei denen der Konzern 

als Leasingnehmer auftritt, werden als Operating-Leasing behandelt. In diesem Fall werden die 

Leasingzahlungen linear als Aufwand erfasst. 

10.3.1 Verpflichtungen als Leasingnehmer im Rahmen von Operating-Leasing 

Der Konzern mietet medizinische Geräte sowie Wohn- und Büroflächen an, die als kündbare 

Operating-Leasing-Verhältnisse zu qualifizieren sind. Die Leasingvereinbarungen haben in der 

Regel eine Laufzeit bis zu fünf Jahren. Der Konzern hat bei diesen Leasingvereinbarungen eine 

Kündigungsfrist von maximal zwölf Monaten zum Laufzeitende. Die zukünftig zu leistenden 

Mindestleasingzahlungen bis zu einem Jahr betragen 0,7 Mio. €. Die Mindestleasingzahlungen 

für den Zeitraum bis zu fünf Jahren betragen 1,0 Mio. €, über fünf Jahre 0,2 Mio. €. 

10.3.2 Verpflichtungen als Leasingnehmer im Rahmen von Finanzierungs-
Leasing 

Im Rahmen von Finanzierungs-Leasing-Verhältnissen werden vor allem Kopier- und Drucksys-

teme sowie Laborgeräte gemietet. Im Konzern besteht der Grundsatz, Betriebsvermögen stets 

im Eigentum zu erwerben. 

 

2015 2014

Verbindlichkeiten aus Finanzierungs-Leasing - Mindestleasingzahlungen Mio. € Mio. €

Fällig im Folgejahr 1,2 0,6

Fällig in zwei bis fünf Jahren 3,1 1,3

Fällig nach fünf Jahren 0,8 0,0

5,1 1,9

Künftige Finanzierungskosten aus Finanzierungs-Leasing -0,5 0,0

Barwert der Verbindlichkeiten aus Finanzierungs-Leasing 4,6 1,9  

 

2015 2014

Barwert der Verbindlichkeiten aus Finanzierungs-Leasing Mio. € Mio. €

Fällig im Folgejahr 1,0 0,5

Fällig in zwei bis fünf Jahren 2,8 1,4

Fällig nach fünf Jahren 0,8 0,0

4,6 1,9  
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Der Anstieg der Verbindlichkeiten aus Finanzierungs-Leasing resultiert aus dem Zugang diver-

ser Laborgeräte. Die Leasingvereinbarungen beinhalten teilweise Kauf- und Verlängerungsopti-

onen, die nach Ablauf der Mindestvertragslaufzeit ausübbar sind.   

10.3.3 Als Finanzinvestitionen gehaltene Immobilien 

Der Konzern vermietet Wohnflächen an Mitarbeiter, Büro- und Gewerbeflächen an Dritte 

(z. B. Cafeteria) sowie Praxisräume an mit dem Krankenhaus kooperierende Ärzte und Labor-

gemeinschaften im Rahmen von kündbaren Operating-Leasing-Verhältnissen.  

 

Die betragsmäßig wesentlichen Operating-Leasing-Verträge resultieren aus der Vermietung von 

Immobilien an Dritte.  

 

Bei dem absolut größten Posten handelt es sich um die Vermietung einer Immobilie an einen 

Pflegeheimbetreiber. Aufgrund der Bestimmungen des IFRS 13.97 wird der beizulegende Zeit-

wert für die nach IAS 40 bilanzierten Vermögenswerte ermittelt. Der hierbei bestimmte beizule-

gende Zeitwert ist nicht auf einem aktiven Markt beobachtbar und auch nicht von einer Markt-

preisnotierung ableitbar und somit der Stufe 3 der Fair-Value-Hierarchie des IFRS 13 zuzuord-

nen. Der beizulegende Zeitwert bestimmt sich unter Verwendung einer Ertragswertberechnung. 

Als Inputfaktoren werden hierbei die entsprechenden Komponenten des Ertragswertverfahrens 

wie Rohertrag, Bodenwertverzinsung und Bodenrichtwert verwendet. Auf Basis von Ertragswer-

termittlungen werden keine wesentlichen Unterschiede zwischen dem Zeitwert dieser Immobi-

lien und ihren nachfolgend dargestellten Buchwerten gesehen. Aus diesem Grund wurde kein 

externes Zeitwertgutachten eingeholt.  

 

2015 2014

Gesamt Gesamt

Mio. € Mio. €

Anschaffungskosten

01.01. 5,0 6,1

Zugänge 0,0 0,0

Abgänge 0,0 1,1

31.12. 5,0 5,0

Kumulierte planmäßige Abschreibungen

01.01. 1,9 1,8

Abschreibungen 0,2 0,2

Abgänge 0,0 0,1

31.12. 2,1 1,9

Bilanzwert 31.12. 2,9 3,1  
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Die Abschreibungen erfolgen linear über eine Nutzungsdauer von 33 1/3 Jahren. Im Jahr 2015 

wurden hierfür Mieteinnahmen in Höhe von 0,4 Mio. € (Vj. 0,4 Mio. €) erzielt. Die Betriebsauf-

wendungen für die als Finanzinvestitionen gehaltenen Immobilien beliefen sich im Geschäfts-

jahr auf 0,2 Mio. € (Vj. 0,2 Mio. €). Diese entfallen vollständig auf Objekte, mit denen Mietein-

nahmen erzielt wurden. 

 

Die zukünftig zu erhaltenden Mindestleasingzahlungen bis zu einem Jahr betragen 0,1 Mio. €. 

Die Mindestleasingzahlungen für den Zeitraum bis zu fünf Jahren betragen 0,0 Mio. €, über fünf 

Jahre 0,0 Mio. €. 

10.4 Beziehungen zu nahestehenden Unternehmen und Personen 

Nach der Definition gemäß IAS 24.9 sind nahestehende Unternehmen und Personen solche, 

die dem berichtenden Unternehmen nahestehen. Dabei handelt es sich insbesondere um natür-

liche Personen, die das berichtende Unternehmen beherrschen oder an dessen gemeinschaftli-

cher Führung beteiligt sind, maßgeblichen Einfluss haben oder im Unternehmensmanagement 

des berichtenden Unternehmens eine Schlüsselposition einnehmen. Gleiches gilt für nahe Fa-

milienangehörige dieser Personen. Weiterhin umfasst sind Unternehmen derselben Unterneh-

mensgruppe und Unternehmen unter bzw. mit maßgeblichem Einfluss.  

 

Gesellschaften des RHÖN-KLINIKUM Konzerns unterhalten im Einzelfall wechselseitige Ge-

schäftsbeziehungen zu nahestehenden Unternehmen und Personen. Es handelt sich hierbei 

insbesondere um Vermietungen von Gebäuden sowie um Leistungen im Zusammenhang mit 

Telemedizin, Teleradiologie, Pflege sowie Personalgestellungen. Diese Dienstleistungs- und 

Mietbeziehungen werden zu Marktpreisen abgewickelt. 

 

Als nahestehende Unternehmen werden demnach sämtliche Unternehmen, an denen wir zwi-

schen 20,0 % und 50,0 % beteiligt sind und die wegen Unwesentlichkeit nicht in den Konzern-

abschluss einbezogen wurden, identifiziert (zu den Unternehmen des Konzerns wird auf die 
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Anteilsbesitzliste in diesem Anhang verwiesen). Auch gemeinschaftlich geführte Joint-Ventures 

gelten als nahestehend. Aus Konzernsicht bestand im Geschäftsjahr 2015 folgendes Leistungs-

volumen mit nahestehenden Unternehmen: 

 

Aufwand 

2015

Ertrag 

2015

Forderungen 

31.12.2015

Verbindlichkeiten 

31.12.2015

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €

Seniorenpflegeheim GmbH Bad Neustadt a. 

d. Saale, Bad Neustadt a. d. Saale - 419 19 -

4QD - Qualitätskliniken.de GmbH, Berlin 64 - - 24

HOSPIZ MITTELHESSEN gemeinnützige 

GmbH, Wetzlar 7 - - -

71 419 19 24

 

Aus Konzernsicht bestand im Geschäftsjahr 2015 folgendes Leistungsvolumen zu nach der 

Equity-Methode konsolidierten Unternehmen: 

 

Aufwand 

2015

Ertrag 

2015

Forderungen 

31.12.2015

Verbindlichkeiten 

31.12.2015

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €

Energiezentrale Universitätsklinikum 

Gießen GmbH, Gießen 1.071 12 188 89

Marburger Ionenstrahl-Therapie Betriebs-

Gesellschaft des Universitätsklinikums 

Heidelberg mit beschränkter Haftung - 1.022 20.248 -

1.071 1.034 20.436 89  

 

Bei den Forderungen handelt es sich im Wesentlichen um unbesicherte Darlehen zu marktübli-

chen Konditionen. Die Verbindlichkeiten resultieren aus Liefer- und Leistungsbeziehungen.  

 

Als nahestehende Personen werden die Mitglieder des Managements in Schlüsselpositionen 

sowie die mit ihnen im Sinne des § 1589 BGB im ersten Grad verwandten Personen und deren 

Ehegatten behandelt. Zu den Mitgliedern des Managements in Schlüsselpositionen wurden der 

Vorstand der RHÖN-KLINIKUM AG sowie die Mitglieder des Aufsichtsrats gezählt. 
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Mitglieder des Aufsichtsrats der RHÖN-KLINIKUM AG bzw. ihnen nahestehende Unternehmen 

und Einrichtungen haben folgende Leistungen zu marktüblichen Konditionen erbracht: 

 

Nahe stehende Person Unternehmen i.S.v. IAS Art der Leistung  Tsd. € 2015  Tsd. € 2014

Prof. Dr. Gerhard Ehninger AgenDix - Applied Genetic 

Diagnostics - Gesellschaft 

für angewandte 

molekulare Diagnostik 

mbH Laborleistungen 13 8

Aufsichtsratstätigkeit bei 

einem verbundenen 

Unternehmen 2 1

Prof. Dr. h. c. Ludwig Georg Braun B. Braun Konzern (haupt- 

sächlich B. Braun 

Melsungen AG und 

Aesculap AG)

Kauf von medizinischen 

Produkten 7.889 4.612

Peter Berghöfer Aufsichtsratstätigkeit bei 

einem verbundenen 

Unternehmen 1 -

Klaus Handschur Aufsichtsratstätigkeit bei 

einem verbundenen 

Unternehmen 3 3

Dr. Katrin Vernau Aufsichtsratstätigkeit bei 

einem verbundenen 

Unternehmen 2 -

Dr. Heinz Korte Aufsichtsratstätigkeit bei 

einem verbundenen 

Unternehmen 3 8

Detlef Klimpe Aufsichtsratstätigkeit bei 

einem verbundenen 

Unternehmen - 2

Prof. Dr. Jan Schmitt Aufsichtsratstätigkeit bei 

einem verbundenen 

Unternehmen - 1

Stephan Holzinger Aufsichtsratstätigkeit bei 

einem verbundenen 

Unternehmen 1 3

Aufwendungen

 

Die Aufwendungen sind in der Gewinn- und Verlustrechnung unter dem Materialaufwand bzw. 

den Sonstigen Aufwendungen erfasst. Wertminderungen waren im Geschäftsjahr 2015 nicht zu 

erfassen. 

 

Nahe stehende Person Unternehmen i.S.v. IAS Art der Leistung  Tsd. € 2015  Tsd. € 2014

Eugen Münch Telefongebühren 1 1

Prof. Dr. h. c. Ludwig Georg Braun B. Braun Konzern (haupt- 

sächlich B. Braun 

Melsungen AG und 

Aesculap AG)

Kauf von medizinischen 

Produkten - 33

Erträge

 

Die Erträge sind in der Gewinn- und Verlustrechnung unter den Sonstigen Erträgen erfasst. 
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Zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2015 bestanden nachfolgende Forderungen aus Lieferungen 

und Leistungen bzw. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen: 

 

Nahe stehende Person  Tsd. € 2015  Tsd. € 2014  Tsd. € 2015  Tsd. € 2014

Prof. Dr. Gerhard Ehninger - 0 - 0

Prof. Dr. h. c. Ludwig Georg Braun 316 198 - -

Eugen Münch - - 0 0

ForderungenVerbindlichkeiten

 

Die bei der RHÖN-KLINIKUM AG oder ihren Tochterunternehmen angestellten Arbeitnehmer-

vertreter im Aufsichtsrat erhielten im Rahmen ihres Arbeitsverhältnisses die folgenden Bezüge 

im abgelaufenen Geschäftsjahr: 

 

Fix

Ergebnis-

abhängig

Gesamt

 2015

Gesamt 

2014

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €

Peter Berghöfer 124 40 164 159

Björn Borgmann (ab 10.06.2015) 24  - 24 -

Bettina Böttcher 30  - 30 4

Helmut Bühner (bis 10.06.2015) 19 4 23 51

Klaus Hanschur (ab 17.04.2014) 37  - 37 25

Stefan Härtel 48 1 49 39

Annett Müller  (bis 27.02.2014) - - - 5

Werner Prange (bis 27.02.2014) - - - 8

Oliver Salomon (ab 09.04.2014 bis 10.06.2015) 24 1 25 31

Evelin Schiebel (ab 10.06.2015) 22 0 22 -

Prof. Dr. Jan Schmitt (bis 30.04.2014) - - - 45

Dr. Franz-Josef Schmitz (ab 01.05.2014 bis 10.06.2015) 53 0 53 76

381 46 427 443

 

Die vorstehend genannten Aufwendungen werden in der Gewinn- und Verlustrechnung unter 

den Personalaufwendungen erfasst. 
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10.5 Gesamtbezüge des Aufsichtsrats, des Vorstands und des Beirats 

2015 2014

Tsd. € Tsd. €

Bezüge des Aufsichtsrats 2.215 2.586

Bezüge des amtierenden Vorstands 4.156 11.128

Bezüge der ehemaligen Mitglieder des Vorstands 0 0

Bezüge des Beirats 20 20

 

Kreditgewährungen an Mitglieder des Aufsichtsrats, des Vorstands und des Beirats liegen nicht 

vor. Die Mitglieder des Aufsichtsrats halten zusammen einen Aktienbesitz an der RHÖN-

KLINIKUM Aktiengesellschaft von 32,2 % (Vj. 29,3 %) des gesamten Aktienkapitals. Die Familie 

des Aufsichtsratsvorsitzenden, Herrn Eugen Münch, hält 12,4 % (Vj. 11,3 %) der Aktien der 

RHÖN-KLINIKUM Aktiengesellschaft. Davon entfallen 6,9 % (Vj. 6,3 %) auf Eugen Münch und 

5,5 % (Vj. 5,0 %) auf Ingeborg Münch. Prof. Dr. h. c. Ludwig Georg Braun hält mittelbar 19,8 % 

(Vj. 18,0 %) des Grundkapitals. Die Mitglieder des Vorstands halten zum 31. Dezember 2015 

keine Aktien der RHÖN-KLINIKUM Aktiengesellschaft.  
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Die von den Mitgliedern des Aufsichtsrats und des Vorstands sowie deren Ehegatten bzw. Ver-

wandten ersten Grades im Jahr 2015 getätigten Transaktionen von Aktien der RHÖN-

KLINIKUM Aktiengesellschaft wurden gemäß § 15a Wertpapierhandelsgesetz (WpHG) veröf-

fentlicht. Im Berichtszeitraum liegen der RHÖN-KLINIKUM Aktiengesellschaft die nachfolgen-

den Mitteilungen über Geschäfte nach § 15a WpHG von Mitgliedern des Aufsichtsrats bzw. 

Vorstands (Directors´ Dealings) vor: 

 

Datum der 

Transaktion
Vor- und Zuname

Funktion/

Status

Finanzinstrument 

und ISIN

Art und Ort 

der 

Transaktion

Stückzahl Kurs/Preis Geschäftsvolumen

14.09.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
334.455 0,085 EUR 28.428,68 EUR

15.09.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
1.000.000 0,065 EUR 65.200,00 EUR

16.09.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
1.700.000 0,033 EUR 56.100,00 EUR

17.09.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
930.000 0,044 EUR 40.455,00 EUR

18.09.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
800.000 0,044 EUR 35.200,00 EUR

21.09.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
1.400.000 0,024 EUR 34.160,00 EUR

21.09.2015

Eugen Münch

Stephan Holzinger

(Stiftung Münch)

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf

außerbörslich
722.860

nicht

bezifferbar

nicht

bezifferbar

22.09.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
1.100.000 0,020 EUR 21.780,00 EUR

23.09.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM 

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
500.000 0,024 EUR 11.900,00 EUR

24.09.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM 

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
1.000.000 0,025 EUR 24.500,00 EUR

25.09.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM 

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
600.000 0,018 EUR 10.980,00 EUR

28.09.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM 

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
700.000 0,018 EUR 12.600,00 EUR

29.09.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM 

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
800.000 0,020 EUR 16.320,00 EUR

30.09.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM 

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
600.000 0,020 EUR 12.060,00 EUR

01.10.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM 

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
510.000 0,023 EUR 11.883,00 EUR

02.10.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM 

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
510.000 0,024 EUR 11.985,00 EUR

05.10.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM 

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
500.000 0,030 EUR 15.200,00 EUR

06.10.2015
Prof. Dr. h.c. Ludwig 

Georg Braun

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM 

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf über

XETRA
250.374 0,011 EUR 2.854,26 EUR

06.10.2015 Ingeborg Münch

Ehepartner von

Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM 

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf

außerbörslich
3.644.324 0,0234 EUR 85.277,18 EUR

06.10.2015 Eugen Münch
Aufsichtsrats-

mitglied

RHÖN-KLINIKUM 

Andienungsrechte

ISIN DE000A1614Q0

Verkauf

außerbörslich
4.650.071 0,0234 EUR 108.811,66 EUR
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Die Aufwendungen (ohne Umsatzsteuer) für Mitglieder des Aufsichtsrats gliedern sich im Ein-

zelnen wie folgt: 

 

Gesamtbezüge

fixe 

Grundver-

gütung

fixes 

Sitzungs-

geld

fixe 

Gesamt-

vergütung

Gesamt 

2015

Gesamt 

2014

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €

Eugen Münch 120 56 214 390 488

Joachim Lüddecke  (bis 10.06.2015) 35 24 16 75 140

Georg Schulze-Ziehaus 62 38 40 140 119

Wolfgang Mündel 80 56 177 313 401

Peter Berghöfer 40 18 33 91 94

Bettina Böttcher 40 16 20 76 78

Björn Borgmann  (ab 10.06.2015) 22 14 15 51 0

Prof. Dr. h. c. Ludwig Georg Braun  (ab 

12.06.2014) 40 14 22 76 27

Sylvia Bühler  (bis 10.06.2015) 18 6 7 31 55

Helmut Bühner  (bis 10.06.2015) 18 10 12 40 78

Prof. Dr. Gerhard Ehninger 40 12 16 68 45

Stefan Härtel 40 22 30 92 112

Klaus Hanschur  (ab 17.04.2014) 40 18 30 88 70

Reinhard Hartl  (bis 10.06.2015) 18 12 23 53 102

Stephan Holzinger 40 52 73 165 185

Meike Jäger  (ab 10.06.2015) 22 10 17 49 0

Detlef Klimpe (bis 12.06.2014) 0 0 0 0 79

Dr. Heinz Korte  (bis 10.06.2015) 18 12 31 61 146

Michael Mendel  (bis 10.06.2015) 14 6 18 38 107

Dr. Brigitte Mohn 40 10 14 64 59

Annett Müller (bis 27.02.2014) 0 0 0 0 3

Werner Prange (bis 27.02.2014) 0 0 0 0 5

Christine Reißner  (ab 10.06.2015) 22 10 17 49 0

Oliver Salomon (bis 10.06.2015) 18 12 23 53 65

Evelin Schiebel  (ab 10.06.2015) 22 8 8 38 0

Prof. Dr. Jan Schmitt (bis 30.04.2014) 0 0 0 0 23

Dr. Franz-Josef Schmitz (bis 10.06.2015) 18 8 9 35 38

Dr. Katrin Vernau 40 16 23 79 67

867 460 888 2.215 2.586
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Die Gesamtbezüge des Vorstands entfallen im Einzelnen auf: 

Amtierende 

Vorstandsmitglieder

2015 2014 2015 (Min) 2015 (Max) 2015 2014

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €

Grundgehalt (Festvergütung) 192 192 192 192 192 192

Nebenleistungen 10 9 10 10 10 9

Summe 202 201 202 202 202 201

Einjährige variable Vergütung

Tantieme 308 258 258 708 308 258

Mehrjährige variable Vergütung

Virtuelle Aktienoptionen 495 2.875 0 1.965 304 779

Gesamtbezüge 1.005 3.334 460 2.875 814 1.238

Versorgungsaufwand1 61 56 61 61 61 56

Gesamtvergütung 1.066 3.390 521 2.936 875 1.294

Amtierende 

Vorstandsmitglieder

2015 2014 2015 (Min) 2015 (Max) 2015 2014

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €

Grundgehalt (Festvergütung) 211 211 211 211 211 211

Nebenleistungen 9 9 9 9 9 9

Summe 220 220 220 220 220 220

Einjährige variable Vergütung

Tantieme 739 689 689 1.589 739 689

Mehrjährige variable Vergütung

Virtuelle Aktienoptionen 495 2.875 0 1.965 304 779

Gesamtbezüge 1.454 3.784 909 3.774 1.263 1.688

Versorgungsaufwand1 115 83 115 115 115 83

Gesamtvergütung 1.569 3.867 1.024 3.889 1.378 1.771

Amtierende 

Vorstandsmitglieder

2015 2014 2015 (Min) 2015 (Max) 2015 2014

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €

Grundgehalt (Festvergütung) 384 384 384 384 384 384

Nebenleistungen 10 10 10 10 10 10

Summe 394 394 394 394 394 394

Einjährige variable Vergütung

Tantieme 808 741 758 1.866 808 741

Mehrjährige variable Vergütung

Virtuelle Aktienoptionen 495 2.875 0 1.965 304 779

Gesamtbezüge 1.697 4.010 1.152 4.225 1.506 1.914

Versorgungsaufwand1 144 113 144 144 144 113

Gesamtvergütung 1.841 4.123 1.296 4.369 1.650 2.027

1
Versorgungsaufwand umfasst den Dienstzeitaufwand nach IAS 19.

       gewährte Zuwendungen            Zufluss

Martin Menger

(Mitglied des Vorstands)

       gewährte Zuwendungen            Zufluss

Jens-Peter Neumann

(ständiger Vertreter des Vorstandsvorsitzenden)

       gewährte Zuwendungen            Zufluss

Dr. Dr. Martin Siebert

(Vorstandsvorsitzender)
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Die RHÖN-KLINIKUM AG hat im Geschäftsjahr 2014 mit Vereinbarungen vom Mai 2014 den im 

Geschäftsjahr 2014 amtierenden drei Vorstandsmitgliedern Optionsrechte in Form von virtuellen 

Aktien gewährt. Die virtuellen Aktien sind unverfallbar. Die Zusagen haben eine Laufzeit bis 

Juni 2019. Die Auszahlung der gewährten virtuellen Aktien erfolgt mit dem Durchschnittskurs 

der letzten drei Monate vor Laufzeitende, wobei die Auszahlung pro virtueller Aktie auf 40 € 

beschränkt ist. Gemäß IFRS 2 wird dieser Plan als cash-settled plan behandelt und somit als 

Vergütung mit Barausgleich bilanziert. Die Rückstellung für die Verpflichtung aus den virtuellen 

Aktien wurde in Höhe des zu erwartenden Aufwands gebildet. Der beizulegende Zeitwert der 

virtuellen Aktien wird mit Hilfe eines Binomialmodells ermittelt.  

 

Bei der Beendigung des Dienstvertrags erhalten die Vorstände unter bestimmten Vorausset-

zungen eine Altersvorsorgeleistung. Diese beträgt für jedes volle Jahr (zwölf volle Kalendermo-

nate) der Tätigkeit als Vorstandsmitglied 12,5 % der am Tage der Beendigung des Dienstver-

trags geschuldeten Jahresbezüge, insgesamt jedoch höchstens das 1,5-Fache dieser letzten 

Bezüge. Für diese Leistungen, die den Mitgliedern des Vorstands nach Beendigung ihrer Tätig-

keit zugesagt worden sind, wurden folgende Altersvorsorgeleistungen zurückgestellt: 

 

Altersvorsorgeleistungen

Rückstellung

Stand 

31.12.2014

Veränderung

Altersvorsor-

geleistungen

Rückstellung

Stand 

31.12.2015

Nominalbetrag 

bei Vertrags-

ablauf1

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €

Amtierende Vorstandsmitglieder

Martin Menger 244 278 522 1.042

Jens-Peter Neumann 248 103 351 919

Dr. Dr. Martin Siebert 322 177 499 1.294

Gesamt 814 558 1.372 3.255

1
 Anspruch nach planmäßigem Auslaufen des Vorstandsvertrages (31. Dezember 2020) auf Basis der Bezüge.  

10.6 Erklärung zum Corporate Governance Kodex 

Mit gemeinsamem Beschluss des Aufsichtsrats und des Vorstands der RHÖN-KLINIKUM AG 

vom 5. November 2015 wurde die entsprechende Erklärung gemäß § 161 AktG zur Anwendung 

des Deutschen Corporate Governance Kodex im Geschäftsjahr 2015 abgegeben. Diese wurde 

auf der Website der RHÖN-KLINIKUM AG hinterlegt und damit der Öffentlichkeit zugänglich 

gemacht.  
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10.7 Angabe des im Geschäftsjahr für den Abschlussprüfer als Auf-
wand erfassten Honorars (inklusive Auslagenersatz und ohne 
Umsatzsteuer) 

Im Geschäftsjahr 2015 wurden konzernweit Honorare für Abschlussprüfer in Höhe von  

1,5 Mio. € (Vj. 1,3 Mio. €) aufgewendet. Die Honorare inklusive Auslagen und ohne Umsatz-

steuer entfallen auf nachfolgende Leistungen: 

 

2015 2014

Tsd. € Tsd. €

Honorar für Abschlussprüfungsleistungen 862 835

Honorar für andere Bestätigungsleistungen 179 180

Honorar für Steuerberatungsleistungen 203 299

Honorar für sonstige Leistungen 223 16

1.467 1.330

 

Vom Gesamthonorar ohne Umsatzsteuer entfallen 0,1 Mio. € (Vj. 0,1 Mio. €) auf andere  

Abschlussprüfer, die nicht Konzernabschlussprüfer sind. Die Honorare setzen sich wie folgt 

zusammen:  

 

2015 2014

Tsd. € Tsd. €

Honorar für Abschlussprüfungsleistungen 84 89

Honorar für andere Bestätigungsleistungen 0 0

Honorar für Steuerberatungsleistungen 12 17

Honorar für sonstige Leistungen 10 0

106 106
 

10.8 Ereignisse nach dem Abschlussstichtag 

Mit Kaufvertrag vom 31. Juli 2015 hat die RHÖN-Kreisklinik Bad Neustadt GmbH im Rahmen 

eines Asset Deals die Kreisklinik Bad Neustadt unter aufschiebenden Bedingungen zum 

1. Januar 2016 erworben. Die Kreisklinik Bad Neustadt a. d. Saale ist ein Haus der Grund- und 

Regelversorgung mit insgesamt 225 Betten und 8 Palliativplätzen sowie einer Krankenpflege-

schule. Die Kreisklinik hat die Fachrichtungen Chirurgie, Innere Medizin, Gynäkologie und Ge-

burtshilfe, Hals-, Nasen- Ohrenheilkunde sowie Hämodialyse und beschäftigt rund 420 Vollkräf-

te. Über den Erwerb wurde in unseren Zwischenberichten 2015 bereits berichtet. Die aufschie-

benden Bedingungen sind mittlerweile erfüllt, so dass die Kreisklinik zum 1. Januar 2016 in den 

Konzernabschluss einbezogen wird.  
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Um die strategischen Generalthemen Behandlungsexzellenz, Innovation und Netzwerkmedizin 

weiter zu forcieren, hat der Aufsichtsrat im Geschäftsjahr 2015 einer Erweiterung des Vorstands 

zugestimmt. Seit dem 1. Januar 2016 gehört Herr Prof. Dr. med. Bernd Griewing, Sprecher des 

Medical Board, dem Vorstand als Chief Medical Officer (CMO) an. Zu seinen Schwerpunktauf-

gaben gehören die Weiterentwicklung des Medical Board, die Belange von Hygiene und Patien-

tensicherheit sowie das medizinische Prozessmanagement. In diesem Zusammenhang wurde 

die Aufgabenverteilung im Vorstand neu geregelt.    
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11 Organe und Beirat der RHÖN-KLINIKUM AG 

Der Aufsichtsrat der RHÖN-KLINIKUM AG besteht aus: 

 Eugen Münch, Bad Neustadt a. d. Saale, Aufsichtsratsvorsitzender  

Weitere Mandate: 

- Stiftungsrat Deutsche Stiftung Patientenschutz (vormals: Deutsche Hospizstiftung) 

- HCM SE, Bad Neustadt a. d. Saale (Vorsitzender des Verwaltungsrats und geschäfts-

führender Direktor) 

- Stiftung Münch, Vorstand  

 Joachim Lüddecke, Hannover, 1. stv. Vorsitzender, Landesbezirksfachbereichsleiter 

ver.di, Gewerkschaftssekretär (bis 10. Juni 2015) 

 Georg Schulze-Ziehaus, Frankfurt am Main, ab 10. Juni 2015 1. stv. Vorsitzender,  

Landesfachbereichsleiter ver.di, Landesbezirk Hessen  

 Wolfgang Mündel, Kehl, 2. stv. Vorsitzender, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater in  

eigener Praxis 

Weitere Mandate:  

- Jean d’Arcel Cosmétique GmbH & Co. KG, Kehl (Vorsitzender des Beirats) 

- HCM SE, Bad Neustadt a. d. Saale (stv. Vorsitzender des Verwaltungsrats)  

 Peter Berghöfer, Münchhausen, Leiter Finanzen der Universitätsklinikum Gießen und 

Marburg GmbH, Gießen  

Weiteres Aufsichtsratsmandat: 

- Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH, Gießen (seit Dezember 2015) 

 Bettina Böttcher, Marburg, Arbeiterin bei der Universitätsklinikum Gießen und Marburg 

GmbH, Gießen 

 Björn Borgmann, Marburg, Gesundheits- und Krankenpfleger und Vorsitzender des 

Konzernbetriebsrats der RHÖN-KLINIKUM AG (ab 10. Juni 2015) 

 Professor Dr. h. c. Ludwig Georg Braun, Melsungen, Unternehmer 

Weitere Aufsichtsratsmandate: 

- Aesculap AG, Tuttlingen (Vorsitzender des Aufsichtsrats) 

- Aesculap Management AG, Tuttlingen (bis November 2015) 

- B. Braun Avitum AG, Melsungen (Vorsitzender des Aufsichtsrats) 

- B. Braun Melsungen AG, Melsungen (Vorsitzender des Aufsichtsrats) 
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- Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH 

- Stihl AG, Waiblingen 

- WIKUS-Sägenfabrik Wilhelm H. Kullmann GmbH & Co. KG 

Weitere Mandate: 

- B. Braun Medical AG, Luzern, Schweiz (Vizepräsident des Verwaltungsrats) 

- HSBC Trinkhaus & Burkhardt AG, Düsseldorf (Mitglied des Verwaltungsrats)  

(bis Oktober 2015) 

- Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale, Frankfurt (Mitglied des Verwaltungsrats) 

(bis April 2015) 

- Stihl Holding AG & Co. KG, Waiblingen (Mitglied des Beirats) 

 Sylvia Bühler, Berlin, Bundesfachbereichsleiterin ver.di, Mitglied des ver.di-

Bundesvorstands (bis 10. Juni 2015) 

 Helmut Bühner, Bad Bocklet, Krankenpfleger in der Herz- und Gefäß-Klinik GmbH,  

Bad Neustadt a. d. Saale (bis 10. Juni 2015) 

 Professor Dr. Gerhard Ehninger, Dresden, Arzt 

Weiteres Aufsichtsratsmandat: 

- Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH, Gießen 

 Stefan Härtel, Müllrose, Krankenpfleger, Klinikum Frankfurt (Oder) GmbH,  

Frankfurt (Oder) 

Weiteres Mandat: 

- Klinikum Frankfurt (Oder) GmbH, Frankfurt (Oder) (Mitglied im Beirat)  

 Klaus Hanschur, Marburg, Masseur und med. Bademeister 

Weitere Aufsichtsratsmandate: 

- Marburger Spar- und Bauverein eG, Marburg 

- Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH, Gießen 

 Reinhard Hartl, Icking/Irschenhausen, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater  

(bis 10. Juni 2015) 

 Stephan Holzinger, München, geschäftsführender Gesellschafter Holzinger  

Associates GmbH 

Weiteres Aufsichtsratsmandat: 

- Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH, Gießen (bis Mai 2015) 

Weiteres Mandat: 
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- HCM SE, Bad Neustadt a. d. Saale (Verwaltungsrat) 

 Meike Jäger, Berlin, Landesfachbereichsleiterin ver.di, Gewerkschaftssekretärin  

(ab 10. Juni 2015) 

 Dr. Heinz Korte, Ammerland, Notar a. D., Rechtsanwalt (bis 10. Juni 2015) 

Weiteres Aufsichtsratsmandat: 

- Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH, Gießen 

Weiteres Mandat: 

- HCM SE, Bad Neustadt a. d. Saale (Verwaltungsrat) 

 Michael Mendel, Wien, Kaufmann, Vorstand immigon Portfolioabbau AG  

(bis 10. Juni 2015)  

Weiteres Aufsichtsratsmandat:   

HETA ASSET RESOLUTION AG, Klagenfurt  

 Dr. Brigitte Mohn, Gütersloh, Mitglied des Vorstands der Bertelsmann Stiftung 

Weitere Aufsichtsratsmandate: 

- Bertelsmann SE & Co. KGaA, Gütersloh 

- Bertelsmann Management SE, Gütersloh  

- PHINEO gAG, Berlin (Vorsitzende des Aufsichtsrats) 

Weitere Mandate: 

- Mitglied der Bertelsmann Verwaltungsgesellschaft mbH 

- Stiftung Michael Skopp, Bielefeld (Mitglied im Kuratorium) 

- Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe, Gütersloh (Vorsitzende des Kuratoriums)  

- Agentur Nordpol, Hamburg (Mitglied des Expeditionsrats) 

- Dachstiftung Diakonie, Kästorf (Mitglied im Kuratorium) 

- Robert-Koch-Stiftung e. V., Berlin (Mitglied im Kuratorium) (bis Oktober 2015) 

- Flytxt B.V., Niederlande (Non-Executive-Director) (ab April 2015) 

- Clue by Biowink GmbH, Berlin (Mitglied im Advisory Board) (ab September 2015) 

- Sunrise Capital GmbH, Leopoldhöhe (geschäftsführende Gesellschafterin)  

(ab Juli 2015) 

 Christine Reißner, Sülzfeld, Kauffrau (ab 10. Juni 2015) 

 Oliver Salomon, Bad Berka, Krankenpfleger (bis 10. Juni 2015) 

 Evelin Schiebel, Görsbach, Krankenschwester (ab 10. Juni 2015) 
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 Dr. Franz-Josef Schmitz, Cölbe, Arzt (bis 10. Juni 2015) 

 Dr. Katrin Vernau, Hamburg, Verwaltungsdirektorin des WDR Westdeutscher Rundfunk 

Köln  

Weiteres Aufsichtsratsmandat: 

- Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH, Gießen (seit Juli 2015)  

- WDR mediagroup GmbH, Köln (seit März 2015) 

- Duale Hochschule Baden-Württemberg, Stuttgart 

Weitere Mandate: 

- BürgerStiftung Hamburg, Hamburg (Mitglied im Stiftungsrat) (bis Januar 2015)  

- Rheinische Friedrich Wilhelms Universität Bonn, Bonn (Mitglied und stv. Vorsitzende  

im Hochschulrat) 

- Claussen-Simon-Stiftung, Hamburg (Mitglied im Stiftungsrat) 

- Institut für Rundfunkrecht, Köln (Mitglied im Kuratorium der Stiftung zur Förderung des 

Instituts) (seit März 2015) 

- Beitragsservice von ARD, ZDF und Deutschlandradio, Köln (Vorsitzende des Verwal-

tungsrats) (seit März 2015) 

- IVZ Informationsverarbeitungszentrum, Köln (Mitglied im Verwaltungsrat)  

(seit März 2015) 
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Der Vorstand der RHÖN-KLINIKUM AG besteht aus: 

 Dr. med. Dr. jur. Martin Siebert, geschäftsansässig Bad Neustadt a. d. Saale,  

Vorstandsvorsitzender  

Aufsichtsratsmandat: 

- Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH, Gießen (Vorsitzender des  

Aufsichtsrats) 

Weitere Mandate: 

- Willy Robert Pitzer Stiftung, Bad Nauheim (Mitglied im Beirat) 

- Willy Pitzer Beteiligungsgesellschaft mbH, Bad Nauheim (Mitglied im Beirat)  

(seit Januar 2015) 

 Jens-Peter Neumann, geschäftsansässig Bad Neustadt a. d. Saale, ständiger Vertreter 

des Vorstandsvorsitzenden, Vorstandsbereich Finanzen  

 Prof. Dr. med. Bernd Griewing, geschäftsansässig Bad Neustadt a. d. Saale, Vorstands-

bereich Medizin (ab 1. Januar 2016) 

Aufsichtsratsmandat: 

- Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH, Gießen 

Weitere Mandate: 

- Stiftung Münch, München (Vorstand) 

- Mittelhessische Medizin-Stiftung Universitätsklinikum Gießen und Marburg, Gießen 

(Vorstand) 

 Martin Menger, geschäftsansässig Marburg (bis 31. Dezember 2015), geschäftsansäs-

sig Bad Neustadt a. d. Saale (ab 1. Januar 2016), Vorstandsbereich operatives Geschäft  

Weitere Mandate: 

- Klinikum Frankfurt (Oder) GmbH, Frankfurt (Oder) (Vorsitzender des Beirats) 

- Niedersächsische Krankenhausgesellschaft e. V., Hannover (Mitglied im Vorstand) 

- Niedersächsische Krankenhausgesellschaft e. V., Hannover (Schiedsstellenmitglied) 

- Verband der Privatkliniken Niedersachsen und Bremen e. V. (Geschäftsführer) 
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Der Beirat der RHÖN-KLINIKUM AG besteht aus:  

 Professor Dr. med. Frederik Wenz, Heidelberg (Vorsitzender) 

 Dr. Boris Augurzky, Essen 

 Jochen Bocklet, Bad Neustadt a. d. Saale 

 Susanne Helm, Bad Neustadt a. d. Saale  

 Professor Dr. rer. pol. Georg Milbradt, Dresden  

 Helmut Reubelt, Dortmund (bis 21. Juni 2015) 

 Sepp-Rainer Speidel, Schriesheim (bis 21. Juni 2015) 

 Michael Wendl, München 

 

Bad Neustadt a. d. Saale, den 19. Februar 2016 

 

Der Vorstand 

 

 

Prof. Dr. Bernd Griewing  Martin Menger  Jens-Peter Neumann Dr. Dr. Martin Siebert 

 

 
 
 

 

 

 





Anlage II 
111 

 

Versicherung der gesetzlichen Vertreter 

 

Nach bestem Wissen versichern wir, dass gemäß den anzuwendenden Rechnungslegungs-

grundsätzen der Konzernabschluss der RHÖN-KLINIKUM AG ein den tatsächlichen Verhältnis-

sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt und 

im Konzernlagebericht der Geschäftsverlauf einschließlich des Geschäftsergebnisses und die 

Lage des Konzerns so dargestellt sind, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-

des Bild vermittelt wird, sowie die wesentlichen Chancen und Risiken der voraussichtlichen 

Entwicklung des Konzerns der RHÖN-KLINIKUM AG beschrieben sind. 

 

Bad Neustadt a. d. Saale, den 19. Februar 2016 

 

Der Vorstand 

 

 

Prof. Dr. Bernd Griewing  Martin Menger  Jens-Peter Neumann Dr. Dr. Martin Siebert 
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
 

An die RHÖN-KLINIKUM Aktiengesellschaft, Bad Neustadt a. d. Saale 

 

Vermerk zum Konzernabschluss 
 

Wir haben den beigefügten Konzernabschluss der RHÖN-KLINIKUM Aktiengesellschaft und ihrer 

Tochtergesellschaften - bestehend aus Konzernbilanz, Konzern- Gewinn- und Verlustrechnung und 

Konzern-Gesamtergebnisrechnung, Konzern-Eigenkapitalveränderungsrechnung, Konzern-Kapi-

talflussrechnung und Konzernanhang für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015 -

geprüft. 

 

Verantwortung des Vorstands für den Konzernabschluss 

Der Vorstand der RHÖN-KLINIKUM Aktiengesellschaft ist verantwortlich für die Aufstellung dieses 

Konzernabschlusses. Diese Verantwortung umfasst, dass dieser Konzernabschluss in Übereinstim-

mung mit den IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, und den ergänzend nach  

§ 315a Abs. 1 HGB anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften aufgestellt wird und un-

ter Beachtung dieser Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-

mögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt. Der Vorstand ist auch verantwortlich 

für die internen Kontrollen, die er als notwendig erachtet, um die Aufstellung eines Konzernab-

schlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - fal-

schen Darstellungen ist. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage unserer Prüfung ein Urteil zu diesem Konzernabschluss 

abzugeben. Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beach-

tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Abschlussprüfung sowie unter ergänzender Beachtung der International Standards on 

Auditing (ISA) durchgeführt. Danach haben wir die Berufspflichten einzuhalten und die Ab-

schlussprüfung so zu planen und durchzuführen, dass hinreichende Sicherheit darüber erlangt 

wird, ob der Konzernabschluss frei von wesentlichen falschen Darstellungen ist. 

 

Eine Abschlussprüfung umfasst die Durchführung von Prüfungshandlungen, um Prüfungsnach-

weise für die im Konzernabschluss enthaltenen Wertansätze und sonstigen Angaben zu erlangen. 

Die Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Abschlussprüfers. 

Dies schließt die Beurteilung der Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - fal-

scher Darstellungen im Konzernabschluss ein. Bei der Beurteilung dieser Risiken berücksichtigt 
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der Abschlussprüfer das interne Kontrollsystem, das relevant ist für die Aufstellung eines Konzern-

abschlusses, der ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt. Ziel hierbei ist 

es, Prüfungshandlungen zu planen und durchzuführen, die unter den gegebenen Umständen ange-

messen sind, jedoch nicht, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontrollsystems des 

Konzerns abzugeben. Eine Abschlussprüfung umfasst auch die Beurteilung der Angemessenheit 

der angewandten Rechnungslegungsmethoden und der Vertretbarkeit der von dem Vorstand er-

mittelten geschätzten Werte in der Rechnungslegung sowie die Beurteilung der Gesamtdarstellung 

des Konzernabschlusses. 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 

sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. 

 

Prüfungsurteil 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung des Konzernabschlusses zu kei-

nen Einwendungen geführt hat. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 

Konzernabschluss in allen wesentlichen Belangen den IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, 

und den ergänzend nach § 315a Abs. 1 HGB anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften 

und vermittelt unter Beachtung dieser Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-

chendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Konzerns zum 31. Dezember 2015 sowie der Er-

tragslage für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr. 

 

Vermerk zum Konzernlagebericht 

 

Wir haben den beigefügten Konzernlagebericht der RHÖN-KLINIKUM Aktiengesellschaft für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015 geprüft. Der Vorstand der RHÖN-KLINIKUM 

Aktiengesellschaft ist verantwortlich für die Aufstellung des Konzernlageberichts in Übereinstim-

mung mit den nach § 315a Abs. 1 HGB anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften. Wir 

haben unsere Prüfung in Übereinstimmung mit § 317 Abs. 2 HGB und unter Beachtung der für die 

Prüfung des Konzernlageberichts vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Danach ist die Prüfung des 

Konzernlageberichts so zu planen und durchzuführen, dass hinreichende Sicherheit darüber er-

langt wird, ob der Konzernlagebericht mit dem Konzernabschluss sowie mit den bei der Abschluss-

prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, insgesamt ein zutreffendes Bild von der 

Lage des Konzerns vermittelt und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-

fend darstellt. 
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Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung des Konzernlageberichts zu kei-

nen Einwendungen geführt hat.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung des Konzernabschlusses und Konzernlage-

berichts gewonnenen Erkenntnisse steht der Konzernlagebericht in Einklang mit dem Konzernab-

schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns und stellt die Chan-

cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Frankfurt am Main, den 22. Februar 2016 

PricewaterhouseCoopers 

Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Anne Böcker ppa. Stefan Sigmann 

Wirtschaftsprüferin Wirtschaftsprüfer 
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